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Die Presse bewegt sich bei ihrer Tätigkeit der Berichterstattung grundsätz-
lich im Spannungsfeld der verfassungsrechtlich verankerten Grundrechte 
der Meinungsfreiheit nach Art. 5 I, S. 1, 1. Alt. GG, der Pressefreiheit nach 
Art. 5 I, S. 2, 1. Alt. GG und des allgemeinen Persönlichkeitsrechts nach 
Art. 2 I i.V.m. 1 I GG. Das von der Rechtsprechung entwickelte allgemeine 
Persönlichkeitsrecht1, das auch als sonstiges Recht i.S.d. § 823 I BGB zivil-
rechtlich anerkannt ist2, schützt dabei Betroffene vor Beeinträchtigungen 
durch die Presseberichterstattung und hat gerade in der Praxis eine explizite 
Bedeutung. Es dient dem Schutz des engeren Lebens- und Persönlichkeits-
bereichs eines Individuums und gilt insofern als generalklauselartiges  
Rahmenrecht oder unbenanntes Freiheitsrecht, dessen Schutzbereich nicht 
abschließend zu definieren ist.3 Vielmehr werden die Reichweite des allge-
meinen Persönlichkeitsrechts und die Rechtswidrigkeit eines Eingriffs erst 
durch eine umfassende Abwägung der gegenläufigen Grundrechtspositionen 
mit dem Ziel eines Ausgleichs unter dem Prinzip der praktischen Konkor-
danz indiziert. Dabei sind die Besonderheiten des Einzelfalls ebenso zu 
berücksichtigen wie die Gewährleistungen der Art. 8 und 10 EMRK.4 
                                                          
 
1   BGH, NJW 1954, S. 1404 (1405); BGH, GRUR 1955, S. 201 (204); BVerfG, NJW 1957, 
S. 297 (297);BVerfG, NJW 1969, S. 1707 (1707); BVerfG, NJW 1973, S. 1221 (1221 ff.); 
BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1229); BVerfG, NJW 1980, S. 2070 (2070 f.). 
2   Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 323, Rdnr. 1; BGH, NJW 1954, S. 1404 (1404 f.); 
BVerfG, NJW 1958, S. 257 (257); BGH, NJW 1957, S. 1146 (1147); BVerfG, NJW 1973, 
S. 1221 (1223). 
3   Boksanyi, in: Wandkte: Medienrecht Praxishandbuch, S. 296, Rdnr. 3; Lettmaier, JA 2008, 
S. 566 (566 f.); Schwerdtner, JZ 1990, S. 769 (771); Hubmann, JZ 1957, S. 521 (522 f.); 
BGH, ZUM-RD 2010 S. 385 (386); BVerfG, NJW 1980, S. 2070 (2070); BGH, NJW 1987, 
S. 2667 (2667); BGH, NJW 1957, S. 1146 (1147). 
4   Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 141, Rdnr. 13; Di Fabio, in: 
Maunz/Dürig, Art 2 I GG, Rdnr. 233; Hesse, Verfassungsrecht, S. 28, Rdnr. 72; Ebenda, 
S. 142 f., Rdnr. 317 ff.; BGH, ZUM 2004, S. 207 (207, 209); BVerfG, NJW 2006, 
S. 207 (208); BGH, ZUM 2005, S. 735 (737 f.); BGH, NJW 2004 S. 762 (764); BGH 2010, 
ZUM-RD 2010, S. 385 (386); BGH, ZUM-RD 2011, S. 538 (540); BGH, ZUM-RD 2012, 
S. 130 (132). 
2 
Bei der Presseberichterstattung stehen sich einerseits die Persönlichkeits-
rechtsbelange des Betroffenen sowie die Intensität des Eingriffs und an-
dererseits ein allgemeines Informationsinteresse der Öffentlichkeit an der 
Berichterstattung gegenüber.5 Im Zuge der ständigen Rechtsprechung haben 
sich, neben den spezialgesetzlich normierten Regelungen, wie beispielswei-
se der §§ 22 ff. KUG zum Recht am eigenen Bild oder der §§ 185 ff. StGB 
zum Recht der persönlichen Ehre, weitere Ausprägungen beziehungsweise 
Fallgruppen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts herausgebildet. Dazu 
gehören unter anderem das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, 
das Verfügungsrecht über die Darstellung der eigenen Person sowie der 
Schutz gegen untergeschobene Äußerungen.6 Zusätzlich wird in Literatur 
und Rechtsprechung häufig die sogenannte Sphärentheorie mit einer bei-
spielhaften Einteilung in Intim-, Geheim-, Privat-, Sozial-, und Öffentlich-
keitssphäre zur Konkretisierung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
beziehungsweise zur Beurteilung von Schutzniveau und Eingriffsintensität 
herangezogen.7  
I. Problemstellung 
Insbesondere bei Presseberichten über Straftaten wird das Persönlichkeits-
recht von mutmaßlichen oder verurteilten Straftätern nicht selten in erheb-
lichem Maße beeinträchtigt. Gerade eine identifizierende Berichterstattung 
5   Di Fabio, in: Maunz/Dürig, Art. 2 I GG, Rdnr. 236; Branahl, Medienrecht S. 134; Fechner, 
Medienrecht, S. 49 f., Rdnr. 105 f.; BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230 f.). 
6   Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 142 ff., Rdnr. 16 ff.; Fechner, 
Medienrecht, S. 68 ff; Rdnr. 17 ff.; BVerfG, NJW 1984, S. 419 (421 f.); BVerfG, 
NJW 1973, S. 1226 (1227 f.); BVerfG, NJW 1973, S. 1221 (1224). 
7   Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 157 f., Rdnr. 36 f., 39; Rehbock, 
Medien- und Presserecht, S. 35, Rdnr. 87; Hubmann, JZ 1957, S. 521 (524); BVerfG, 
NJW 1973, S. 1226 (1228 ff.); BVerfG, NJW 1973, S. 1643 (1643); BGH, NJW 1991, 
S. 1532 (1533), m.w.N. 
 3 
kann gemäß dem alten Sprichwort semper aliquid haeret8 eine öffentliche 
Bloßstellung und Rufschädigung bedeuten, was auf die negative Vorweg-
qualifikation und mitunter auch Prangerwirkung oder Stigmatisierung der-
artiger Berichte zurückzuführen ist.9 Diese nachteiligen Effekte sind offen-
sichtlich noch gravierender, wenn es sich zum Zeitpunkt der Veröffent-
lichung nicht um einen bereits verurteilten Straftäter, sondern lediglich um 
einen Tatverdächtigen handelt. Da das vermittelte Bild des Leidtragenden 
einer medialen Vorverurteilung gleich kommen kann, bestehen bei einer 
solchen Verdachtsberichterstattung besondere Anforderungen und Grund-
sätze für die Presse und ihre Vertreter, die sich im Zuge der ständigen 
Rechtsprechung herausgebildet haben. In diesem Zusammenhang kommen 
nicht nur mögliche Verletzungen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des 
Betroffenen in Betracht, sondern ebenso etwaige Berührungspunkte mit der 
europarechtlichen Unschuldsvermutung nach Art. 6 II EMRK sowie mit 
pressespezifischen Pflichten. 
II. Zielsetzung 
Über ein Jahr lang steht die sogenannte NSU-Terrorzelle bereits im Mittel-
punkt des allgemeinen und medialen Interesses. Ausgelöst durch die Auf-
deckung der kriminellen Vereinigung Nationalsozialistischer Untergrund 
(kurz: NSU), ihren unfassbaren und schweren mutmaßlich verübten Straf-
taten bis hin zur Offenbarung von wahrscheinlichen Fehlern und Kritik an 
Strafverfolgungs- und Ermittlungsbehörden, beschäftigt dieser spektakuläre 
                                                          
 
8   Irgendetwas bleibt immer hängen, übersetzt nach: Kudla, Lexikon der lateinischen Zitate, 
S. 480, Rdnr. 3143, mit Verweisen auf: Plutarch, Quomodo adulator ab amico internosca-
tur 24; Bacon, De dignitate et augmentis sententiarum 8, 2, 34. 
9   Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 328 f., Rdnr. 13; Bornkamm, NStZ 1983, 
S. 102 (103); Koch, ZRP 1989, S. 400 (400 f.); BVerfG, NJW 1973, 1226 (1229 f.); 
BVerfG, NJW 1993, S. 1463 (1464); BVerfG, NJW 2006, S. 2835 (2835); BVerfG, 
NJW 2009, S. 350 (352); BGH, GRUR 2007, S. 350 (351); BGH, GRUR 2010, 
S. 544 (545). 
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Fall bis heute sämtliche Medien. Da dabei zudem spezielle Konstellationen 
und Umstände existieren, erscheint eine umfassende Untersuchung hinsicht-
lich möglicher Persönlichkeitsrechtsverletzungen explizit erforderlich zu 
sein. Zunächst zählt der Hauptteil der Personen, die von der Pressebericht-
erstattung über die NSU-Terrorzelle betroffen waren, zur besonderen 
Gruppe der Tatverdächtigen. Dabei ist von Bedeutung, dass Beate Zschäpe 
die einzige Überlebende des vermeintlichen Trios des NSU ist. Die beiden 
anderen mutmaßlichen Hauptmitglieder Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos 
hatten bei den primären Ereignissen im November 2011 ihr Leben gelassen. 
Ebenso wie den vermutlich zahlreichen Opfern, könnte ihnen allerdings 
nach ihrem Tod ein postmortaler Persönlichkeitsrechtsschutz zuteilwerden. 
Hinzu kommen außerdem die vermeintlichen Unterstützer und Hilfs-
personen des NSU, die ebenfalls Gegenstand der Presseberichterstattung 
waren. Ein weiterer besonderer Aspekt besteht darin, dass bezüglich des 
Trios Zschäpe, Böhnhardt, Mundlos frühere und aktuelle umfangreiche 
Öffentlichkeitsfahndungsmaßnahmen stattgefunden haben. Daneben spielt 
auch die Informationspolitik der ermittelnden Behörden eine spezielle  
Rolle. Das Ziel der Arbeit besteht darin, mögliche Persönlichkeitsrechtsver-
letzungen betroffener Personen durch eine sachlich und zeitlich abgegrenzte 
Presseberichterstattung über die NSU-Terrorzelle zu untersuchen und dabei 
den besonderen Begleitumständen des Falls Rechnung zu tragen. 
III. Aufbau der Arbeit 
Nach der formalen Einleitung in Kapitel A, die insbesondere die Problem-
stellung, die Zielsetzung sowie den Aufbau der Arbeit beinhaltet, werden in 
Kapitel B zunächst der Sachverhalt und Hintergrund der NSU-Terrorzelle 
erläutert. Dabei bilden die Ausführungen zu primären Ereignissen und der 
Aufdeckung der terroristischen Vereinigung, zu den angelasteten Straftaten, 
zu mutmaßlich beteiligten Personen sowie ein Überblick über den Ermitt-
lungsverlauf bis heute eine möglichst sachliche Grundlage für den weiteren 
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Verlauf der vorliegenden Arbeit. In Kapitel C wird anschließend die 
Presseberichterstattung über die NSU-Terrorzelle thematisiert. Nach einigen 
grundlegenden Vorbemerkungen zur Presseberichterstattung über Tatver-
dächtige und Straftäter folgt die sachliche und zeitliche Abgrenzung der 
betrachteten Presseerzeugnisse. Anschließend findet der im Fall des NSU 
besondere Aspekt von Öffentlichkeitsfahndungen Berücksichtigung. Nach-
träglich werden erste allgemeine Schlussfolgerungen für die Pressebericht-
erstattung über die NSU-Terrorzelle abgeleitet. Darauf aufbauend be-
schäftigt sich das folgende Kapitel D ausführlich mit möglichen Persönlich-
keitsrechtsverletzungen der Haupttatverdächtigen Beate Zschäpe. Diesbe-
züglich werden drei relevante Fallgruppen einbezogen: Persönlichkeits-
rechtsverletzungen durch die Bildberichterstattung, durch die Namens-
nennung in Zusammenhang mit Straftaten und durch die Wortberichter-
stattung. Danach erfolgt eine explizite Untersuchung des ausgewählten 
Sonderbeispiels DAS FOTO-ALBUM DER NAZI-BRAUT. In Kapitel E 
werden, auf Basis der im vorherigen Kapitel gewonnenen grundlegenden 
Erkenntnisse, Unterschiede und Besonderheiten bei möglichen Persönlich-
keitsrechtsverletzungen der mutmaßlichen Unterstützer der NSU-Terror-
zelle herausgearbeitet. Dabei besteht eine personenbezogene Unterteilung 
zwischen Holger G. und Andre E., Ralf Wohlleben sowie weiterer durch die 
betrachtete Presseberichterstattung bereits Verdächtigter. In Kapitel F wird 
die besondere Konstellation eines etwaigen postmortalen Persönlichkeits-
rechtsschutzes für die beiden verstorbenen Tatverdächtigen Uwe Böhnhardt 
und Uwe Mundlos sowie für die vermeintlichen Opfer des NSU berücksich-
tigt. Abschließend erfolgen in Kapitel G eine zusammenfassende kritische 
Würdigung und ein Fazit hinsichtlich Persönlichkeitsrechtsverletzungen 
durch die abgegrenzte Pressebericherstattung über die NSU-Terrorzelle.  
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B. SACHVERHALT UND HINTERGRUND 
DER NSU-TERRORZELLE 
Dieses Kapitel dient einer einführenden Erläuterung zum Sachverhalt und 
Hintergrund der NSU-Terrorzelle. Dabei finden insbesondere die Auf-
deckung der Vereinigung, die angelasteten Straftaten, die mutmaßlich be-
teiligten Personen sowie der Ermittlungsverlauf bis zur aktuellen Situation 
Berücksichtigung. Aus Gründen der Objektivität und ohne einen Vorgriff 
auf die Presseberichterstattung zu dieser Thematik werden veröffentlichte 
Mitteilungen von beteiligten Institutionen und Behörden, gerichtliche Be-
schlüsse sowie das Gutachten zum Verhalten der Thüringer Behörden und 
Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des „Zwickauer Trios“ herange-
zogen. 
I. Primäre Ereignisse und Aufdeckung 
Mehrere taggleiche Ereignisse führten Anfang November 2011 zur Auf-
deckung der NSU-Terrorzelle und ihrer vermeintlichen Aktivitäten. Der 
derzeitige Ermittlungsstand lässt die folgende wahrscheinliche Rekonstruk-
tion zu: 
Am Morgen des 04.11.2011 begingen Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos 
einen Banküberfall in der Sparkassenfiliale am Nordplatz in Eisenach. Mit 
circa 75.000 Euro Beute flohen sie mit Fahrrädern zu einem Wohnmobil.10 
Als sich gegen Mittag eine Polizeistreife dem lokalisierten Wohnwagen in 
einer Eisenacher Wohngegend näherte, schossen die darin befindlichen 
Männer kurz auf die Beamten und setzten das Gefährt in Brand. Im Zuge 
dessen tötete Mundlos seinen Komplizen Böhnhardt und anschließend sich 
10   Schäfer et al., Gutachten, S. 11, Rdnr. 1; BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, 
S. 8 f., Rdnr. 13. 
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selbst.11 Die in enger Beziehung stehende Beate Zschäpe erlangte auf unbe-
kannte Weise Kenntnis von den Ereignissen. Um die Ermittlungsarbeit zu 
erschweren und Beweismittel zu vernichten, legte sie daraufhin gegen 
15.00 Uhr einen explosiven Brand in der gemeinsam genutzten Wohnung in 
Zwickau und verschwand.12 Nachdem in den drauffolgenden Tagen ein 
europaweiter Haftbefehl wegen schwerer Brandstiftung gegen Zschäpe 
erlassen und öffentlich gefahndet wurde, stellte sie sich am Nachmittag des 
08.11.2011 der Polizei in Jena.13  
Die weiteren Ermittlungen führten schließlich zur Aufdeckung der rechts-
extremistisch-terroristischen Vereinigung Nationalsozialistischer Unter-
grund und deren vermeintlichen Mitgliedern beziehungsweise Begründern 
Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe.14 Die Gruppierung ging vermutlich 1998 
aus der rechtsextremistischen Szene Jenas hervor. Höchstwahrscheinlich 
waren die Mitglieder des NSU bereits vorher in einschlägigen Gemein-
schaften wie der Kameradschaft Jena, der Anti-Antifa Ostthüringen und 
dem Thüringer Heimatschutz sowie der Blood- & Honour-Bewegung orga-
nisiert oder es bestanden zumindest Verbindungen zu diesen.15 Die Vereini-
gung NSU verfolgte offenbar das Ziel, gesellschaftliche Veränderungen hin 
zu einer nationalsozialistisch-ideologischen Ausrichtung Deutschlands 
11   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 8 f., Rdnr. 13; Generalbundesanwalt, 
Pressemitteilung 32/2012 vom 08.11.2012. 
12   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 9, Rdnr. 14; Schäfer et al., Gutachten, S. 11, 
Rdnr. 1; Polizeidirektion Südwestsachsen, Medieninformation 644/2011 vom 04.11.2011; 
Thüringer Innenministerium, Medieninformation 40/11 vom 15.11.2011. 
13   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 10, Rdnr. 15; Polizeidirektion Südwest-
sachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninformation vom 08.11.2011; 
Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 09.11.2011. 
14   Schäfer et al., Gutachten, S. 11, Rdnr. 2; Thüringer Innenministerium, Medieninforma- 
tion 40/11 vom 15.11.2011. 
15   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 3 f., Rdnr. 5 f.; Schäfer et al., Gutachten, 
S. 35 f., Rdnr. 36 f.; Ebenda, S. 38 ff., Rdnr. 45 ff.; Sippel, in: DBT – Stenografischer 
Dienst, Innenausschuss, 58. Sitzung am 21.11.2011, S. 8 f. 
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mithilfe von Waffengewalt herbeizuführen. Die Aktivitäten des NSU be-
ruhten scheinbar auf fremden- und staatsfeindlichen Motiven und bezweck-
ten die Tötung von Menschen mit ausländischer Herkunft sowie von Re-
präsentanten des Staates.16  
II. Angelastete Straftaten 
Bereits in den neunziger Jahren waren die Einzelpersonen Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe unter anderem wegen Diebstahl, Körperverletzung, 
Volksverhetzung und Kennzeichenverwendung verfassungswidriger Orga-
nisationen strafrechtlich in Erscheinung getreten.17 Des Weiteren ermittelte 
die Staatsanwaltschaft Gera seit 1996 gegen das Trio und weitere Beschul-
digte hinsichtlich in Jena aufgefundener unkonventioneller Spreng- und 
Brandvorrichtungen sowie Briefbombenimitaten. Bei der Durchsuchung 
einer von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe mutmaßlich zur Herstellung 
von Sprengsätzen genutzten Garage am 26.01.1998 wurden Rohrbomben 
sowie 1,392 kg TNT gefunden.18 Daraufhin tauchte das Trio unauffindbar 
unter. Am 28.01.1998 wurden gegen die drei Flüchtigen Haftbefehle gemäß 
§§ 86a, 311b, 25 II, 52 StGB erlassen.19 Die folgenden umfangreichen, aber 
womöglich unkoordinierten, Fahndungsmaßnahmen und Ermittlungen von 
Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz, Thüringer Landeskriminalamt, 
Bundeskriminalamt und weiteren Behörden blieben erfolglos.20 Die 
                                                          
 
16   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 4, Rdnr. 6; Generalbundesanwalt, Presse-
mitteilung 37/2011 vom 13.11.2011. 
17   Schäfer et al., Gutachten, S. 27 ff., Rdnr. 22 ff.; Ebenda, S. 36 f., Rdnr. 38 ff.; Ebenda, 
S. 37 f., Rdnr. 43.  
18   Schäfer et al., Gutachten, S. 62 f., Rdnr. 77; Ebenda, S. 69 ff., Rdnr. 92 ff.; Ebenda, S. 72, 
Rdnr. 99; BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 3, Rdnr. 5. 
19   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 3, Rdnr. 5; Schäfer et al., Gutachten, S. 75, 
Rdnr. 108. 
20   Schäfer et al., Gutachten, S. 89 – 126, Rdnr. 149 – 238; Sippel, in: DBT – Stenografischer 
Dienst, Innenausschuss, 58. Sitzung am 21.11.2011, S. 9 f. 
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eingeleiteten und zusammengefassten Ermittlungsverfahren gegen Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe wurden von der Staatsanwaltschaft Gera zum 
23.06.2003 wegen Eintritts der Verfolgungsverjährung gemäß § 78 StGB 
am 22.06.2003 eingestellt. Bezüglich eines seit 10.12.1997 rechtskräftigen 
Urteils des Landgerichts Gera gegen Böhnhardt wegen Volksverhetzung trat 
am 09.12.2007 Vollstreckungsverjährung nach § 79 StGB ein.21 
Nach der Untersuchung und Beweissicherung im Wohnmobil sowie in den 
Trümmern des explodierten Zwickauer Wohnhauses im November 2011 
konnten der NSU-Terrorzelle weitere mutmaßlich verübte schwere Straf-
taten in ganz Deutschland zugeordnet werden. Entscheidende Beweismittel 
waren dabei verschiedenste Waffen und Datenträger sowie DVDs eines 
Propagandavideos.22 Sequenzen in besagtem Video sowie kriminaltech-
nische Untersuchungen von zwei vermeintlichen Tatwaffen sprechen dafür, 
dass die Vereinigung NSU von 2000 bis 2006 für neun Morde an Mitbür-
gern ausländischer Herkunft in Nürnberg, Hamburg, München, Rostock, 
Dortmund und Kassel verantwortlich ist.23 Diese Mordserie trägt auch die 
Bezeichnungen Ceska-, Imbissbuden- oder Döner-Morde. Letzterer Begriff 
wurde 2011 sogar zum Unwort des Jahres gekürt24, woraufhin auch behörd-
liche Mitteilungen abgeändert wurden. Aufgrund des Fundes von Dienst-
waffen und Polizeiausrüstung wird dem NSU ebenfalls der sogenannte 
Polizistenmordanschlag von Heilbronn am 25.04.2007 zugerechnet, bei dem 
die junge Polizeibeamtin Michele Kiesewetter getötet und ihr Kollege 
lebensgefährlich verletzt wurde.25 Außerdem wird vermutet, dass die 
21   Schäfer et al., Gutachten, S. 126, Rdnr. 239; Ebenda, S. 32 f., Rdnr. 27 ff.; Ebenda, 
S. 234 f., Rdnr. 429. 
22   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 35/2011 vom 11.11.2011; Ziercke, in: DBT – Ste-
nografischer Dienst, Innenausschuss, 58. Sitzung am 21.11.2011, S. 6. 
23   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 6 f., Rdnr. 9; Ebenda, S. 8, Rdnr. 11, Gene-
ralbundesanwalt, Pressemitteilung 32/2012 vom 08.11.2012. 
24   Sprachkritische Aktion UNWORT DES JAHRES, Pressemitteilung vom 17.01.2012. 
25   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 7, Rdnr. 10; Generalbundesanwalt, Presse-
mitteilung 32/2012 vom 08.11.2012. 
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NSU-Terrorzelle an den zwei Sprengsatzanschlägen in Köln vom 
19.01.2001 und 09.06.2004 beteiligt gewesen ist.26 Mitglieder der 
Gruppierung sollen zusätzlich zahlreiche bewaffnete Raub- und Banküber-
fälle in ganz Deutschland begangen haben, um ihre Aktivitäten zu finan-
zieren.27 
III. Mutmaßlich beteiligte Personen 
Die drei aus Jena stammenden Personen Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos 
und Beate Zschäpe gelten nach der Aufdeckung als Hauptakteure und Be-
gründer der NSU-Terrorzelle. Vermeintlich führten familiäre Probleme, 
fehlende Anerkennung und Akzeptanz oder politische Motivation dazu, 
dass die Drei sich als Jugendliche und junge Erwachsene der rechtsex-
tremistischen Szene anschlossen.28 Seit Beginn der neunziger Jahre soll 
zwischen dem Trio nicht nur eine enge Freundschaft, sondern auch eine 
besondere Dreiecksbeziehung entstanden sein. Offenbar war Zschäpe ab-
wechselnd mit den beiden Männern liiert.29 Aus dieser Konstellation er-
wuchs eine sehr enge Verbindung auf der gemeinsamen Basis der Ideologie 
und Gesinnung des Nationalsozialismus. Nach der Teilnahme an vielfachen 
rechtsextremistischen Veranstaltungen und dem Engagement in ein-
schlägigen Gruppierungen radikalisierte sich die Dreiergemeinschaft zu-
nehmend.30 Vermutlich Anfang 1998 beschlossen Böhnhardt, Mundlos und 
Zschäpe, eine eigenständige Vereinigung zu gründen, um ihren politischen 
Kampf mit Waffengewalt voranzutreiben. Spätestens seit 2001bezeichneten 
                                                          
 
26   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 39/2011 vom 24.11.2011; Generalbundesanwalt, 
Pressemitteilung 32/2012 vom 08.11.2012. 
27   Ziercke, in: DBT – Stenografischer Dienst, Innenausschuss, 58. Sitzung am 21.11.2011, 
S. 5 f.; Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 32/2012 vom 08.11.2012. 
28   Schäfer et al., Gutachten, S. 26, Rdnr. 20; Ebenda, S. 58, Rdnr. 70. 
29   Schäfer et al.; Gutachten, S. 34, Rdnr. 33; Ebenda, S. 58, Rdnr. 69. 
30   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 32/2012 vom 08.11.2012; Schäfer et al., Gutachten, 
S. 43 ff., Rdnr. 54 ff.; Ebenda, S. 60, Rdnr. 73.  
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sie sich als Nationalsozialistischer Untergrund.31 Das gemeinschaftliche 
Abtauchen sowie die Verschleierung der Identität seit 1998 hat das Trio, das 
sich selbst als Familie sieht, weiter zusammengeschweißt.32 Nach derzei-
tigen Erkenntnissen waren die Drei durchaus gleichberechtigte Mitglieder 
des NSU, wobei einzelne Bereiche wie Tatausführungen, Logistik und Aus-
strahlung von Normalität arbeitsteilig abgestimmt wurden.33 Eine Übersicht 
mit persönlichen Daten und Hintergrundinformationen über Uwe Böhn-
hardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe ist in Anhang 1, Abb. 1 abgebildet. 
Die Ermittlungen nach der NSU-Aufdeckung offenbarten außerdem mut-
maßliche Unterstützer und Hilfspersonen der kriminellen Vereinigung. Der 
am 13.11.2011 festgenommene Holger G. hat den NSU vermutlich bei der 
Beschaffung von Ausweisdokumenten und der Anmietung von Wohn-
mobilen unterstützt.34 Am 24.11.2011 wurde Andre E. gefasst, der das Pro-
pagandavideo der Terrorzelle produziert und dem Trio auf ihn und seine 
Ehefrau ausgestellte Bahncards zur Verfügung gestellt haben soll.35 Die 
Festnahme des in der rechtsextremistischen Szene bekannten Ralf Wohl-
leben erfolgte am 29.11.2011. Neben der Hilfe bei der Flucht 1998 sowie in 
finanzieller Hinsicht, wird ihm unterstellt, dem NSU eine Schusswaffe samt 
Munition beschafft und durch einen Kurier übersandt zu haben.36 Den 
eigentlichen Kauf dieser Pistole, die später als Tatwaffe der Ceska-Morde 
identifiziert werden konnte, soll dabei der am 01.02.2012 ergriffene 
Carsten S. getätigt haben.37 Am 11.12.2011 wurde Matthias D. festgenom-
men, der höchstwahrscheinlich für die untergetauchte Dreiergemeinschaft in 
31   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 4, Rdnr. 6. 
32   Ebenda, S. 10 f., Rdnr. 17. 
33   Schäfer et al., Gutachten, S. 61 f., Rdnr. 76; Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 
32/2012 vom 08.11.2012. 
34   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 38/2011 vom 14.11.2011. 
35   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 39/2011 vom 24.11.2011. 
36   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 41/2011 vom 29.11.2011. 
37   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 3/2012 vom 01.02.2012. 
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2001 und 2008 zwei Wohnungen in Zwickau angemietet hat.38 Die Ermitt-
ler vermuten, dass es zwar noch weitere Unterstützer im Umfeld der NSU-
Terrorzelle, allerdings keine Verbindungen zu anderen Gruppierungen 
gab.39 
IV. Ermittlungsverlauf seit 2011 und aktuelle Situation 
Nach den Geschehnissen vom 04.11.2011 ermittelten zunächst die jeweils 
zuständigen Landespolizeibehörden in Thüringen und Sachsen.40 Beate 
Zschäpe wurde am 08.11.2011 verhaftet, nachdem sie sich bei der Polizei-
inspektion Jena gestellt hatte. Bei der Haftrichtervorführung beim Amts-
gericht Zwickau am 09.11.2011 schwieg die Tatverdächtige.41 Die Auf-
deckung des NSU und das voraussichtliche Ausmaß dieses Falls führten 
dazu, dass die Bundesanwaltschaft ab dem 11.11.2011 die Ermittlungen 
gegen Mitglieder und Unterstützer der terroristischen Vereinigung über-
nahm. Dabei beauftragte der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichthof 
als oberste Strafverfolgungsbehörde das Bundeskriminalamt sowie die Lan-
deskriminalämter Baden-Württemberg, Sachsen und Thüringen mit den 
polizeilichen Ermittlungen.42 Am 01.12.2011 gaben die Bundesanwaltschaft 
und das Bundeskriminalamt eine gemeinsame Pressekonferenz in Karls-
ruhe, bei der sie über den aktuellen Ermittlungsstand informierten und die 
Öffentlichkeit um Mithilfe und Hinweise zu Böhnhardt, Mundlos und 
Zschäpe baten.43 
                                                          
 
38   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 47/2011 vom 11.12.2011. 
39   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 32/2012 vom 08.11.2012. 
40   Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 07.11.2011. 
41   Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 09.11.2011. 
42   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 35/2011 vom 11.11.2011. 
43   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 42/2011 vom 29.11.2011; n-tv mediathek, BKA 
veröffentlicht Fahndungsplakat. 
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Wie bereits erläutert, wurden vom 13.11.2011 bis zum 01.02.2012 fünf 
mutmaßliche Unterstützer festgenommen, die sich seitdem, wie Beate 
Zschäpe, in Untersuchungshaft befanden. Am 28.02.2012 entschied der 
Bundesgerichthof, Zschäpes Haftbeschwerde vom 13.11.2011 zu verwerfen, 
da die Untersuchungshaft wegen dringendem Tatverdacht und Fluchtgefahr 
nach § 112 StPO sowie zur zukünftigen Aufklärung der Taten als notwen-
dig und verhältnismäßig nach § 116 StPO erachtet wurde.44 Weitere Be-
schlüsse des Bundesgerichthofs vom 18.05.2012 und 12.09.2012 bestätigten 
die gerechtfertigte Fortdauer der Untersuchungshaft von Zschäpe nach 
§§ 121, 122 StPO.45 Mit Beschluss vom 14.06.2012 ordnete der Bundes-
gerichtshof auch für Ralf Wohlleben eine fortdauernde Untersuchungshaft 
an.46 Die Haftbefehle der Beschuldigten Holger G., Carsten S., Matthias D. 
und Andre E. wurden im Mai und Juni 2012 von der Bundesanwaltschaft 
wegen fehlendem dringenden Tatverdacht und unwahrscheinlicher Flucht-
gefahr aufgehoben.47 
Gut ein Jahr nach den primären Ereignissen und der Aufdeckung der 
NSU-Terrorzelle erhob die Bundesanwaltschaft am 08.11.2012 Anklage 
gegen Beate Zschäpe sowie gegen die mutmaßlichen Unterstützer Ralf 
Wohlleben, Carsten S., Andre E. und Holger G. vor dem Oberlandesgericht 
München.48 Die Anklagepunkte gegen die einzelnen Beschuldigten sind in 
Anhang 2, Abb. 2 zusammenfassend dargestellt. Seit dem 06.05.2013 läuft 
der sogenannte NSU-Prozess.49 
44   BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12, S. 3, Rdnr. 2 f.; Ebenda, S. 12 f., Rdnr. 19 f. 
45   BGH, Beschluss vom 12.09.2012, AK 27/12, S. 2; Ebenda, S. 3, Rdnr. 2 f.; Ebenda, S. 4, 
Rdnr. 5.  
46   BGH, Beschluss vom 14.06.2012, AK 18/12, StB 7/12, S. 2; Ebenda, S. 13 f., Rdnr. 24 ff. 
47   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 13/2012 vom 29.05.2012; BGH, Beschluss vom 
25.05.2012, AK 14/12, S. 3, Rdnr. 3; Ebenda, S. 14 f., Rdnr. 28; Ebenda, S. 17 f., Rdnr. 33; 
BGH, Beschluss vom 14.06.2012, AK 17/12, S. 3, Rdnr. 4; Ebenda, S. 10 f., Rdnr. 18. 
48   Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 32/2012 vom 08.11.2012; OLG München, Presse-
mitteilung Strafsachen vom 08.11.2012. 
49   OLG München, Pressemitteilung Strafsachen vom 15.04.2013. 
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Zwischenzeitlich entfachten immer wieder Diskussionen über die mangeln-
de Abstimmung und Zusammenarbeit sowie Fehler beteiligter Behörden bei 
aktuellen und vergangenen Ermittlungen. Insbesondere der Verfassungs-
schutz und der Militärische Abschirmdienst gerieten in die Kritik. Um ein 
etwaiges Fehlverhalten von Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden zu prüfen 
und eine möglichst lückenlose Aufklärung des Falls der NSU-Terrorzelle 
zu gewährleisten, wurden verschiedene Untersuchungskommissionen 
und -ausschüsse auf Bundes- und Länderebene ins Leben gerufen.50 Diese 
Aspekte finden in der vorliegenden Arbeit allerdings keine Berücksich-
tigung. Der Fokus liegt auf der Personenberichterstattung bezüglich der 
NSU-Terrorzelle durch die Presse.  
                                                          
 
50   Thüringer Innenministerium, Medieninformation 42/11 vom 23.11.2011; Deutscher Bun-
destag, Drucksache 17/8453 vom 24.01.2012; Sächsischer Landtag, Drucksache 5/8497 
vom 28.02.2012; Bayerischer Landtag, Drucksache 16/13150 vom 04.07.2012. 
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C. DIE PRESSEBERICHTERSTATTUNG ÜBER 
DIE NSU-TERRORZELLE 
Nach einigen prägnanten Vorbemerkungen bezüglich der Zulässigkeit der 
Presseberichterstattung über Tatverdächtige und Straftäter beschäftigt sich 
dieses Kapitel zunächst mit der sachlichen und zeitlichen Abgrenzung der in 
der vorliegenden Arbeit betrachteten Presseberichterstattung. Anschließend 
werden der im Fall des NSU besondere Aspekt von Öffentlichkeitsfahn-
dungen sowie mögliche Auswirkungen auf die Presseberichterstattung ver-
deutlicht. Nachträglich werden erste allgemeine Schlussfolgerungen für die 
Presseberichterstattung über die NSU-Terrorzelle abgeleitet. 
I. Vorbemerkungen zur Presseberichterstattung über 
Straftäter und Tatverdächtige 
Die Presse und ihre Vertreter haben bei diesem komplexen Fall der Bericht-
erstattung nicht zuletzt wegen etwaigen gravierenden Auswirkungen für 
Betroffene besondere Maßstäbe zu beachten. Dabei spielen die durch die 
Rechtsprechung konstruierten Anforderungen an eine zulässige Kriminal- 
und Verdachtsberichterstattung, die Problematik der Geltung der Un-
schuldsvermutung sowie die Berücksichtigung von Presserecht und Presse-
kodex eine Rolle.  
1. Grundsätze der Kriminal- und Verdachtsberichterstattung 
Die sogenannte Kriminal- und Verdachtsberichterstattung nimmt im 
Spannungsverhältnis von Meinungsfreiheit, Pressefreiheit und Persönlich-
keitsrecht eine besondere Stellung ein, mit der sich in Literatur und Recht-
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sprechung umfangreich auseinandergesetzt wurde.51 Bereits in der Lebach-
Entscheidung vom 05.06.1973 entwickelte das Bundesverfassungsgericht 
grundlegende Zulässigkeitsvoraussetzungen für Kriminalberichte über be-
reits verurteilte Straftäter.52 Bei einer aktuellen Berichterstattung über eine 
schwere Straftat überwiegt demnach grundsätzlich das öffentliche Informa-
tionsinteresse den Persönlichkeitsrechtsschutz des Betroffenen, zumal er 
durch die Begehung der Tat das Interesse selbst entfacht hat. Zudem werden 
aufsehenerregende und ungewöhnliche Straftaten als zeitgeschichtliche 
Ereignisse eingestuft, über welche die Presse gemäß ihrer öffentlichen Auf-
gabe zu berichten hat.53 Zusätzlich stützen Aspekte wie öffentliche Sicher-
heit, Mitgefühl mit den Opfern, Kontrolle der Staatsorgane sowie Ver-
brechensvorbeugung und -aufklärung das berechtigte öffentliche Informa-
tionsinteresse.54 Bei Abbildungen, namentlichen und sonstigen Identifi-
zierungen des Betroffenen sind aber zumindest die Unantastbarkeit des 
innersten Lebensbereichs sowie der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu 
berücksichtigen. In Einzelfällen darf auch über die persönlichen Lebensum-
stände des Straftäters berichtet werden, sofern diese unmittelbar mit der Tat, 
den Motiven oder der Schuldfrage zusammenhängen.55 Besondere Bedeu-
tung kommt außerdem der Resozialisierung zu. Die Wiedereingliederung 
des Täters in die Gesellschaft gilt nicht nur als Ziel eines effizienten und 
51   Kaloudi, Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz, S. 167, m.w.N.; weitere Beispiele: 
Soehring, Presserecht. S. 357 ff., Rdnr. 23 ff.; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildbe-
richterstattung, S. 597 ff., Rdnr. 154 ff.; Bornkamm, NStZ 1983, S. 102; Molle, ZUM 2010, 
S. 331; BVerfG, NJW 1973, S. 1226; BGH, ZUM 2000, S. 397; BVerfG, NJW-RR 2010, 
S. 1195; BGH, NJW 2012, S. 2197. 
52   BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1226 ff.). 
53   Degenhart, JuS 1992, S. 361 (365); BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230); BVerfG, 
ZUM 2010, S. 243 (244, 246); zur öffentlichen Aufgabe siehe z.B. [TPG, § 3]. 
54   BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230); OLG Braunschweig, NJW 1975, 651 (652); BVerfG, 
NJW 2008, S. 977 (979). 
55   Fricke, Recht für Journalisten, S. 451; BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230 f.); BVerfG, 
NJW 1972, S. 1123 (1124); BVerfG, NJW 1993, S. 1463 (1464); BVerfG, NJW 2006, 
S. 2835 (2835). 
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menschenwürdigen Strafvollzugs56, sondern auch als Orientierung für eine 
zeitliche Begrenzung späterer Berichterstattungen. Mit zunehmendem zeit-
lichen Abstand überwiegt das im allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
wurzelnde Resozialisierungsinteresse gegenüber einer erneuten medialen 
Darstellung.57 Dies bedeutet allerdings nicht, dass der Täter vor sämtlichen 
wiederholten Persönlichkeitsrechtseingriffen durch Medienberichte unein-
geschränkt geschützt wird. Entscheidend sind hierbei die einzelfallab-
hängige Intensität der erneuten Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts 
zuzüglich des Resozialisierungsinteresses des Betroffenen sowie ein even-
tueller aktueller Anlass einer abermaligen Berichterstattung.58 
 
Einen weitaus gravierenderen Eingriff in das Persönlichkeitsrecht kann eine 
sogenannte Verdachtsberichterstattung darstellen, bei der lediglich ein Tat-
verdacht gegen den Betroffenen vorliegt. Der Leidtragende ist dabei zum 
Zeitpunkt der Publikation einer Straftat beschuldigt, angeschuldigt oder 
angeklagt.59 Als maßgeblich gilt das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
07.12.1999, in dem umfangreiche Voraussetzungen für die Zulässigkeit 
einer Verdachtsberichterstattung konstruiert wurden.60 Zunächst muss ein 
Vorfall von erheblicher Bedeutung mit einem Mindestmaß an Beweis-
material gegeben sein, damit ein gewisser Wahrheitsgehalt, Öffentlich-
keitswert und damit Informationsinteresse der Allgemeinheit angenommen 
                                                          
 
56   Kaloudi, Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz, S. 169; Müller-Dietz, MDR 1974, 
S. 1 (5 f.); BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1231). 
57   Soehring, Presserecht, S. 428 f., Rdnr. 27 f.; Gronau, Persönlichkeitsrecht und Medienfrei-
heit, S. 229; BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1231 f.); BVerfG, NJW 2009, S. 3357 (3358); 
BVerfG, ZUM 2010, S. 243 (246). 
58   Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 82 f., Rdnr. 178; Renner, in: 
Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 362 f., Rdnr. 104 f.; BVerfG, NJW 2000, 
S. 1859 (1860); BGH, ZUM-RD 2010, S. 385 (387); BVerfG, ZUM 2010, S. 243 (246). 
59   Kaufmann, MMR 2010, S. 520 (521); Fechner/Wössner, Journalistenrecht, S. 91 f. 
60   BGH, ZUM 2000, S. 397 (397 ff.) 
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werden kann.61 Zudem muss kenntlich gemacht werden, dass der Bericht 
einen bloßen Verdacht zum Gegenstand hat. Dementsprechend darf die 
Darstellung nicht einer Vorverurteilung gleich kommen und muss gegebe-
nenfalls auch entlastende Umstände beinhalten.62 Ebenso muss sich die 
Presse vor der Veröffentlichung um eine eventuelle Stellungnahme des 
Betroffenen bemühen.63 Bezüglich der Identifizierung des Tatverdächtigen 
durch die Berichterstattung ist für die Presse grundsätzlich Zurückhaltung 
geboten.64 Namensnennungen und Abbildungen sind nur zulässig, sofern 
die sonstigen Grundsätze der Verdachtsberichterstattung eingehalten wur-
den und ein besonderes öffentliches Interesse an der Identität des Verdäch-
tigen besteht. Dieses das Geheimhaltungsinteresse des Betroffenen über-
wiegende Informationsbedürfnis ist in Fällen der Schwerkriminalität und 
bei Vorgängen zu bejahen, welche die Öffentlichkeit in besonderem Maße 
tangieren.65 Denkbar ist außerdem, dass eine identifizierende Verdachts-
berichterstattung einen Beitrag zur Aufklärung leisten kann.66 Das Bundes-
verfassungsgericht hat allerdings in einer jüngeren Entscheidung klarge-
stellt, dass die Schwere der mutmaßlichen Tat nicht nur das öffentliche 
Interesse erhöht, sondern wegen der erheblichen Gefahr einer langfristigen 
61   Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 87, Rdnr. 195, 197; Peters, 
NJW 1997, S. 1334 (1338); BGH, ZUM 2000, S. 397 (398); BGH, NJW 1977, 
S. 1288 (1289). 
62   Fricke, Recht für Journalisten, S. 262 f.; Molle, ZUM 2010, S. 331 (333); BGH, 
ZUM 2000, S. 397 (398); BGH, NJW 1977, S. 1288 (1289); LG Hamburg, AfP 1993, 
S. 678 (679); OLG Brandenburg, NJW 1995, S. 886 (888); LG Berlin, AfP 2008, 
S. 216 ( 217 f.). 
63   Molle, ZUM 2010, S. 331 (333 f.); BGH, ZUM 2000, S. 397 (398); BGH, NJW 1996, 
S. 1131 (1132, 1134); OLG Brandenburg, NJW 1995, S. 886 (888). 
64   Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 599, Rdnr. 157; BVerfG, 
ZUM 2000, S. 397 (399); BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230); BVerfG, NJW 2009, 
S. 350 (351). 
65   Burkhardt, in: Wenzel, Wort und Bildberichterstattung, S. 599, Rdnr. 157; Ebenda, S. 604, 
Rdnr. 169; Lehr, NStZ 2001, 63 (65); BGH, ZUM 2000, S. 397 (399); BGH, NJW 1994, 
S. 1950 (1952). 
66   Soehring, Presserecht, S. 438, Rdnr. 35; Kaloudi, Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz, 
S. 169; OLG Hamburg, NJW-RR 1992, S. 536 (537); OLG Frankfurt, NJW 1971, 
S. 47 (48 f.).  
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Stigmatisierung trotz eines späteren Freispruchs auch auf der Seite des 
Persönlichkeitsrechtsschutzes des Betroffenen entsprechend zu gewichten 
ist.67 Bei einer ungenügenden oder dürftigen Beweislage und Recherche-
basis für den Verdacht hat eine Anonymisierung des Betroffenen zu erfol-
gen oder die Presse hat gänzlich von einer Berichterstattung Abstand zu 
nehmen.68  
2. Geltung der Unschuldsvermutung 
Bei der in den Grundsätzen der Verdachtsberichterstattung gebotenen 
Vermeidung von Vorverurteilungen ist auch die sogenannte Unschuldsver-
mutung von Bedeutung. Dem allgemeinen Grundsatz aus Art. 11 I AEMR 
nach gilt jeder Beschuldigte solange als unschuldig, bis seine Schuld gesetz-
lich bewiesen ist. Zudem findet sich die Unschuldsvermutung auch in 
Art. 14 II IPBPR.69 Hervorzuheben ist, dass die zum Recht auf ein faires 
Verfahren gehörende Garantie in Art. 6 II EMRK ausdrücklich als Men-
schenrecht normiert wurde.70 Im deutschen Recht ist die Unschuldsver-
mutung nicht im Grundgesetz verankert. Sie existiert lediglich in einigen 
Länderverfassungen.71 Trotz dieses Mangels wird angenommen, dass der 
Grundsatz mithin aus dem Rechtsstaatsprinzip aus Art. 20 III sowie 
28 I, S. 1 GG folgt.72 Das Bundesverfassungsgericht leitet die Unschulds-
                                                          
 
67   BVerfG, NJW 2009, S. 350 ( 352); BVerfG, NJW-RR 2010, S. 1195 (1197). 
68   BGH, ZUM 2000, S. 397 (400); BGH NJW 1997, S. 1148 (1149); BGH, NJW 1977, 
S. 1288 (1289). 
69   Marxen, GA 1980, S. 365 (372 f.); Stuckenberg, Unschuldsvermutung, S. 44 f., m.w.N. 
70   Barrot, ZJS 2010, S. 701 (701); Gollwitzer, MRK und IPBPR, Art. 6 MRK 
(Art. 14 IPBPR), Rdnr. 1 f.; EGMR, NJW 2004, S. 43 (44) m.w.N. 
71   Marxen, GA 1980, S. 365 (372); Paeffgen, in: Wolter, SK-StPO, Art. 6 EMRK, Rdnr. 176.; 
[Landesverfassungen z.B.: Art. 53 II BrandbLV; Art. 6 III LVBremen; Art. 20 II LV Hes-
sen]. 
72   Stuckenberg, Unschuldsvermutung, S. 50 f., 544, 546 ff., m.w.N.; BVerfG, NJW 1966, 
S. 243 (244); BVerfG, NJW 1987, S. 2427 (2427); BVerfG, NJW 2006, S. 2835 (2835); 
BVerfG, NJW 2009, 350 (351); BVerfG, NJW 2009, S. 3357 (3358). 
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vermutung von Art. 1 I, II und 20 III GG ab und sieht in ihr einen unmittel-
bar geltenden Rechtssatz mit Verfassungsrang. Die Normierung in der 
EMRK, die vom Rang einem einfachen Gesetz zuzuordnen ist, sei dem-
gegenüber lediglich zur inhaltlichen Auslegung und Interpretation für 
Art. 2 I GG heranzuziehen.73 In der Literatur wird vereinzelt davon ausge-
gangen, dass die Unschuldsvermutung überdies den Charakter eines justiz-
grundrechtsgleichen Rechts besitzt.74  
Nicht selten tangieren gerade auch Presseberichte die Unschuldsvermutung. 
Es ist bisweilen umstritten, ob und wie der sich in erster Linie an staatliche 
Organe richtende Grundsatz auch die Presse bei ihrer Berichterstattung 
bindet.75 Das Oberlandesgericht Köln nimmt beispielsweise sowohl eine 
Geltung des Art. 6 II EMRK als einfaches Recht in Deutschland als auch 
eine daraus abgeleitete Begrenzung für die Presse an.76 Das Bundesver-
fassungsgericht geht zumindest davon aus, dass die Unschuldsvermutung 
den Persönlichkeitsrechtsschutz eines Tatverdächtigen präzisiert sowie 
unterstützt und sich dadurch eine gewisse Pflicht zur Zurückhaltung der 
Presse bei Verdachtsberichterstattungen ergibt.77 Während ein Teil von 
Autoren einer unmittelbaren Drittwirkung und Verbindlichkeit der Un-
schuldsvermutung für nicht-staatliche Adressaten wie der Presse ablehnend 
73   Paeffgen, in: Wolter, SK-StPO, Art. 6 EMRK, Rdnr. 176; Di Fabio, in: Maunz/Dürig, 
Art. 2 I GG, Rdnr. 43; Soehring, Presserecht, S. 435, Rdnr. 32; BVerfG, NJW 1966, 
S. 243 (244); BVerfG, NJW 1987, S. 2427 (2427); BVerfG, NJW 2004, S. 3407 (3408). 
74   Paeffgen, in: Wolter, SK-StPO, Art. 6 EMRK, Rdnr. 176, m.w.N. 
75   Barrot, ZJS 2010, S. 701 (701, 703); EGMR, HRRS 2009, S. 226, Nr. 519; Paeffgen, in: 
Wolter, SK-StPO, Art. 6 EMRK, Rdnr. 192, 197. 
76   OLG Köln, NJW 1987, S. 2682 (2683 f.); OLG Köln, AfP 1989, S. 683 (685). 
77   Bornkamm, NStZ 1983, S. 102 (104); BVerfG NJW 1973, S. 1226 (1230); BVerfG, 
NJW 2009; S. 350 (351); OLG Köln AfP 1985, S. 293 (295); Lampe, NJW 1973, 
S. 217 (217). 
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gegenübersteht78, wird in Literatur und Rechtsprechung häufig eine gewisse 
Bindung oder zumindest mittelbare Drittwirkung beziehungsweise Men-
schenrechtsgeltung von Art. 6 II EMRK bejaht.79 Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte ist der Ansicht, dass der Staat nicht nur für 
seine eigene Informationspolitik, sondern in gewisser Weise auch für Beein-
trächtigungen der Unschuldsvermutung durch die Presse verantwortlich sei. 
Schließlich hätte er durch die Schaffung gesetzlicher Voraussetzungen dafür 
Sorge zu tragen, dass Presseberichterstattungen möglichst objektiv und frei 
von Vorverurteilungen bleiben.80 Der Bundesgerichthof lässt offen, ob die 
Unschuldsvermutung auch für die Presse gelten kann. Sie vermag jedoch 
die Pressefreiheit nicht zu beschränken, soweit die Anforderungen an eine 
zulässige Verdachtsberichterstattung erfüllt sind.81 Ungeachtet dieser Un-
einigkeiten über die Verortung und Wirkung des Grundsatzes der Un-
schuldsvermutung bleibt dennoch festzuhalten, dass sie für die Presse zu-
mindest bei der Interpretation des dem öffentlichen Informationsinteresse 
entgegenstehenden Persönlichkeitsrechtsschutzes sowie aufgrund standes-
rechtlicher Regelungen eine Rolle spielt.82 
                                                          
 
78   Soehring, Presserecht, S. 435, Rdnr. 32; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichter-
stattung, S. 603, Rdnr. 168; Steffen, in: Löffler, PresseR, § 6 LPG, Rdnr. 178, 205; Gep-
pert, JURA 1993, S. 160 (162); Laubenthal, GA 1989, S. 20 (25 f.); Roxin, NStZ 1991, 
S. 153 (156); Koch, ZRP 1989, S. 400 (401). 
79   Fricke, Recht für Journalisten, S. 446 f., 456; Fechner, Medienrecht, S. 90 f., Rdnr. 79, 
Marxen, GA 1980, S. 365 (373 f.); Bornkamm, NStZ, 1983, S. 102 (104); Soehring, 
GRUR 1986, S. 518 (522); Lampe, NJW 1973, S. 217 (217 f.), OLG Köln, NJW 1987, 
S. 2682 (2683 f.); OLG Braunschweig, AfP 1981, S. 292 (292); Gollwitzer, MRK und 
IPBPR, Art. 6 MRK (Art. 14 IPBPR), Rdnr. 113; Paeffgen, in: Wolter, SK-StPO, 
Art. 6 EMRK, 197, m.w.N. 
80   Barrot, ZJS 2010, S. 701 (703); Grabenwarter, in: Ehlers, Europäische Grundrechte, 
S. 197 f., Rdnr. 50; Grabenwarter, EMRK, S. 336 f., Rdnr. 126; EGMR, Urteil vom 
28.10.2004, endgültige Fassung vom 28.01.2005, 48173/99 und 48319/99, Rdnr. 48 ff. 
81   BGH, ZUM 2000, S. 397 (398). 
82   Soehring, Presserecht, S. 435 f., Rdnr. 33.; Fricke, Recht für Journalisten, S. 456; Grave, 
NJW 1981, S. 209 (210); OLG Köln, NJW 1987, S. 2682 (2683 f.); OLG Köln, AfP 1989, 
S. 683 (685 f.). 
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3. Presserecht und Pressekodex
Die Presse und ihre Vertreter sind bei ihrer Berichterstattung generell an 
pressespezifische Pflichten gebunden. Gerade bei Kriminal- und Verdachts-
berichten ist die in den jeweiligen Landespressegesetzen normierte journa-
listische Sorgfaltspflicht von erheblicher Bedeutung, da nur bei Beachtung 
dieser der spezielle Rechtschutz der Pressefreiheit in Verbindung mit der 
Wahrnehmung berechtigter Interessen greift.83 So enthält beispielsweise das 
Thüringer Pressegesetz in § 5 folgenden Wortlaut: 
„Die Presse hat alle Nachrichten vor ihrer Verbreitung mit der äußersten, 
nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Herkunft und sachliche 
Richtigkeit zu prüfen. […].“84  
Aufgrund des obersten Gebots einer möglichst wahrheitsgemäßen Bericht-
erstattung ist demnach eine umfassende und gründliche Recherche und 
Überprüfung im Vorfeld von Veröffentlichungen erforderlich. Dabei soll im 
Rahmen des Zumutbaren sowohl eine Untersuchung von Nachrichten hin-
sichtlich Wahrheitsgehalt, Vollständigkeit und Objektivität als auch eine 
eigene Abwägung zwischen öffentlichem Informationsinteresse und 
Betroffenenbelangen erfolgen.85 Das Ausmaß dieser Pflichten bemisst sich 
dabei flexibel je nach Höhe einer möglichen Beeinträchtigung des 
83   Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 301, Rdnr. 10; Soehring, Presserecht, S. 22 f., 
Rdnr. 27 f.; Fechner, Medienrecht, S. 250 f., Rdnr. 112; BGH, NJW 1960, S. 476 (477 f.) 
84   [TPG, § 5]. 
85   Fricke, Recht für Journalisten, S. 103, 104 ff.; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildbe-
richterstattung, S. 405, Rdnr. 127; Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 301 ff., 
Rdnr. 11 ff., m.w.N.; BGH, NJW-RR 1988, S. 733 (734); BGH, NJW 1996, 
S. 1131 (1133 f.); BVerfG, NJW 1999, S. 1322 (1324). 
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Betroffenen und wird auch als gleitender Sorgfaltsmaßstab umschrieben.86 
Gerade für Straftäter und Tatverdächtige können die Auswirkungen einer 
Berichterstattung so gravierend sein, dass, zusätzlich zu den durch die 
Rechtsprechung entwickelten Zulässigkeitsanforderungen für Kriminal- und 
Verdachtsberichte, gesteigerte, aber nicht zu überzogene, Sorgfaltspflichten 
zu bejahen sind.87 
 
In diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung sind sogenannte pri-
vilegierte Quellen, zu denen Meldungen von als zuverlässig und seriös 
geltenden Nachrichtenagenturen und von Behörden zählen.88 Die Presse 
darf demnach auf bestimmte Agenturmeldungen89 und insbesondere die 
Sicherheit kriminalpolizeilicher Erkenntnisse in Mitteilungen von Ermitt-
lungsbehörden90 vertrauen. Teilweise wird auch bei privilegierten Quellen 
dennoch eine zusätzliche eigene Prüfpflicht der Presse bezüglich etwaiger 
Rechtsverletzungen von Betroffenen durch die Verbreitung als erforderlich 
angesehen.91 Dagegen spricht aber, dass anerkannte Nachrichtenagenturen 
                                                          
 
86   Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 86 , Rdnr. 193; Steffen, in: Löff-
ler, PresseR, § 6 LPG, Rdnr. 163; Soehring, Presserecht, S. 15, Rdnr. 12 f.; BVerfG, 
NJW 2004, S. 589 (590); BGH, NJW 1977, S. 1288 (1289); BGH, NJW 1972, 
S. 1658 (1659); BGH, NJW 1965, S. 685 (686). 
87   Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 86 f., Rdnr. 193 f.; Löffler/Ricker, 
Handbuch Presserecht, S. 300 f., Rdnr. 7, 9; Peters, NJW 1997, S. 1334 (1335, 1338); 
BGH, NJW 1972, S. 1658 (1659); BGH, ZUM 2000, S. 397 (397 f.); BGH, NJW 1998, 
S. 3047 (3049); BGH, NJW 1977, S. 1288 (1289); BverfG, NJW 1992, S. 1439 (1442). 
88   Peters, NJW 1997, S. 1334 ( 1336 f.); Steffen, in: Löffler, Presserecht, § 6 LPG, Rdnr. 169; 
OLG Karlsruhe, AfP 1993, S. 586 (587); LG Hamburg, AfP 1990, S. 332 (332); KG, 
NJW-RR 2008, S. 356 (356); OLG Dresden, NJW 2004, S. 1181 (1183). 
89   Soehring, Presserecht, S. 19, Rdnr. 21; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstat-
tung, S. 408, Rdnr. 135; KG, ZUM 2008 S. 59 (59 f.); LG München, AfP 1975, 
S. 758 (758); LG Hamburg, AfP 1990, S. 332 (332). 
90   Soehring, Presserecht, S. 20, Rdnr. 21c; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichter-
stattung, S. 408, Rdnr. 136; Gounalakis, NJW 2012, S. 1473 (1477); OLG Dresden, 
NJW 2004, S. 1181 (1183); OLG Braunschweig, AfP 1975, S. 913 (915); LG Berlin, 
AfP 2008, S. 530 (531).  
91   Branahl, Medienrecht, S. 70; Fechner/Wössner, Journalistenrecht, S. 65; Rehbock, Medien- 
und Presserecht, S. 20 f.; Rdnr. 44; OLG Nürnberg, AfP 2007, S. 127 (128); KG Berlin, 
AfP 2007, S. 374 (375). 
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ihrerseits bereits der pressemäßigen Sorgfalt unterliegen und Staatsorgane 
bei ihren Mitteilungen selbst zwischen öffentlichem Informationsinteresse 
und Persönlichkeitsrechtsbelangen abzuwägen haben.92 Insbesondere staat-
liche Behörden können durch ihre Informationspolitik oder Litigation-PR 
das Persönlichkeitsrecht von Betroffenen verletzen oder zumindest zu An-
stiftern werden.93 Der im Fall der NSU-Terrorzelle besondere Sachverhalt 
von öffentlichen Fahndungsersuchen wird nachfolgend gesondert berück-
sichtigt.94 
Demgegenüber besteht für die Presse bei der Wiedergabe von Äußerungen 
Dritter die latente Gefahr der sogenannten Verbreiterhaftung nach 
§ 186 StGB, § 824 BGB. Vorbeugend hat sich das Presseorgan von den
durch die Verbreitung zu eigen gemachten Äußerungen ausdrücklich und 
erkennbar zu distanzieren. 95 Bezüglich Vorveröffentlichungen in anderen 
Presseerzeugnissen gibt es in der Literatur und Rechtsprechung gegenläu-
fige Meinungen. Während eine Minderheit von der veralteten Auffassung 
ausgeht, dass ein Journalist eine allgemein zugängliche unwidersprochene 
Mitteilung über bekannte Vorgänge weiterverbreiten darf96, sieht die Mehr-
heit der Autoren und Gerichte das Abschreiben als Nichterfüllung der jour-
nalistischen Sorgfaltspflicht an.97 Allerdings ist auch anzuerkennen, dass 
92   Soehring, Presserecht, S. 11, Rdnr. 5; Ebenda, S. 19 ff.; Rdnr. 21, 21c.; Damm/Rehbock, 
Widerruf, Rdnr. 676 f.; Gounalakis, NJW 2012, S. 1473 (1478 f.); Frenz, NJW 2012, 
S. 1039 (1041); BVerfG, NJW 2004, S. 589 (590). 
93   Hassemer, NJW 1985, S. 1921 (1927); Lehr, NStZ 2009, S. 409 (411 f.); Hohmann, 
NJW 2009, S. 881 (882); Boehme-Neßler, StraFo 2010, S. 456 (457 f.). 
94   Vgl. Kapitel C, III. 
95   Soehring, Presserecht, S. 344 ff., Rdnr. 11, 14 f.; Fricke, Recht für Journalisten, S. 250 f.; 
Seelmann-Eggebert, NJW 2008, S. 2551 (2555 f.); BGH, NJW 1977, S. 1288 (1289); BGH, 
NJW 1993, S. 525 (526), BGH, NJW 1997, S. 1148 (1149); BGH, NJW 1996, 
S. 1131 (1132); BGH, NJW 1970, S. 187 (189). 
96   OLG Köln, AfP 1991, S. 427 (428); KG Berlin, AfP 1992, S. 302 (303); BVerfG, 
NJW 1992, S. 1439 (1442). 
97   Soehring, Presserecht, S. 18 f., Rdnr. 20 ff.; Steffen, in: Löffler, PresseR, § 6 LPG, 
Rdnr. 169; Peters, NJW 1997, S. 1334 (1337); BVerfG, NJW 1992, S. 1439 (1442); 
BVerfG, NJW 1966, S. 1213 (1215). 
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der Persönlichkeitsrechtsschutz eines Betroffenen keine dauerhaft feste 
Größe darstellt. Ein Vorfall, der durch vorherige umfassende Medienbe-
richterstattung bereits eine gewisse öffentliche Bekanntheit erreicht hat, 
kann durchaus in der Lage sein, die Relevanz eines Persönlichkeitsrechts-
eingriffs durch Weiterverbreitung beträchtlich zu reduzieren.98  
 
Der sogenannte Pressekodex des deutschen Presserates kann bei der Ausle-
gung und Interpretation der publizistischen Sorgfaltspflicht berücksichtigt 
werden.99 Der Kodex beinhaltet auf der Grundlage der Menschenwürde 
entwickelte standesrechtliche Leitlinien für die journalistische Arbeit, wel-
che die Presse im Zuge einer freiwilligen Selbstkontrolle beachtet.100 Die 
geschaffenen Grundsätze sind allerdings lediglich berufsethische Regeln, 
denen sich Pressevertreter mittels Selbstverpflichtungserklärung unterwer-
fen. Der deutsche Presserat, insbesondere Beschwerdeausschüsse, beurtei-
len angezeigte Verstöße gegen den Pressekodex entsprechend und ver-
hängen gegebenenfalls Sanktionen.101 Von besonderer Relevanz im Rah-
men der Kriminal- und Verdachtsberichterstattung sind die Richtlinien 8.1, 
8.3, 13.1 und 13.2, die in Anhang 3, Abb. 3 abgebildet sind. Die ersten 
beiden genannten Leitlinien beziehen sich konkret auf die Berichterstattung 
über Tatverdächtige und Straftäter und orientieren sich an den von der 
Rechtsprechung geschaffenen Voraussetzungen. In den anderen beiden 
Leitlinien verpflichtet sich die Presse selbst zur Einhaltung des Grundsatzes 
der Unschuldsvermutung. Diese relevanten Richtlinien können zwar keine 
rechtliche Haftung begründen, dienen den Pressevertretern aber als zusätzli-
                                                          
 
98   BVerfG, NJW-RR 2010, S. 1195 (1197); BGH, NJW 1999, S. 2893 (2895); EGMR, 
NJW 1999, 1315 (1318). 
99   Peters, NJW 1997, 1334 (1335); Kaufmann, MMR 2010, S. 520 (521); Steffen, in: Löffler, 
PresseR, § 6 LPG, Rdnr. 20; BGH, NJW 1979, S. 1041 (1041). 
100  Kaloudi, Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz, S. 279; Pürer/Raabe, Presse in Deutsch-
land, S. 365, 368. 
101  Neben, Triviale Personenberichtserstattung, S. 310 f.; Deutscher Presserat, Regeln für einen 
fairen Journalismus; Deutscher Presserat, Muster Selbstverpflichtungserklärung; Deutscher 
Presserat, Beschwerdeordnung vom 19.11.2008.  
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che generelle Richtschnur und Entscheidungshilfe bezüglich der Zulässig-
keit von Veröffentlichung von Kriminal- und Verdachtsberichten.102 
II. Abgrenzung der betrachteten Presseberichterstattung
Um mögliche Persönlichkeitsrechtverletzungen betroffener Personen durch 
eine sachlich und zeitlich abgegrenzte Presseberichterstattung über die 
NSU-Terrorzelle zu untersuchen, werden in der vorliegenden Arbeit exem-
plarisch sowohl Positiv- als auch Negativbeispiele herausgegriffen, um die 
einzelnen juristischen Problemfelder und Fallgruppen zu verdeutlichen. Die 
Ausführungen beschränken sich dabei auf konventionelle periodische 
Druckerzeugnisse. Eventuell bestehende Online-Archive und ihre vermeint-
liche Rolle als ewiger Pranger103 werden vernachlässigt. Bei der beispiel-
haften Auswahl von Artikeln und Beiträgen zu den möglichen Persönlich-
keitsrechtsverletzungen werden folgende periodische Presseerzeugnisse 
berücksichtigt: 
• BILD, Ausgabe Thüringen
• Frankfurter Allgemeine Zeitung
• Freies Wort, verschiedene Lokalausgaben
• DER SPIEGEL
Zugehörige Mediadaten zur Klassifizierung der einbezogenen Presseer-
zeugnisse sind in Anhang 4, Abb. 4 zu finden. Die verschiedenen Publi-
kationsformen mit ihren spezifischen Eigenschaften gewährleisten eine 
möglichst ausgewogene Betrachtung der Berichterstattung über die 
102  Burkhardt, in: Wenzel, Recht der Wort- und Bildberichterstattung, S. 604 f., Rdnr. 170; 
Fricke, Recht für Journalisten, S. 283. 
103  Molle, ZUM 2010, S. 331 (334 f.); Kaufmann, MMR 2010, S. 520 (520 f.); BGH, 
NJW 2010, S. 757 (758). 
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NSU-Terrorzelle. Weiterhin erfolgt die Selektion lediglich im Zeitraum 
November 2011. Ursächlich dafür ist die anfänglich umfangreiche Bericht-
erstattung der Presse über primäre Ereignisse, mutmaßlich beteiligte Perso-
nen und vermutlich verübte Straftaten des NSU. Somit bleibt die medial 
ebenfalls viel diskutierte Rolle von Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden 
im Fall der NSU-Terrorzelle wie bereits angesprochen unberücksichtigt. 
III. Aspekt der Öffentlichkeitsfahndungen 
Hinsichtlich des Konflikts von Persönlichkeitsrecht und Presseberichter-
stattung über die NSU-Terrorzelle liegt die Besonderheit von öffentlichen 
Fahndungen vor. Der Begriff Öffentlichkeitsfahndung umfasst alle an einen 
unbestimmten und breiten Personenkreis gerichteten Fahndungsersuchen 
von Strafverfolgungsbehörden, bei denen Massenmedien wie Presse, Rund-
funk und Internet, aber auch Plakate oder Handzettel zum Einsatz kommen 
können.104 Da zumeist Personenangaben und auch Abbildungen eines Tat-
verdächtigen veröffentlicht werden, kann die öffentliche Fahndung einen 
beträchtlichen Eingriff in sein allgemeines Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 I 
i.V.m. Art. 1 I GG bewirken.105 Unter bestimmten Bedingungen kann dieser 
Eingriff durch die Öffentlichkeitsfahndung allerdings gerechtfertigt sein. 
Neben verschiedenen Verfahrens- und Zuständigkeitsvoraussetzungen ist 
nach den §§ 131 III, 131a III, 131b StPO eine Straftat von erheblicher 
Bedeutung erforderlich. Zudem muss der Subsidiaritätsgrundsatz beachtet 
werden und eine einzelfallbezogene Verhältnismäßigkeitsprüfung 
                                                          
 
104  Schultheis, in: Hannich, § 131 StPO, Rdnr. 15; Niesler, in: Graf, § 131 StPO, Rdnr. 5. 
105  Schultheis, in: Hannich, § 131 StPO, Rdnr. 14; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildbe-
richterstattung, S. 605, Rdnr. 172; Bornkamm, NstZ 1983, S. 102 (106); Deutscher Bundes-
tag, Drucksache 14/2595 vom 27.01.2000, S. 27; OLG Hamm, NJW 1993, 1209 (1210). 
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erfolgen.106 Einzelheiten und spezielle Regelungen zur Öffentlichkeitsfahn-
dung finden sich in der Anlage B der RiStBV.107 Für die Bildnisveröffent-
lichung gilt außerdem der § 24 KUG, der aus Gründen der Rechtspflege und 
öffentlichen Sicherheit eine Ausnahme vom grundsätzlichen Einwilligungs-
erfordernis des § 22 KUG normiert. Allerdings ist eine Abwägung zwischen 
den Belangen des Betroffenen und dem öffentlichen Interesse an der Auf-
klärung von Straftaten beziehungsweise dem staatlichen Strafverfolgungs-
interesse notwendig.108 Durch eine Öffentlichkeitsfahndung kann außerdem 
auch der Grundsatz der Unschuldsvermutung tangiert werden.109  
Im Fall der NSU-Terrorzelle gab es jeweils in den Jahren 1998 bis 2000 und 
2011 eine durch Personenangaben und Abbildungen identifizierende 
Öffentlichkeitsfahndung der zuständigen Strafverfolgungsbehörden nach 
den Verdächtigen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Mutmaßliche weitere 
Beschuldigte und Unterstützer des NSU waren davon nicht betroffen. Nach-
folgend soll nicht abschließend beurteilt werden, ob diese öffentlichen 
Fahndungsersuchen einen gerechtfertigten Persönlichkeitsrechtseingriff 
darstellen. Dafür sprechen zumindest die beabsichtigte Aufenthaltsermitt-
lung des untergetauchten Trios nach erlassenen Haftbefehlen im Jahr 1998 
und die Schwere sowie die beabsichtige Aufklärung des gesamten Falls im 
Jahr 2011. Der Fokus liegt vielmehr auf eventuellen Auswirkungen der 
öffentlichen Fahndungsaufrufe für die in der vorliegenden Arbeit betrachte-
te Presseberichterstattung. Umfangreiche identifizierende Öffentlichkeits-
106  Burkhardt, in: Wenzel, Wort – und Bildberichterstattung, S. 605, Rdnr. 173 f.; Trüg, 
NJW 2011, S. 1040 (1044); Schultheis, in: Hannich, § 131 StPO, Rdnr. 114, 16; OLG 
Hamburg, NJW 1980, S. 842 (842). 
107  Burkhardt, in: Wenzel, Wort – und Bildberichterstattung, S. 606, Rdnr. 177; Fricke, Recht 
für Journalisten, S. 232. 
108  Münch, Persönlichkeitsrechte in den Neuen Medien, S. 137; Bornkamm, NStZ 1983, 
S. 102 (106); Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 24 KUG, Rdnr. 5; Gass, in: Möh-
ring/Nicolini, UrhG, § 24 KUG, Rdnr. 2 ff.; OLG Frankfurt, NJW 1971, S. 47 (49). 
109  Burkhardt, in: Wenzel, Wort – und Bildberichterstattung, S. 605, Rdnr. 173; Schultheis, in: 
Hannich, § 131 StPO, Rdnr. 9; OLG Hamburg, NJW 1980, S. 842 (842). 
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fahndungsmaßnahmen könnten den Persönlichkeitsschutz von Betroffenen 
hinsichtlich später entstandener Presseberichte beschränken.110 Ursächlich 
dafür kann zum einen sein, dass die Presse selbst als Publikationsorgan der 
Fahndungsaufrufe in Anspruch genommen wurde. Andernfalls können sich 
Pressevertreter, wie bereits dargelegt, auf Behördenveröffentlichungen als 
privilegierte Quellen berufen.111 Stellt man auf die gewünschte Breitenwir-
kung einer öffentlichen Fahndung ab, lässt sich außerdem eine massive 
Zunahme des öffentlichen Interesses an den betroffenen Tatverdächtigen 
und an der Aufklärung der mutmaßlichen Straftaten durch die Veröffent-
lichung eines Fahndungsersuchens vermuten.  
 
Auf der bereits angesprochenen Pressekonferenz am 01.12.2011 stellten 
Bundesanwaltschaft und Bundeskriminalamt ein Fahndungsplakat für Hin-
weise aus der Bevölkerung vor112, das in Anhang 5, Abb. 5 abgedruckt ist. 
Darauf zu sehen waren Bilder, Namen und weitere Angaben zu den Betei-
ligten Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Der öffentliche Fahndungsaufruf 
verbreitete sich daraufhin rasant in allen Medien. Seit dem 16.12.2011 bittet 
das Bundeskriminalamt sogar auf der Kommunikationsplattform Facebook 
um Mithilfe bei der Aufklärung des Falls NSU.113 Da die Öffentlichkeits-
fahndung 2011 erst nach der in der vorliegenden Arbeit betrachteten 
Presseberichterstattung begann, bestehen diesbezüglich keine Auswir-
kungen auf den Persönlichkeitsrechtsschutz von Böhnhardt, Mundlos und 
Zschäpe. 
 
Allerdings gab es bereits von 1998 bis 2000 wiederholt öffentliche Fahn-
dungsersuchen des Thüringer Landeskriminalamts und des Bundeskriminal-
                                                          
 
110  Trüg, NJW 2011, S. 1040 (1044); Soehring, Presserecht, S. 439, Rdnr. 38. 
111  Vgl. Kapitel C, I, 3. 
112  Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 42/2011 vom 29.11.2011; n-tv mediathek, BKA 
veröffentlicht Fahndungsplakat; BKA, Fahndungsplakat Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. 
113  BKA, Pressemitteilung vom 16.12.2011. 
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amts via Internet, Presse, Fernsehen und polizeilichen Fahndungsblättern 
hinsichtlich der in den neunziger Jahren mutmaßlich gemeinsam verübten 
Straftaten des Trios.114 Als Beispiele sind in Anhang 6, Abb. 6 und 7 Ver-
öffentlichungen auf der Internetseite des Thüringer Landeskriminalamts 
vom 20.02.1998115 und in der Ostthüringer Zeitung vom 21.02.1998116 
abgebildet. Nach der angesprochenen Verfolgungsverjährung im Jahre 2003 
wurde auch die Fahndung eingestellt.117 Die Verjährung stellt regelmäßig 
ein Verfahrenshindernis dar, das zur Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
nach § 170 II StPO führt.118 Dieser Abschluss des gesamten Strafverfahrens 
spricht für ein Ende des öffentlichen Informationsinteresses, das nach ver-
einzelter Auffassung von TRÜG auch zu einem Wiederaufleben des bis 
dahin durch die öffentliche Fahndung eingeschränkten Persönlichkeits-
schutzes führt.119 Dafür spricht auch, dass es der Presse überdies grundsätz-
lich nur im Zeitraum der Fahndungsmaßnahmen zusteht, die ihr überlasse-
nen Fotos zu veröffentlichen.120 Außerdem werde durch das Erstarken des 
Persönlichkeitsschutzes dem Resozialisierungsinteresse des Betroffenen 
Rechnung getragen. In diesem Zusammenhang wird vom Bundesver-
fassungsgericht grundsätzlich ein Schutz vor zeitlich unbeschränkter Aus-
einandersetzung der Presse mit der Person des Straftäters durch das allge-
meine Persönlichkeitsrecht bejaht.121 Vor diesem Hintergrund und da es 
sich bei den Presseberichten im relevanten Zeitraum November 2011 um 
neue und zunächst nicht direkt mit der damaligen Öffentlichkeitsfahndung 
114  Schäfer et al., Gutachten, S. 102 ff., Rdnr. 184 ff.; Ebenda, S. 112, Rdnr. 191.  
115  apabiz, NSU WATCHBLOG, Dokumentation: Fahndung nach Böhnhardt, Mundlos, 
Zschäpe 1998. 
116  STIMME.de, Ostthüringer Zeitung vom 21.02.1998. 
117  Ziercke, in: DBT – Stenografischer Dienst, Innenausschuss, 58. Sitzung am 21.11.2011, 
S. 5.; Schäfer et al., Gutachten, S. 126, Rdnr. 239. 
118  Schmid, in: Hannich, § 170 StPO, Rdnr. 15. 
119  Trüg, NJW 2011, S. 1040 (1044); Peters, NJW 1997, S. 1334 (1339); KG, NJW 1989, 
S. 397 (398). 
120  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR , § 24 KUG, Rdnr. 11. 
121  Trüg, NJW 2011, S. 1040 (1044); BverfG, NJW 1973, S. 1226 (1231). 
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in Verbindung stehende Sachverhalte gehandelt hat, wird für den weiteren 
Verlauf der vorliegenden Arbeit von einem wieder erstarkten Persönlich-
keitsrechtsschutz ausgegangen.  
 
Diesbezügliche Sonderfälle ergeben sich in zweierlei Hinsicht. Zum einen 
könnten die öffentlichen Fahndungsersuchen aus den Jahren 1998 bis 2000 
von der Presse selbst oder dieser vorgelagerten Dienstleistern und Agentu-
ren zur Materialbeschaffung archiviert worden sein. Zum anderen erscheint 
auch die aktuelle Weitergabe der damaligen Fahndungsfotos durch die Er-
mittlungsbehörden als höchstwahrscheinlich. Insbesondere gab es laut ge-
meinsamen Medieninformationen der Polizeidirektion Südwestsachsen und 
der Staatsanwaltschaft Zwickau am Vormittag des 08.11.2011 eine weitere 
öffentliche Fahndung nach Beate Zschäpe, die sich am Nachmittag dessel-
ben Tages der Polizei in Jena stellte.122 Die in Anhang 7, Abb. 8 dargestellte 
Pressemitteilung enthält eine Personenbeschreibung der Tatverdächtigen 
unter voller Namensnennung sowie einen Hinweis auf Fotos in der Über-
schrift, jedoch keine anhängigen Abbildungen. Trotz versuchter Korrespon-
denz mit den Pressestellen beider Behörden war nicht herauszufinden, ob 
und wenn ja welche Bildnisse von Zschäpe bei der Öffentlichkeitsfahndung 
verwendet wurden. Ebenso unklar ist eine eventuelle oder zumindest beab-
sichtigte Beteiligung von Presseorganen an dieser Maßnahme. Die relevan-
ten Pressemitteilungen aus dem Jahr 2011 sind mittlerweile sogar gänzlich 
von den Internetseiten der Polizei Sachsen verschwunden. Auf diese beiden 
besonderen Sachverhalte und etwaige Auswirkungen für die Pressebericht-
erstattung wird in den folgenden Kapiteln genauer eingegangen.  
                                                          
 
122  Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 08.11.2011, Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, 
Gemeinsame Medieninformation vom 09.11.2011. 
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IV. Allgemeine Schlussfolgerungen für die abgegrenzte
Presseberichterstattung über die NSU-Terrorzelle
Bei den betrachteten Presseberichten über die NSU-Terrorzelle im Novem-
ber 2011 handelt es sich zunächst offensichtlich um Verdachtsberichter-
stattungen. Selbst zum jetzigen Zeitpunkt – fast 2 Jahre nach der Auf-
deckung der terroristischen Vereinigung – hat der Fall lediglich das Stadium 
der Anklagerhebung bzw. des Gerichtsverfahrens erreicht. Einige grund-
legende Sachverhaltskonstellationen sprechen allerdings bereits vorab für 
die Erfüllung bestimmter Zulässigkeitsvoraussetzungen.123 Zunächst kann 
ohne Zweifel zugestimmt werden, dass es sich bei dem Fall der NSU-
Terrorzelle in der Gesamtschau um Vorfälle von erheblichem Gewicht 
handelt. Die Schwere und Außergewöhnlichkeit der mutmaßlichen Straf-
taten des NSU sind wohl kaum von der Hand zu weisen. So zählen die Tat-
bestände Bildung oder Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung 
nach § 129a StGB, Mord nach § 211 StGB, schwere Brandstiftung nach 
§ 306b StGB und organisierte Kriminalität zu schweren Straftaten.124 Die
Betroffenen waren im Zeitraum der betrachteten Presseberichterstattung 
zwar noch nicht angeklagt, allerdings bestand hinreichender Verdacht, was 
auch an der Einleitung des umfangreichen Ermittlungsverfahrens mit Feder-
führung der Bundesanwaltschaft125 deutlich wird. Zudem war nach den 
primären Ereignissen relativ schnell ein Zusammenhang erkennbar, der 
nicht zuletzt durch die Pressemitteilungen von staatlichen Stellen ein um-
fangreiches Mindestmaß an Beweistatsachen offenbarte.126 Wegen des 
ausufernden Ausmaßes des Falls ist zudem ein erhöhtes Informationsinte-
resse wegen der Kontrolle staatlicher Behörden, der Sympathie und dem 
123  Nachfolgend Vgl. Kapitel C, I, 1. 
124  Kaufmann, MMR 2010, S. 520 (522), m.w.N. 
125  Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 35/2011 vom 11.11.2011. 
126  Beispielsweise die Funde im Wohnmobil und im Zwickauer Wohnhaus: Generalbundesan-
walt, Pressemitteilung 35/2011 vom 11.11.2011; Ziercke, in: DBT – Stenografischer 
Dienst, Innenausschuss, 58. Sitzung am 21.11.2011, S. 6. 
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Mitgefühl mit den vermeintlichen Opfern und Angehörigen sowie nicht 
zuletzt hinsichtlich einer Aufklärung127 zu bejahen. In der Rechtsprechung 
wird zudem ein gesteigertes Öffentlichkeitsinteresse an Straftaten und Ge-
waltverbrechen anerkannt, die aus politischer Motivation geschehen und 
insbesondere dem Bereich des Rechtsextremismus zuzuordnen sind.128 
Diesbezüglich scheint insofern auch ein die Öffentlichkeit besonders be-
rührender Fall sowie ein zumindest hinreichendes Interesse an der Identität 
der Tatverdächtigen129 vorzuliegen. Diese gewichtigen Aspekte sprechen 
zunächst für eine wahrscheinlich überwiegende Zulässigkeit einer identifi-
zierenden Berichterstattung im Fall der NSU-Terrorzelle. Weiterhin sind 
zusätzliche Kriterien wie die Kenntlichmachung eines bloßen Verdachts 
ohne Vorverurteilungen sowie eine eventuelle Stellungnahme des Betroffe-
nen130 selbstverständlich stets vom Einzelfall des jeweiligen Presseberichts 
abhängig. Das gilt auch für die gebotene Zurückhaltung aus dem Grundsatz 
der Unschuldsvermutung und die Einhaltung der journalistischen Sorgfalts-
pflicht sowie der standesrechtlichen Richtschnur des Pressekodex.131 
 
In den folgenden Kapiteln werden mögliche Persönlichkeitsrechtsver-
letzungen durch die abgegrenzte Presseberichterstattung über die NSU-
Terrorzelle untersucht. Ebenso werden, neben den Grundsätzen der Ver-
dachtsberichterstattung, spezielle Kriterien für einzelne Persönlichkeits-
rechtsverletzungen sowie die festgestellten Besonderheiten der mehrmali-
gen Öffentlichkeitsfahndungen an entsprechender Stelle einbezogen. Bei 
der Untersuchung besteht die folgende personenbezogene Einteilung: 
                                                          
 
127  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230); OLG Braunschweig NJW 1975, 651 (652); BVerfG, 
NJW 2008, S. 977 (979). 
128  LG Göttingen, NJOZ 2004, S. 3890 (3893). 
129  Burkhardt, in: Wenzel, Wort und Bildberichterstattung, S. 599, Rdnr. 157; Ebenda, S. 604, 
Rdnr. 169; Lehr, NStZ 2001, 63 (65); BGH, ZUM 2000, S. 397 (399); BGH, NJW 1994, 
S. 1950 (1952). 
130  Vgl. Kapitel C, I, 1. 
131  Vgl. Kapitel C, I, 2. Und 3. 
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Untersuchung nach Verletzungen des Persönlichkeitsrechts der Haupttat-
verdächtigen Beate Zschäpe (Kapitel D), Unterschiede und Besonderheiten 
bei möglichen Verletzungen des Persönlichkeitsrechts von mutmaßlichen 
Unterstützern der NSU-Terrorzelle (Kapitel E), Postmortaler Persönlich-
keitsrechtsschutz von Tatverdächtigen und Opfern (Kapitel F). 
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D. UNTERSUCHUNG NACH VERLETZUNGEN DES 
PERSÖNLICHKEITSRECHTS DER HAUPTTAT-
VERDÄCHTIGEN BEATE ZSCHÄPE 
Um mögliche Beeinträchtigungen des Persönlichkeitsrechts von Beate 
Zschäpe zu untersuchen und mit Beispielen aus der betrachteten Pressebe-
richterstattung zu verdeutlichen, orientiert sich dieses Kapitel vornehmlich 
an den durch die Rechtsprechung herausgearbeiteten Ausprägungen des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Dabei beschränken sich die Aus-
führungen auf folgende für diesen speziellen Sachverhalt besonders relevan-
te Fallgruppen von Persönlichkeitsverletzungen der Tatverdächtigen 
Zschäpe: mögliche Verletzungen durch die Bildberichterstattung, mögliche 
Verletzungen durch die Namensnennung im Zusammenhang mit Straftaten 
und weitere mögliche Verletzungen durch die Wortberichterstattung. Nach-
träglich werden die gewonnen Erkenntnisse durch die Betrachtung des Son-
derfalls DAS FOTO-ALBUM DER NAZI-BRAUT ergänzt. 
I. Mögliche Verletzungen durch die Bildberichterstattung 
Die Bildberichterstattung über Beate Zschäpe war in drei der vier betrachte-
ten Presseerzeugnisse sehr umfangreich. Lediglich die Frankfurter Allge-
meine Zeitung verzichtete im berücksichtigten Zeitraum gänzlich auf Abbil-
dungen der Haupttatverdächtigen. In Anhang 8, Abb. 9 ist ein exem-
plarischer Überblick von wiederholt veröffentlichten Bildnissen Zschäpes 
im abgegrenzten Presseberichtszeitraum dargestellt. Da die abgedruckten 
Beispiele132 die Mehrheit der Bildberichterstattungen über Beate Zschäpe 
                                                          
 
132  Wenzel, in: Freies Wort, 18.11.2011, S. 2 (Auszug); Baumgärtner et al., in DER SPIEGEL, 
14.11.2011, S. 66 ff. (Auszug); Löhr et al., in: BILD, 12.11.2011, S. 6 (Auszug); Münch, 
in: Freies Wort, 19.11.2011, S. 3 (Auszug); Löhr et al., in: BILD, 09.11.2011, S. 3 (Aus-
zug); o.V. – B 2, in: BILD, 11.11.2011, S. 3 (Auszug). 
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widerspiegeln, dienen sie als Grundlage für die folgenden Untersuchungen. 
Dabei wird die Veröffentlichung von Bildnissen zunächst aus zwei für diese 
Problematik interdependenten Perspektiven betrachtet. Einerseits bemisst 
sich die Zulässigkeit von Bildnisveröffentlichungen anhand der vorrangigen 
einfachgesetzlichen Regelung zum Recht am eigenen Bild im abgestuften 
Schutzkonzept der §§ 22 ff. KUG. Andererseits müssen auch die Zulässig-
keitsanforderungen einer identifizierenden Verdachtsberichterstattung auf 
die Fallgruppe der Veröffentlichung von Bildnissen eines Tatverdächtigen 
übertragen und beachtet werden. Anschließend finden besondere Aspekte, 
wie der Bezug und die Herkunft des Bildmaterials sowie eine eingeschränk-
te Identifizierbarkeit durch Anonymisierungsmaßnahmen, Berücksichti-
gung.  
1. Die Bildberichterstattung über Beate Zschäpe nach dem
abgestuften Schutzkonzept der §§ 22 ff. KUG
Das Recht am eigenen Bild stellt eine besondere Ausprägung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts aus Art. 2 I i.V.m. Art. 1 I GG dar, die in den 
§§ 22 ff. KUG einfachgesetzlich ausgestaltet ist.133 Ursprünglich wurde in 
Rechtsprechung und Literatur eine Einteilung in absolute und relative Per-
sonen der Zeitgeschichte vorgenommen. Demnach hatte der Betroffene 
entweder bereits durch seine eigene, von Einzelvorgängen unabhängige, 
Stellung in der Öffentlichkeit oder erst durch ein bestimmtes zeitgeschicht-
liches Ereignis öffentliche Aufmerksamkeit erlangt.134 Es wurde vielfach 
133  Fricke, Recht für Journalisten, S. 199; Rehbock, Medien- und Presserecht, S. 22 f., Rdnr. 
50; Gronau, Persönlichkeitsrecht und Medienfreiheit, S. 58; BVerfG, NJW 1973, 
S. 1226 (1229). 
134  Gass, in: Möhring/Nicolini, UrhG, § 23 KUG, Rdnr. 5 f., 11; Petersen, Medienrecht, S. 56, 
Rdnr. 6 f.; Neumann-Duesberg, JZ 1960, S. 114 (115 ff.); BVerfG, NJW 2000, 
S. 1021 (1025); BGH, NJW 1965, S. 2148 (2149 f.); OLG Hamburg, NJW 1996, 
S. 1151 (1152). 
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angenommen, dass auch Tatverdächtige zu relativen Personen der Zeitge-
schichte heranwachsen können. Maßgeblich dafür waren sowohl ein sach-
licher als auch ein zeitlich aktueller Zusammenhang zwischen der Ver-
öffentlichung und dem zeitgeschichtlichen Ereignis der Straftat.135 Zudem 
trug die Außergewöhnlichkeit und Schwere der mutmaßlichen Tat zu einer 
solchen Einordnung bei.136 
 
Nach diesen Kriterien wäre Beate Zschäpe wegen des Ausmaßes des 
NSU-Falls wohl als relative Person der Zeitgeschichte zu charakterisieren 
gewesen. Demnach hätte die Tatverdächtige Zschäpe eine Bildnisveröffent-
lichung ohne Einwilligung nach § 23 I Nr. 1 KUG grundsätzlich hinnehmen 
müssen. Eine Abwägung zwischen dem Persönlichkeitsrecht der Betroffe-
nen und den Belangen der Presse wäre bei dieser veralteten personenabhän-
gigen Ansicht erst bei der Überprüfung einer eventuellen Verletzung der 
berechtigten Interessen nach § 23 II KUG erforderlich gewesen.137 
 
Einem Grundsatzurteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
vom 24.06.2004 folgend138 änderte sich die ursprüngliche Betrachtungswei-
se der §§ 22 ff. KUG in der Rechtsprechung vom der personenbezogenen 
                                                          
 
135  Gronau, Persönlichkeitsrecht und Medienfreiheit, S. 45 ff., 52; Marxen, GA 1980, 
S. 365 (371); Lampe, NJW 1973, S. 217 (218 ff.); Neumann-Duesberg, JZ 1971, 
S. 305 (306); Damm/Rehbock, Widerruf, Rdnr. 239 ff.; OLG Frankfurt, GRUR 1958, 
S. 508 (509); OLG München, GRUR 1964, S. 42 (42); LG Berlin, NJW 1986, 
S. 1265 (1265). 
136  Gronau, Persönlichkeitsrecht und Medienfreiheit, S. 52, 228; Löffler/Ricker, Handbuch 
Presserecht, S. 367 f., Rdnr. 14.; Gass, in: Möhring/Nicolini, UhrG, § 23 KUG, Rdnr. 17; 
OLG Hamburg, AfP 1987, S. 518 (518 f.); OLG Hamm, AfP 1985, S. 218 (219); OLG Cel-
le, NJW-RR 2001, S. 335 (336). 
137  Fricke, Recht für Journalisten, S. 212; Neben, Triviale Personenberichterstattung, S. 211; 
Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 363 f., Rdnr. 9; BGH, AfP 1997, S. 475 (476); 
BGH, NJW 1968, S. 1091 (1091); BGH, NJW 1985, S. 1617 (1618). 
138  EGMR, NJW 2004, S. 2647 (2647 ff.). 
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Zeitgeschichtlichkeit hin zum sogenannten abgestuften Schutzkonzept.139 
Dabei beschreibt der § 22 KUG als erste Stufe das grundsätzliche Einwilli-
gungserfordernis des Abgebildeten zur Verbreitung oder öffentlichen Zur-
schaustellung eines Bildnisses. Eine Veröffentlichung durch Abdruck in 
periodischen Presseerzeugnissen stellt eine solche Verbreitungshandlung 
dar.140 Der weite Begriff des Bildnisses bezeichnet, in Abgrenzung zum 
Bild, die Darstellung einer oder mehrerer Personen, die dabei erkennbar 
sind.141 Auf der zweiten Stufe sind im § 23 I KUG namentlich Ausnahme-
tatbestände vom Einwilligungserfordernis normiert, bei denen vor allem die 
Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte nach § 23 I Nr. 1 KUG her-
vorzuheben sind. Ein solches liegt vor, sofern das veröffentlichte Bildnis 
zum weitauszulegenden Begriff des Zeitgeschehens gehört und aufgrund 
eines anzuerkennenden Informationsinteresses der Öffentlichkeit zur Mei-
nungsbildung beiträgt.142 Bereits bei dieser etwaigen Zuordnung bedarf es 
einer Abwägung zwischen den Rechten des Betroffenen aus Art. 2 I i.V.m. 
Art. 1 I GG, Art. 8 I EMRK und den Belangen der Presse aus Art. 5 I GG, 
Art. 10 I EMRK im jeweiligen Einzelfall, wobei der Verhältnismäßigkeits-
grundsatz zu beachten ist.143 Außerdem tragen der Gegenstand und Anlass 
der Berichterstattung sowie ein bestehender Zusammenhang der Abbildung 
mit einer verknüpften Wortberichterstattung wesentlich zur Bestimmung 
des öffentlichen Informationsinteresses und der schutzwürdigen 
139  Fricke, Recht für Journalisten, S. 210 ff.; Teichmann, NJW 2007, S. 1917 (1918); BGH, 
NJW 2007; S. 1977 (1978); NJW 2007; S. 1981 (1982); BGH, NJW 2007, 
S. 3440 (3441 ff.). 
140  Gronau, Persönlichkeitsrecht und Medienfreiheit, S. 37; Renner, in: Wandtke, Medienrecht 
Praxishandbuch, S. 340, Rdnr. 24. 
141  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 22 KUG, Rdnr. 19; Gass, in: Möhring/Nicolini, 
UrhG, § 22 KUG, Rdnr. 11 ff.; BGH, NJW 2000, S. 2201 (2202); BGH, NJW 1965, 
S. 2148 (2148 f.); BGH, NJW 1958, S. 827 (828 f.). 
142  Fricke, Recht für Journalisten, S. 213.; Fechner, Medienrecht, S. 77, Rdnr. 39; BGH, 
ZUM 2007, S. 651 (652 f.); BGH, GRUR 2008, S. 1020 (1021). 
143  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 23 KUG, Rdnr. 2; Söder, ZUM 2008, S. 89 (90); 
BGH, NJW 2007, S. 3440 (3441 f.); BGH, NJW 2009, S. 1499 (1500); BGH, GRUR 2010, 
S. 1029 (1029 f.); BGH, ZUM-RD 2011, S. 538 (540). 
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Persönlichkeitsrechtsbelange bei.144 Die dritte Stufe bildet der § 23 II KUG, 
der eine Ausnahme von der Ausnahme enthält. Eine nach § 23 I KUG ge-
rechtfertigte Bildnisveröffentlichung ist demnach dennoch unzulässig bei 
einer Verletzung berechtigter Interessen des Abgebildeten. Solche berech-
tigten Interessen können beispielsweise bei Eingriffen in die Privat- und 
Intimsphäre des Abgebildeten, bei ehrverletzender Herabsetzung und An-
prangerung oder bei einer Gefährdung für Leib und Leben bestehen.145 
Auch auf dieser Stufe des abgestuften Schutzkonzeptes ist eine erneute 
Abwägung der gegenüberstehenden Interessen erforderlich. Neben der Art 
der Darstellung sind hierbei erneut der Gegenstand der Berichterstattung 
sowie der Zusammenhang einer dazugehörigen Wortberichterstattung be-
deutsam.146 Dabei stellt die Veröffentlichung einer kontextneutralen Por-
traitaufnahme grundsätzlich einen weniger schweren Eingriff dar als es bei 
kontextfremden Abbildungen oder solchen, die darüber hinaus Aufschluss 
über das Leben des Betroffenen geben, der Fall ist.147 Ein kontextneutrales 
Foto beinhaltet in der Regel keinen eigenständigen Verletzungseffekt. In der 
Rechtsprechung von Bundesgerichtshof und Bundesverfassungsgericht wird 
es als unbedenklich und nicht zur Verletzung berechtigter Interessen des 
Betroffenen nach § 23 II KUG geeignet eingestuft.148 In § 24 KUG werden 
abschließend zusätzliche Ausnahmetatbestände normiert, die eine 
                                                          
 
144  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 23 KUG, Rdnr. 3; Fechner, Medienrecht, S. 79, 
Rdnr. 42; Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 367 f., Rdnr. 14.; BGH, GRUR 2010, 
S. 1029 (1030); BVerfG, NVwZ 2008, S. 306 (307). 
145  Wanckel, Foto- & Bildrecht, S. 133 f., Rdnr. 215; von Strobl-Albeg, in: Wenzel, Wort- und 
Bildberichterstattung, S. 490, Rdnr. 55; BGH, NJW 1985, S. 1617 (1618 f.); BGH, 
NJW 1996, S. 1128 (1129); OLG Hamburg, AfP 1999, S. 175 (176); OLG München, 
NJW-RR 1990, S. 1364 (1365). 
146  Fricke, Recht für Journalisten S. 226; Soehring, Presserecht, S. 492, Rdnr. 15; Ebenda, 
S. 495, Rdnr. 18; Söder, ZUM 2008, S. 89 (91, 94, 96); BGH, ZUM-RD 2011, 
S. 538 (541); BGH, ZUM 2004, S. 465 (466). 
147  Kaiser, in: Erbs/Kohlhaas, § 33 KUG, Rdnr. 70; Fömming/Peters, NJW 1996, S. 958 (961); 
BVerfG, NJW 2001, S. 1921 (1924); BVerfG, NJW 2006, S. 2835 (2836); BGH, 
NJW 2006, S. 599 (600 f.); BGH, ZUM-RD 2011, S: 538 (541). 
148  BGH, ZUM-RD 2012, S. 130 (135); BVerfG, NJW 2001, S. 1921 (1924 f.) BVerfG, 
NJW 2006, S. 2835 (2836); BGH, NJW 2006, S. 599 (601). 
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Veröffentlichung zum Zweck von Rechtspflege und öffentlicher Sicherheit 
ohne Einwilligung zulassen. 
Für die Mehrheit der Bildberichterstattungen über Beate Zschäpe im abge-
grenzten Zeitraum sind, wie bereits angedeutet, die in Anhang 8 abgebilde-
ten exemplarischen Beispiele richtungsweisend und dienen daher als Unter-
suchungsgegenstand. Zunächst ist offenbar davon auszugehen, dass keine 
Einwilligung Zschäpes gemäß § 22 KUG vorlag. Allerdings könnten die 
Bildnisveröffentlichungen eine von § 23 I Nr. 1 KUG gerechtfertigte Aus-
nahme des Einwilligungserfordernisses darstellen. Bereits in der Lebach-
Entscheidung zählte das Bundesverfassungsgericht schwere Straftaten zum 
Zeitgeschehen.149 Dies ist beim umfangreichen Fall der NSU-Terrorzelle 
mit ihren zahlreichen angelasteten schweren und außergewöhnlichen Straf-
taten ohne jeden Zweifel zu bejahen. Auch für die mit den Abbildungen im 
Kontext stehenden Wortberichte kann aufgrund des Anlasses und Gegen-
stands der Berichterstattungen über den ausufernden Gesamtsachverhalt des 
NSU ein grundsätzlicher Sachbezug und damit ein zeitgeschichtlicher Zu-
sammenhang angenommen werden. Hinsichtlich einer Aufklärung dieses 
spektakulären Falls, der politischen Motivation der Taten sowie Sympathie 
und Empathie mit den Opfern und Angehörigen kann zusätzlich von einem 
berechtigten und erhöhten öffentlichen Informationsinteresse ausgegangen 
werden. Dieses scheint den entgegenstehenden Persönlichkeitsrechtsschutz 
von Beate Zschäpe weit zu überwiegen. In einem ähnlichen Fall hat der 
Bundesgerichthof ein überragendes öffentliches Informationsinteresse für 
ein bedeutendes und aufsehenerregendes Verfahren gegen eine bedeutende 
terroristische Vereinigung bejaht und auch deshalb einer zeitgeschichtlichen 
Zuordnung zugestimmt.150 Zur Frage der Verhältnismäßigkeit wäre rele-
vant, ob die bezweckte Befriedigung des Informationsbedürfnisses auch 
ohne die Bildnisveröffentlichung hätte bewirkt werden können. Diese 
149  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230). 
150  BGH, ZUM-RD 2011, S. 538 (540). 
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Problematik wird in der Rechtsprechung weitgehend als unerheblich ange-
sehen, da im Rahmen der Pressefreiheit nach Art. 5 I GG die Entscheidung 
zur Bebilderung und der Art und Weise dieser der Presse selbst obliegt.151 
Der aus dem dominierenden Informationsinteresse der Allgemeinheit resul-
tierende Beitrag zur öffentlichen Meinungsbildung spricht daher für eine 
zeitgeschichtliche Zuordnung von Bildnissen Zschäpes. Eine Bildnisveröf-
fentlichung von Beate Zschäpe war dieser Argumentation folgend gemäß 
§ 23 I Nr. 1 KUG grundsätzlich zulässig, sofern keine berechtigten Interes-
sen ihrerseits gemäß § 23 II KUG entgegengestanden haben. Diese Ver-
letzung von berechtigten Interessen kann für die richtungsweisenden Bei-
spiele der Bildberichterstattung über Beate Zschäpe grundlegend verneint 
werden. Aufgrund der angesprochenen Besonderheiten im Fall der NSU-
Terrorzelle ist davon auszugehen, dass auch im Rahmen einer weiteren 
Abwägung Zschäpes Persönlichkeitsrechtsschutz durch das überragende 
öffentliche Informationsinteresse überwogen wird. Teilweise wird ein be-
sonderes Interesse einer Bildberichterstattung über den Tatverdächtigen 
schon deswegen bejaht, weil Straftaten von der Persönlichkeit des Täters 
maßgeblich bestimmt werden. Die Veröffentlichung eines Bildnisses gibt 
diesbezüglich umfangreich Aufschluss über die Person.152 Zudem stellen 
die exemplarisch betrachteten Aufnahmen Zschäpes kontextneutrale Por-
traitaufnahmen dar, was ebenfalls dafür spricht, dass keine berechtigten 
Interessen nach § 23 II KUG verletzt werden. Abgesehen von Ausnahmefäl-
len erscheint damit die exemplarisch dargestellte Mehrheit der Bildveröf-
fentlichungen von Beate Zschäpe in den betrachteten Presseerzeugnissen 
nach dem abgestuften Schutzkonzept der §§ 22 ff. KUG als grundsätzlich 
zulässig. 
                                                          
 
151  BGH, ZUM-RD 2011, S. 538 (541); BVerfG NJW 2000, S. 1021 (1024); KG, 
NJW-RR 2010, S. 1417 (1420); LG Berlin, Urteil vom 26.02.2009, 27 O 982/08. 
152  BGH, ZUM-RD 2011, S. 538 (541); Beater, Medienrecht, S. 535, Rdnr. 1329. 
44 
2. Die Bildberichterstattung über Beate Zschäpe im Rahmen
einer identifizierenden Verdachtsberichterstattung
Den obigen Ausführungen folgend, ist eine Verdachtsberichterstattung 
wegen der mitunter erheblichen Auswirkungen für den Betroffenen an die 
beschriebenen Voraussetzungen geknüpft.153 Wie bereits aus den allgemei-
nen Schlussfolgerungen ersichtlich154, ist davon auszugehen, dass hinsicht-
lich des NSU-Falls sowohl Vorfälle von erheblichem Gewicht als auch ein 
Mindestbestand an Beweistatsachen vorliegen. Das Bemühen um eine 
Stellungnahme Zschäpes erscheint verzichtbar, da sie zum einen gegenüber 
den Ermittlungsbehörden schwieg155 und zum anderen aufgrund der Unter-
suchungshaft156 offenbar auch keinen Kontakt zur Presse hatte. Bezüglich 
der Identifizierung von Tatverdächtigen gilt, nicht zuletzt auch aus dem 
Gesichtspunkt der Unschuldsvermutung, ein gewisses Zurückhaltungsgebot 
für die Bild- und Wortberichterstattung. Für eine Namensnennung be-
ziehungsweise Abbildung bedarf es grundsätzlich einem durch die besonde-
re Schwere der angelasteten Straftaten oder durch etwaige Berührungspunk-
te des Falls mit der Öffentlichkeit indizierten besonderen Interesses an der 
Identität des Tatverdächtigen. Diese Aspekte sind im Fall von Beate 
Zschäpe aufgrund der bereits erläuterten Besonderheiten zweifellos gege-
ben. Bezüglich einer beiderseitigen Gewichtung der Schwere der mutmaßli-
chen Taten kann davon ausgegangen werden, dass das erhöhte Informa-
tionsinteresse der Öffentlichkeit dem ebenfalls gesteigerten Persönlichkeits-
rechtsschutz und den Geheimhaltungsinteressen bezüglich der Identität von 
Beate Zschäpe überwiegt. Aufgrund der offenbaren politischen Motivation 
und des Umfangs der angelasteten Straftaten kann auch zugestimmt werden, 
153  Nachfolgend Vgl. Kapitel C, I, 1. 
154  Nachfolgend Vgl. Kapitel C, IV. 
155  Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 09.11.2011. 
156  BGH, Beschluss vom 28.02.2012, StB 1/12. 
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dass der Fall die Öffentlichkeit besonders berührt. Ein besonderes Interesse 
an der Identität der Person Beate Zschäpe kann wohl auch deswegen bejaht 
werden, da sie die einzige Überlebende der drei Haupttatverdächtigen ist. 
Ebenso spricht besonders wegen der im November 2011 noch bestehenden 
Unklarheiten zu Ermittlungsbeginn auch ein eventueller Beitrag zur Auf-
klärung für eine identifizierende Berichterstattung. Teilweise wird ange-
nommen, dass Namensnennung und Bildnisveröffentlichung gleichwertige 
Identifizierungsmöglichkeiten bieten und daher im Rahmen einer Ver-
dachtsberichterstattung auch gleich zu beurteilen sind.157 Einer anderen 
Überzeugung folgend kann die Veröffentlichung eines Bildnisses jedoch in 
gewissem Maße einen erheblicheren Eingriff bewirken. Die dafür eventuell 
im Gegensatz zur Namensnennung als zusätzlich erforderlich erachteten 
Maßstäbe eines gewissen Beitrags zur Tataufklärung oder eines sonstigen 
besonderen Interesses an der Identität des Tatverdächtigen158 können je-
doch, wie bereits weiter oben erläutert, auch bei Beate Zschäpe als erfüllt 
angesehen werden. 
 
Demnach sind die exemplarischen Beispiele in Anhang 8, Abb.9, die eine 
Mehrheit der Bildnisveröffentlichungen von Beate Zschäpe widerspiegeln, 
auch aus der Perspektive einer identifizierenden Verdachtsberichterstattung 
wegen der Besonderheiten des NSU-Falls als grundsätzlich zulässig zu 
erachten, sofern die Erfüllung der sonstigen Anforderungen bezüglich der 
zugehörigen Wortberichterstattung unterstellt wird. Die speziellen Anfor-
derungen konkretisieren und unterstützen dabei die vorrangige einfachge-
setzliche Normierung des Rechts am eigenen Bild der §§ 22 ff. KUG für 
den besonderen Fall der Bildnisveröffentlichung von Tatverdächtigen. 
                                                          
 
157  Lehr, NStZ 2001, S. 63 (65 f.); Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 79, 
Rdnr. 164; BVerfG, NJW 1995, S. 184 (185). 
158  Fechner, Medienrecht, S. 78 f., Rdnr. 41; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichter-
stattung, S. 604, Rdnr. 169; OLG Hamburg, NJW-RR 1992, S. 536 (536 f.); OLG Celle, 
NJW-RR 2001, S: 335 (336). 
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3. Besondere Aspekte bei der Bildberichterstattung
Neben den bisher erläuterten Anforderungen und Kriterien gibt es weitere 
Gesichtspunkte, die zusätzlich für die Beurteilung der Zulässigkeit von 
Bildberichterstattungen über Beate Zschäpe relevant sein könnten. Dabei 
wird nachfolgend sowohl auf Bezug und Herkunft des Bildmaterials als 
auch auf eine eingeschränkte Identifizierbarkeit durch Anonymisierungs-
maßnahmen eingegangen. 
a) Bezug und Herkunft des Bildmaterials
Wie bereits dargestellt, gibt es sogenannte privilegierte Quellen, auf welche 
die Presse vertrauen und sich berufen kann.159 Die dabei angenommene 
Entbindung von einer besonderen Prüfungspflicht kann insofern auch für 
Bildnisse gelten, die von Behörden oder anerkannten Nachrichtenagenturen 
stammen.160 Daneben steht es der Presse grundsätzlich zu, auf eigen archi-
viertes Material zurückzugreifen, ohne dass dabei eine Verbreitungshand-
lung nach § 22 KUG vorliegt.161 Problematischere Konstellationen können 
sich hingegen bei der externen Beschaffung von Bildmaterial aus fremden 
Bildarchiven oder von Bildagenturen zur kommerziellen Nutzung durch die 
Presse ergeben. Laut Bundesgerichtshof treffen solche externen Anbieter 
zumindest keine Prüfpflichten aus den §§ 22, 23 KUG hinsichtlich der wei-
teren Verwertung sowie konkreten Veröffentlichung der Bilder und es be-
steht auch keine Störerhaftung.162 Berufsfotografen können wegen eines 
meist bestehenden Auftrags zum Anfertigen bestimmter Fotoaufnahmen mit 
einer anschließenden beabsichtigten Veröffentlichung rechnen. Daher wird 
159  Vgl. Kapitel C, I, 3. 
160  Peters, NJW 1997, S. 1334 (1339); LG München, AfP 1975, S. 758 (758); Burkhardt, in: 
Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 408, Rdnr. 135 f. 
161  BGH, NJW 2011, S. 755 (756). 
162  BGH, NJW 2011, S. 755 (756); LG Köln, Urteil vom 09.11.2011, 28 O 225/11. 
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bei ihnen zumeist von einer zutreffenden Störereigenschaft und damit ver-
bundenen besonderen Prüfpflichten ausgegangen.163 Das Presseunter-
nehmen selbst hat jedenfalls als Erwerber des Bildmaterials von unprivile-
gierten Dritten eine explizite Prüfung hinsichtlich Veröffentlichungsbefug-
nis und eventuellen Rechtsverletzungen vorzunehmen.164 
 
Besonderheiten ergeben sich hinsichtlich der die Tatverdächtige Zschäpe 
betreffenden Öffentlichkeitsfahndungen.165 Wie bereits festgestellt, wird 
angenommen, dass der Persönlichkeitsrechtsschutz von Beate Zschäpe im 
Laufe der Zeit und nicht zuletzt durch die Verjährung der damals angelaste-
ten Straftaten im Jahre 2003 wieder erstarkt ist. Ebenfalls wurde angemerkt, 
dass die Presse grundsätzlich nur im Zeitraum der Fahndungsmaßnahmen 
berechtigt ist, die ihr überlassenen Fotos zu veröffentlichen. Eine spätere 
und erneute Veröffentlichung ohne Zustimmung kann allerdings von den 
Ausnahmetatbeständen des § 23 I KUG gerechtfertigt sein166, die im Fall 
von Beate Zschäpe, wie bereits ausgeführt, grundsätzlich vorliegen. Auch 
die bezüglich der Öffentlichkeitsfahndungen angesprochenen besonderen 
Konstellationen sind in der Lage, die Annahme des Wiederauflebens des 
Persönlichkeitsrechtsschutzes Zschäpes zu unterlaufen. Einerseits könnte 
das Foto Zschäpes, das bei den umfangreichen Fahndungsaufrufen aus den 
Jahren 1998 bis 2000 von den Ermittlungsbehörden verwendet und auch an 
zahlreiche Presseorgane weitergegeben wurde, in eigenen oder fremden 
Bildarchiven abgelegt worden sein. Diesbezüglich würden die obigen Aus-
führungen zur Bildmaterialbeschaffung aus eigenen und fremden Archiven 
sowie von Bildagenturen Anwendung finden. Andererseits ist auch eine 
                                                          
 
163  LG Köln, Urteil vom 09.11.2011, 28 O 225/11. 
164  Soehring, Presserecht, S. 19 f., Rdnr. 21 a; Gass, in: Möhring/Nicolini, UhrG, § 22 KUG, 
Rdnr. 43; Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 22 KUG, Rdnr. 48.; BGH, GRUR 1962, 
S. 211 (214); OLG Hamm, NJW-RR 1997, S. 1044 (1044); OLG Düsseldorf, AfP 1984, 
S. 229 (230); Hanseatisches OLG Hamburg, AfP 1977, S. 351 (353). 
165  Nachfolgend Vgl. Kapitel C, III. 
166  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR , § 24 KUG, Rdnr. 11. 
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damalige Speicherung und aktuelle Weitergabe des Fahndungsfotos durch 
privilegierte Quellen wahrscheinlich. Insbesondere im Zuge der am Vormit-
tag des 08.11.2011 gestarteten Öffentlichkeitsfahndung167 könnten die Poli-
zeidirektion Südwestsachsen und die Staatsanwaltschaft Zwickau Fotos von 
Beate Zschäpe veröffentlicht beziehungsweise an anerkannte Nachrichten-
agenturen oder direkt an die Presse weitergegeben haben. Dafür kommen 
sowohl das bereits angesprochene alte Fahndungsfoto als auch eventuell in 
der Wohnung in Zwickau gefundene aktuellere Aufnahmen in Betracht. 
Diesbezüglich waren von den jeweiligen Pressestellen der Behörden, wie 
bereits dargelegt, keine Auskünfte zu erhalten. Unter diesen fraglichen 
Umständen erlangtes Bildmaterial hätten die Pressevertreter jedoch ohnehin 
wegen der Herkunft aus einer privilegierten Quelle veröffentlichen dürfen. 
Das Bundesverfassungsgericht bejahte überdies in einem ähnlichen Fall die 
Zulässigkeit der Veröffentlichung eines Ausschnitts eines veralteten Fahn-
dungsplakats, auf dem eine frühere verurteilte RAF-Terroristin abgebildet 
war.168 Grund dafür sei zum einen die damalige weite Verbreitung des als 
zeitgeschichtliches Dokument anzusehenden Fahndungsaufrufes, der insbe-
sondere das vehemente Bestreben der Strafverfolgungsbehörden demon-
striert. Zum anderen sei auch in der zugehörigen Wortberichterstattung auf 
die damalige Fahndung hingewiesen worden.169  
Bei der Sichtung der abgegrenzten Presseerzeugnisse fiel auf, dass sowohl 
DER SPIEGEL als auch Freies Wort sehr genaue Quellenangaben zu ihren 
Fotos lieferten. So sind in Anhang 9, Abb. 10 und 11 Beispiele aufgeführt, 
bei denen den Presseunternehmen ein vermutlich nach der Festnahme 
Zschäpes am 08.11.2011 entstandenes Foto von der Polizei Südwestsachsen 
167  Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 08.11.2011; Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, 
Gemeinsame Medieninformation vom 09.11.2011. 
168  BVerfG, Beschluss vom 20.08.2007, 1 BvR 1913/07 und 1 BvR 2024/07. 
169  BVerfG, Beschluss vom 20.08.2007, 1 BvR 1913/07 und 1 BvR 2024/07. 
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sowie eine ältere Aufnahme der Tatverdächtigen von der Deutschen Presse-
Agentur GmbH (dpa) zur Verfügung gestellt wurden.170 Ebenso griff Freies 
Wort in zulässiger Weise auf ein zurückliegendes Archivfoto zurück, auf 
dem Zschäpe erkennbar war.171 Dieses Beispiel ist in Anhang 9, Abb. 12 
dargestellt. Die BILD hingegen war bezüglich der Herkunft ihres Bild-
materials wesentlich intransparenter. So gab sie bei dem in Anhang 9, 
Abb. 13 aufgeführten Beitrag die Quelle sehr salopp mit dem Stichwort 
Polizei an. Ebenso wurde in Anhang 9, Abb. 14 auch für das damalige 
Fahndungsfoto Zschäpes diese, zwar nur oberflächlich bezeichnende aber 
wahrscheinlich dennoch privilegierte, Quellenherkunft angeführt.172 Sobald 
ein Artikel mit mehreren Abbildungen und Fotos bebildert war, gab es meist 
nur eine zusammenfassende Angabe, bei der sich die Quellen nicht genau 
den einzelnen Bildnissen zuordnen ließen. Ein solches Beispiel zeigt An-
hang 9, Abb. 15. Aber auch hier lässt sich vermuten, dass die auffällig illus-
trierten damaligen Fahndungsfotos der Angabe Polizei/dapd zuzuordnen 
sind.173 Die dapd nachrichtenagentur GmbH gilt wohl ebenso wie die dpa 
als seriös und anerkannt. 
 
In der Gesamtschau kann davon ausgegangen werden, dass die meisten 
Bildnisveröffentlichungen von Beate Zschäpe von privilegierten Quellen 
bezogen worden sind. Dies ist insbesondere für die sich wiederholenden 
Abbildungen anzunehmen, die bereits in Anhang 8, Abb. 9 als exem-
plarischer Überblick zur Bildberichterstattung über Beate Zschäpe abgebil-
det wurden. Diese Eigenschaft des Bezugs und der Herkunft des Bild-
materials unterstützt daher zusätzlich die bereits angenommene Zulässigkeit 
der exemplarischen Bildnisveröffentlichungen Zschäpes sowohl im Rahmen 
                                                          
 
170  Baumgärtner et al.; in: DER SPIEGEL, 14.11.2011, S. 66 ff. (Auszug); Münch, in: Freies 
Wort, 19.11.2011, S. 3 (Auszug). 
171  Beer, in: Freies Wort, 26.11.2011, S. 3 (Auszug). 
172  o.V. – B 1, in: BILD, 09.11.2011, S. 1; o.V. – B 3, in: BILD, 12.11.2011, S. 1 (Auszug). 
173  Löhr et al., in: BILD, 10.11.2011, S. 3. 
50 
des abgestuften Schutzkonzepts nach §§ 22 ff KUG als auch im Rahmen der 
identifizierenden Verdachtsberichterstattung. 
b) Eingeschränkte Identifizierbarkeit durch
Anonymisierungsmaßnahmen
Die Erkennbarkeit des Abgebildeten charakterisiert, wie bereits angedeu-
tet174, den Begriff des Bildnisses, der auch für den Ausnahmetatbestand der 
Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte nach § 23 I Nr. 1 KUG maß-
geblich ist. Für die Identifizierbarkeit des Betroffenen sprechen dabei Krite-
rien wie Gesichtszüge und sonstige äußere Erscheinungsmerkmale, aber 
auch Begleitumstände wie eine parallele Namensnennung in einer zuge-
hörigen Wortberichterstattung.175 Nicht selten versucht die Presse, die Er-
kennbarkeit durch Anonymisierungsmaßnahmen wie beispielsweise einen 
schwarzen Augenbalken oder eine Pixelung einzuschränken, um so Persön-
lichkeitsrechtsverletzungen vorzubeugen. Sofern der Tatverdächtige 
dadurch nicht mehr identifizierbar ist, bestehen zwar keine Ansprüche aus 
dem Recht am eigenen Bild nach §§ 22 ff. KUG, wohl aber noch aus dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht, das dabei eine Art Auffangtatbestand 
darstellt.176 
Aufgrund der grundsätzlich angenommenen Zulässigkeit der exemplari-
schen Bildberichterstattung über Beate Zschäpe nach §§ 22 ff. KUG, nach 
den Grundsätzen der Verdachtsberichterstattung sowie aufgrund der 
174  Vgl. Kapitel D, I, 1. 
175  Renner, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 338, Rdnr. 14 ff.; Engels, in: Ahl-
berg/Götting, UrhR, § 22 KUG, Rdnr. 24 f.; Gass, in: Möhring/Nicolini, UrhG, § 22 KUG, 
Rdnr. 14 f.; BGH, NJW 1965, S. 2148 (2149); BGH, GRUR 1979, S. 732 (733); OLG 
München, AfP 1995, S. 658 (659). 
176  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 22 KUG, Rdnr. 27; OLG Karlsruhe, GRUR 2004, 
S. 1058 (1058 f.). 
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privilegierten Herkunft des Großteils der Abbildungen, wäre eine einge-
schränkte Identifizierbarkeit durch Anonymisierung ohnehin nicht erforder-
lich gewesen. Eine einzige derartig verfremdete und vorsichtige Bildnisver-
öffentlichung findet sich allerdings dennoch bei der Lokalzeitung Freies 
Wort177, und ist in Anhang 9, Abb. 16 abgedruckt. Ergänzend bleibt zu 
erwähnen, dass zumindest eine solche Verpixelung, die ähnlich wie ein 
schwarzer Balken lediglich die Augenpartie des Betroffenen unkenntlich 
macht, generell kaum in der Lage ist, die wesentlichen Gesichtszüge der 
Person zu verdecken. Demnach sind solche geringfügigen Anonymi-
sierungsversuche nicht geeignet, die Erkennbarkeit der Abgebildeten zu 
vermeiden.178 
II. Mögliche Verletzungen durch die Namensnennung 
im Zusammenhang mit Straftaten 
Bei Presseberichten können Betroffene nicht nur durch Abbildungen, son-
dern auch durch namentliche Erwähnung identifiziert werden. Die Namens-
nennung im Zusammenhang mit Straftaten wird dabei als eigenständige 
Ausprägung beziehungsweise Ausfluss des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts aus Art. 2 I i.V.m. Art 1 I GG angesehen.179 Bei den betrachteten 
Presseberichten über Beate Zschäpe fällt auf, dass die jeweiligen Presseer-
zeugnisse zu unterschiedlichen Zeitpunkten von der häufig verwendeten 
Namensverfremdung Beate Z. zur vollständigen Namensnennung in ihrer 
                                                          
 
177  Wenzel, in: Freies Wort, 09.11.2011, S. 3 (Auszug). 
178  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 22 KUG, Rdnr. 26; Wanckel, Foto- und Bildrecht, 
S. 77 f., Rdnr. 128; Soehring, Presserecht, S. 303, Rdnr. 38; LG Stuttgart, AfP 1983, S. 294 
(295); LG Hamburg, Urteil vom 27.02.2009, 324 O 703/08; OLG München, AfP 1983, 
S. 27 6 (277), OLG Hamburg, AfP 1987, S. 703 (704); OLG Karlsruhe, AfP 2002, 
S. 42 (45); VGH, Mannheim, NVwZ 2001, S. 1292 (1293). 
179  Börger, Deliktischer Rechtsschutz, S. 261; Soehring, Presserecht, S. 385, Rdnr. 5; Burk-
hardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 559 ff., Rdnr. 53; Neumann-
Duesberg, JZ 1970, S. 564 (566); KG, AfP 1988, S. 137 (137). 
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Berichterstattung übergingen. Während Freies Wort eher vorsichtig erst am 
21.11.2011 begann, den vollen Namen Zschäpes zu veröffentlichen180, 
erfolgte eine vollständige Namensnennung von Beate Zschäpe in DER 
SPIEGEL bereits bei dessen erstem Bericht über den NSU am 14.11.2011. 
Daran wurde in den weiteren Ausgaben auch festgehalten.181 Ebenso nannte 
die BILD in ihrer Berichterstattung ab dem 14.11.2011 grundsätzlich den 
vollen Namen Zschäpes.182 Demgegenüber war die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, wie schon bei der Bildberichterstattung über Beate Zschäpe, sehr 
zurückhaltend. Eine einzige vollständige Namensnennung Zschäpes gab es 
lediglich am 16.11.2011. Davor und danach wurde im gesamten Zeitraum 
November 2011 auf die Namensverfremdung Beate Z. zurückgegriffen.183 
Jeweilige Beispiele aus den einzelnen betrachteten Presseerzeugnissen sind 
in Anhang 10, Abb. 17 bis 20 dargestellt. Hinsichtlich der Beurteilung der 
Zulässigkeit von Namensnennungen der Tatverdächtigen Zschäpe wird 
folgendermaßen vorgegangen: Zunächst wird die Namensnennung im 
Rahmen einer identifizierenden Verdachtsberichterstattung betrachtet. Da-
nach erfolgen Erläuterungen zu den besonderen Aspekten der behördlichen 
Bekanntgabe des vollständigen Namens und der Anonymisierung durch 
Namensverfremdung. Abschließend und ergänzend werden die im Rahmen 
der Lebach-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ausgearbeiteten 
speziellen Einzelkriterien zur Berichterstattung über einen verurteilten 
Straftäter durch eine Rundfunksendung auf den Fall der Presseberichter-
stattung über die Tatverdächtige Zschäpe übertragen. 
                                                          
 
180  Münch, in: Freies Wort, 19.11.2011, S. 3; Sedelmeier, in: Freies Wort, 21.11.2011, 
S. 5 (Auszug). 
181  Baumgärtner et al., in: DER SPIEGEL, 14.11.2011, S. 66 ff. (Auszug); Dahlkamp et al., in: 
DER SPIEGEL, 21.11.2011, S. 22 ff. (Auszug). 
182  o.V. – B 3, in: BILD, 12.11.2011, S. 1; Kiewel et al., in: BILD, 14.11.2011, S. 10 (Aus-
zug). 
183  Müller/Soldt, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 10.11.2011, S. 9 (Auszug); Sundermey-
er, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 16.11.2011, S. 32 (Auszug); Carstens, in: Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, 30.11.2011, S. 3 (Auszug). 
 53 
1. Namensnennung von Beate Zschäpe im Rahmen 
einer identifizierenden Verdachtsberichterstattung 
Bezüglich der Namensnennung Zschäpes sei zunächst auf die Ausführungen 
zur Bildberichterstattung im Rahmen einer identifizierenden Verdachtsbe-
richterstattung verwiesen.184 Dabei wurde festgestellt, dass die grundlegen-
den Anforderungen einer Verdachtsberichterstattung im Fall Zschäpe als 
erfüllt gelten aber bezüglich der Identifizierung, nicht zuletzt aus dem 
Grundsatz der Unschuldsvermutung, ein gewisses Zurückhaltungsgebot der 
Presse besteht. Den genannten Ausführungen folgend ist die Zulässigkeit 
einer namentlichen Identifizierung abhängig von der Schwere der angelaste-
ten Straftaten, etwaigen Berührungspunkten mit der Öffentlichkeit, einem 
besonderen Interesse an der Identität des Tatverdächtigen und einem mög-
lichen Beitrag zur Tataufklärung. Wie bereits erläutert, kommt all diesen 
Kriterien im Fall von Beate Zschäpe erhebliches Gewicht zu, was im Er-
gebnis zu einem den Persönlichkeitsrechtsschutz und die Geheimhaltungs-
belange Zschäpes weit überragenden öffentlichen Informationsinteresse 
führt. Teilweise wird zusätzlich darauf abgestellt, ob die Namensnennung 
für die Befriedigung des öffentlichen Informationsinteresses wirklich not-
wendig ist. Insofern könnte eine namentliche Erwähnung nur dann zulässig 
sein, wenn sie die Diskussion und öffentliche Meinungsbildung explizit 
bereichert.185 Bezüglich Beate Zschäpe kann wegen der bereits erläuterten 
Besonderheiten des NSU-Falls die Namensnennung auch unter diesem 
Gesichtspunkt als zulässig angesehen werden. Insbesondere spricht das 
besondere öffentliche Interesse an der Identität Zschäpes als einzige Über-
lebende der drei Haupttatverdächtigen dafür, dass der Nennung ihres 
                                                          
 
184  Nachfolgend Vgl. Kapitel D, I, 2. sowie Kapitel C, I, 1. 
185  Börger, Deliktischer Rechtsschutz, S. 262 f.; Soehring, Presserecht, S. 385 f., Rdnr. 7; 
Peters, NJW 1997, S. 1334 (1339); Steffen, in: Löffler, PresseR, § 6 LPG, Rdnr. 177; BGH 
NJW 1980, S. 1790 (1791); BGH, ZUM 2000, S. 397 (400), BGH, NJW 1994, 
S. 1950 (1951 f.), OLG Stuttgart, NJW 1972, S. 2320 (2321). 
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Namens bei der Berichterstattung ein eigenständiger Informationswert zu-
zurechnen ist. Insgesamt erscheinen demnach die vollständigen Namens-
nennungen in den betrachteten Presseerzeugnissen im Rahmen einer identi-
fizierenden Verdachtsberichterstattung als grundsätzlich zulässig, sofern die 
Erfüllung der sonstigen Anforderungen angenommen wird. 
2. Besondere Aspekte bei der Namensnennung
Ähnlich wie bei der Bildnisveröffentlichung gibt es auch hinsichtlich der 
Namensnennung besondere Aspekte, die zusätzlich für einen zulässigen 
Umgang der betrachteten Presseerzeugnisse mit dem Namen von Beate 
Zschäpe sprechen. Dabei werden sowohl behördliche Bekanntgaben als 
auch eine Anonymisierung durch Namensverfremdung berücksichtigt. 
a) Behördliche Bekanntgabe des vollständigen Namens
Eine namentlich identifizierende Berichterstattung kann zulässig sein, falls 
der Name des Betroffenen bereits von Seiten der Behörden preisgegeben 
wurde.186 Dafür könnten im Fall von Beate Zschäpe sowohl die Öffentlich-
keitsfahndungen aus den Jahren 1998 bis 2000 und vom 08.11.2011187 als 
auch Pressemitteilungen von staatlichen Behörden relevant sein. Die dama-
ligen öffentlichen Fahndungsersuchen mit vollständiger Namensbekannt-
gabe scheinen zunächst keine direkten einschränkenden Auswirkungen auf 
den Persönlichkeitsschutz bezüglich einer Namensnennung Zschäpes zu 
entfalten. Zwar könnten die Fahndungsveröffentlichungen, wie bereits an-
gesprochen, in Archiven abgelegt worden sein. Entgegen der Ausführungen 
186  Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 79, Rdnr. 163; Frenz, NJW 2012, 
S. 1039 (1041); Sajuntz, NJW 2010, S. 2992 (2993); EGMR, NJW 2012, S. 1058 (1061 f.); 
BVerfG, NJW RR 2010, S. 1195 (1197). 
187  Nachfolgend Vgl. Kapitel C, III. 
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zu im Rahmen von öffentlichen Fahndungsmaßnahmen veröffentlichten 
Bildnissen188, besteht bezüglich der Namensnennung allerdings keinerlei 
Rechtfertigungsgrundlage für eine erneute Nennung des vollständigen 
Namens Zschäpes. Die Angabe des Namens und sonstiger Personendaten 
beschränkte sich schließlich auf die Strafverfolgung der vergangenen ange-
lasteten Straftaten, die im Jahre 2003 der Verjährung unterfielen. Für die 
Problematik der Namensnennung war demnach der wieder erstarkte Persön-
lichkeitsrechtsschutz von Beate Zschäpe maßgeblich. 
 
Allerdings könnte dieser von einer aktuellen behördlichen Bekanntgabe des 
vollen Namens oder Weitergabe des damaligen Fahndungsmaterials unter-
laufen worden sein. Im Fall von Beate Zschäpe kann festgestellt werden, 
dass das Thüringer Innenministerium und die Bundesanwaltschaft im abge-
grenzten Zeitraum November 2011 nie den vollen Namen Zschäpes in ihren 
Pressemitteilungen verwendeten. Sie sprachen von einer mutmaßlichen 
Komplizin oder griffen auf die Namensverfremdung Beate Z. zurück.189 
Auch die Polizeidirektion Südwestsachsen und die Staatsanwaltschaft 
Zwickau vermieden jegliche Namensnennung in ihren Medieninforma-
tionen zu den primären Ereignissen.190 Im Zuge der bereits angesprochenen 
öffentlichen Fahndung nach Beate Zschäpe vom Vormittag des 08.11.2011 
wurde allerdings einmalig der gesamte Name veröffentlicht.191 Danach 
bedienten sich die beiden Behörden ebenfalls der Namensverfremdung 
Beate Z.192 Wie bereits bei der Bildberichterstattung festgestellt, ist das 
damalige Fahndungsfoto Zschäpes im November 2011 scheinbar erneut von 
                                                          
 
188  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR , § 24 KUG, Rdnr. 11. 
189  Beispielsweise: Thüringer Innenministerium, Medieninformation 40/11 vom 15.11.2011; 
Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 35/2011 vom 11.11.2011. 
190  Beispielsweise: Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame 
Medieninformation vom 07.11.2011. 
191  Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 08.11.2011. 
192  Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medieninfor-
mation vom 09.11.2011. 
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Polizeibehörden weitergegeben worden. In diesem Zusammenhang spricht 
allerdings nichts für eine zugehörige Namensnennung von behördlicher 
Seite, da bei der Veröffentlichung des Fahndungsbildes, wie in Anhang 9, 
Abb. 14 und 15 ersichtlich, immer noch die Namensverfremdung Beate Z. 
zum Einsatz kam.193 Es scheint also lediglich eine einzige behördliche 
Preisgabe des vollständigen Namens am 08.11.2011 gegeben zu haben. Die 
erst Tage oder Wochen später erfolgten vollständigen Namensnennungen in 
den betrachteten Presseerzeugnissen sind demnach auch aus diesem Ge-
sichtspunkt als zulässig zu erachten. 
b) Anonymisierung durch Namensverfremdung
Ähnlich wie die Anonymisierungsmaßnahmen bei der Bildberichterstattung 
bezweckt auch der Einsatz von Namensverfremdungen eine Einschränkung 
der Identifizierbarkeit des Betroffenen mit dem Ziel, Persönlichkeitsrechts-
verletzungen vorsorglich zu vermeiden. Häufig verwenden die Pressever-
treter dabei die Form eines abgekürzten Nachnamens. Teilweise wird eine 
derartige Namensverfremdung nicht unbedingt als geeignet angesehen, die 
Identifizierbarkeit einzuschränken, wenn der Betroffene aus dem Gesamt-
kontext dennoch für einen bestimmten Personenkreis erkennbar ist.194 Nach 
gegenteiliger Auffassung liegt durch die Abkürzung des Familiennamens 
eine zumindest erschwerte und gegebenenfalls nur mit eigenen Recherchen 
mögliche Identifizierung des Betroffenen vor. Eine diesbezüglich ver-
fremdete Namensnennung ist insofern zumindest eher zulässig als eine 
vollständige Nennung des Namens.195 Nach der Ansicht des Bundesge-
richtshofs ist eine Anonymisierung bei einer schwachen und ungenügenden 
193  o.V. – B 3, in: BILD, 12.11.2011, S. 1 (Auszug); Löhr et al., in: BILD, 10.11.2011, S. 3. 
194  Molle, ZUM 2010, 331 (332); OLG München, ZUM 2009, S. 777 (800). 
195  Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 82, Rdnr. 176; Rehbock, Medien- 
und Presserecht, S. 20, Rdnr. 41; OLG München, NJW RR 2003, S. 111 (111 f.). 
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Tatsachen- und Recherchebasis erforderlich.196 Diese Anforderung kann 
bezüglich Beate Zschäpe höchstens ganz zu Beginn der betrachteten 
Presseberichterstattungen bestanden haben, da sich im Zuge der Auf-
deckung recht schnell eine umfassende Verdachtslage offenbarte. Der mög-
lichweise anfänglich gebotenen Anonymisierung haben die besagten 
Presseerzeugnisse zu Beginn der betrachteten Berichterstattung durchweg 
mit der Namensverfremdung Beate Z. entsprochen. Da diese Darstellungs-
weise des abgekürzten Nachnamens auch in behördlichen Pressemit-
teilungen zum Einsatz kam197, kann von einer eingeschränkten Identifizier-
barkeit und damit wirksamen Anonymisierung ausgegangen werden. Spä-
testens nach der Veröffentlichung des vollen Namens durch die Öffentlich-
keitsfahndung am Vormittag des 08.11.2011 hätten die Pressevertreter 
ohnehin von der Namensverfremdung zur ausdrücklichen Namensnennung 
übergehen können, wovon sie aber erst ab dem 14.11.2011 Gebrauch mach-
ten. 
3. Ergänzende Hinzuziehung der Lebach-Kriterien für 
die Namensnennung verurteilter Straftäter 
Die herausgearbeiteten Kriterien zur Namensnennung verurteilter Straftäter 
des Bundesverfassungsgerichts in der Lebach-Entscheidung können auch 
hinsichtlich einer Namensnennung von Beate Zschäpe durch die Pressebe-
richterstattung ergänzend herangezogen werden. 
 
Grundsätzlich bestätigt das Bundesverfassungsgericht ein überwiegendes 
allgemeines Informationsinteresse198 für die aktuelle Berichterstattung über 
schwere Straftaten eines verurteilten Straftäters, das auch dessen 
                                                          
 
196  BGH, ZUM 2000, S. 397 (400). 
197  Vgl. Kapitel D, II, 2, a). 
198  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230). 
58 
Namensnennung rechtfertigen kann. Diesbezüglich wird besonders das 
Kriterium der Schwere und Außergewöhnlichkeit der Straftaten199 hervor-
gehoben. Die Beate Zschäpe und dem NSU angelasteten Straftaten sprechen 
diesbezüglich für sich. Obgleich im November 2011 lediglich der Verdacht 
der mutmaßlichen Taten gegen Zschäpe bestanden hat und daher eine ge-
wisse Zurückhaltung aus der Unschuldsvermutung geboten ist, spricht die 
teils erdrückende Beweislage durch aufgefundene Tatwaffen und das Pro-
paganda-Video für eine besonders hohe Wahrscheinlichkeit der Tatbege-
hung oder -beteiligung. Auch die bereits mehrfach angesprochenen Aspekte 
wie Sympathie mit den Opfern, Kontrolle staatlicher Organe und ein even-
tueller Beitrag zur Aufklärung indizieren ein überragendes öffentliches 
Informationsinteresse am gesamten NSU-Fall im Allgemeinen und Beate 
Zschäpe im Speziellen. Diese Umstände vermögen die zulässige Namens-
nennung der lediglich Tatverdächtigen Zschäpe zu befürworten. 
Ein weiteres relevantes Kriterium im Lebach-Fall war die Art des 
Mediums200. Dazu stellte das Bundesverfassungsgericht fest, dass eine 
Fernsehberichterstattung einen weit gravierenderen Eingriff bewirkt als 
beispielsweise eine Darstellung in der Presse. Diese Argumentation ist 
allerdings zweifelhaft. Gerade die BILD mit ihren zahlreichen Regionalaus-
gaben erreicht in Deutschland momentan eine Gesamtreichweite von 
18,2 %.201 Demnach kann festgestellt werden, dass Presseberichterstattun-
gen über Beate Zschäpe grundsätzlich einen ebenso starken Persönlichkeits-
rechtseingriff darstellen können wie eine vergleichbare Fernsehberichter-
stattung. 
199  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230). 
200  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1229). 
201  MA I/2013, BILD Deutschland gesamt. 
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Des Weiteren stellte das Bundesverfassungsgericht auf die Intention und 
Art der Berichterstattung202 ab. Die abgegrenzten Presseberichte über Beate 
Zschäpe lassen sich grundsätzlich dem Zweck der Befriedigung des über-
ragenden Informationsinteresses der Öffentlichkeit am spektakulären Fall 
des NSU zuordnen. Prinzipiell kann ein fallbezogener aktueller Kontext 
unterstellt werden, was für eine zulässige Namensnennung Zschäpes 
spricht. Eine genauere Einschätzung hinsichtlich einer oberflächlichen und 
unterhaltenden oder einer seriösen und ausgewogenen Art der Darstellung 
ist mithin stark einzelfallabhängig. Entscheidend ist dabei stets der Gesamt-
kontext des jeweiligen Berichts. 
 
Weitere Kriterien im Lebach-Fall waren der zeitlicher Bezug zur Tat und 
die Resozialisierung des Täters203. Für die abgegrenzte Pressebericht-
erstattung gilt diesbezüglich ein aktueller Zeitbezug, da gerade im Novem-
ber 2011 die Aufdeckung der NSU-Terrorzelle erfolgte und sich im Zuge 
der weiteren Ermittlungen das gesamte aufsehenerregende Ausmaß des 
Falls offenbarte. Eine eventuelle Gefährdung einer bevorstehenden Resozia-
lisierung kommt wegen der zeitbezogenen, vom aktuellen Informationsinte-
resse gedeckten, Berichterstattung jedenfalls im November 2011 nicht in 
Betracht. 
 
Nicht ausdrücklich vom Bundesverfassungsgericht genannt werden die 
zusätzlichen Kriterien Bekanntheitsgrad und Alter des Betroffenen204. Zu-
nächst ausgehend von der Person Beate Zschäpe spricht der geringe Be-
kanntheitsgrad gegen eine namentliche Identifizierung. Anders als Promi-
nente oder Politiker wird Zschäpe durch die Presseberichterstattungen völlig 
ihrer Anonymität als bis dahin unbekannte Person beraubt. Stellt man 
                                                          
 
202  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1228 ff.). 
203  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1231 f.). 
204  Fechner, Medienrecht, S. 92, Rdnr. 82 f.; Rehbock, Medien- und Presserecht, S. 20, 
Rdnr. 43. 
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hingegen auf das Alter der Betroffenen ab, so kann sich Zschäpe als Er-
wachsene zumindest nicht auf den besonderen Schutz Jugendlicher vor 
einer Namensnennung205 berufen. 
 
Insgesamt sprechen auch die ergänzend hinzugezogenen Kriterien der 
Lebach-Entscheidung für die Zulässigkeit einer Namensnennung von Beate 
Zschäpe in der betrachteten Presseberichterstattung. Die Übertragung und 
Anwendung dieser Grundsätze unterstützt in der Gesamtschau die im Rah-
men einer Verdachtsberichterstattung angenommene zulässige Identifizie-
rung Zschäpes durch namentliche Nennung. 
III. Weitere mögliche Verletzungen durch 
die Wortberichterstattung 
Auch die allgemeinen Äußerungen des Wortberichts im Rahmen einer Ver-
dachtsberichterstattung können Persönlichkeitsverletzungen des Tatver-
dächtigen begründen. Dabei spielen insbesondere die persönlichkeitsrechtli-
che Ausprägung Verfügungsrecht über die Darstellung der eigenen Person 
und das Recht der persönlichen Ehre als eigenständiger Sonderfall des all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts eine Rolle. Hervorzuheben ist, dass der 
Kontext der Wortberichterstattung sowohl die Zulässigkeit einer zugehöri-
gen Bildberichterstattung als auch einer Namensnennung beeinflussen 
kann.206 Nachfolgend findet zunächst eine Abgrenzung von Tatsachenbe-
hauptungen und Meinungsäußerungen statt. Danach werden die hinsichtlich 
der Wortberichterstattung über Beate Zschäpe relevanten Fallgruppen mög-
liche Verletzungen durch Täterbezeichnungen und Vorverurteilungen sowie 
                                                          
 
205  BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1230); Fechner, S. 92, Rdnr. 83; Rehbock, Medien- und 
Presserecht, S. 22, Rdnr. 49. 
206  Beispielsweise: Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 367 f., Rdnr. 14; Fechner, Medi-
enrecht, S. 79, Rdnr. 42; Marxen, GA 1980, S. 365 (378 f.), BGH, ZUM 2000, 
S. 397 (398 ff.); BGH, GRUR 2010, S. 1029 (1030). 
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des Rechts der persönlichen Ehre betrachtet. Dabei werden die jeweiligen 
Ausführungen anhand von Einzelbeispielen aus den abgegrenzten Presseer-
zeugnissen verdeutlicht. 
1. Tatsachenbehauptungen und Meinungsäußerungen 
Bei Aussagen der Wortberichterstattung ist generell zwischen Tatsachenbe-
hauptungen und Meinungsäußerungen zu unterscheiden, wobei allerdings 
keine festen Grenzen festlegbar sind.207 Als grundsätzlicher Anhaltspunkt 
für eine diesbezügliche Unterscheidung gilt eine theoretisch mögliche 
Überprüfung der Aussage auf ihren Wahrheitsgehalt, die auch als Beweis-
zugänglichkeit bezeichnet wird.208 Tatsachenbehauptungen beschreiben 
demnach Geschehnisse, Sachverhalte, Zustände und Motive, die objektiv 
als wahr oder unwahr bewertet werden können.209 Während wahre Tat-
sachenbehauptungen in der Wortberichterstattung in der Regel vom Be-
troffenen hinzunehmen sind, ist die Verbreitung unwahrer Tatsachenbe-
hauptungen generell unzulässig und nicht von der Meinungs- und Presse-
freiheit nach Art. 5 I GG geschützt.210 Meinungsäußerungen können hinge-
gen nicht objektiv auf ihren Wahrheitsgehalt hin überprüft werden und sind, 
unabhängig von Eigenschaften wie Rationalität, Wertgehalt oder Polemik, 
grundsätzlich von Art. 5 I GG geschützt. Solche subjektiven Äußerungen 
sind dadurch geprägt, dass der Verfasser seine eigene Meinung zum 
                                                          
 
207  Fricke, Recht für Journalisten, S. 241; Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishand-
buch, S. 61, Rdnr. 76; Ebenda, S. 68, Rdnr. 111; Soehring, GRUR 1986, S. 518 ( 520);  
208  Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 171 f., Rdnr. 10; Kaloudi, Pressefreiheit und 
Persönlichkeitsschutz, S. 171; Soehring, GRUR 1986, S. 518 ( 520); BGH, AfP 1975, 
S. 804 (804; BGH, AfP 1976, S. 75 (78); BVerfG, AfP 1998, S. 500 (502).  
209  Fricke, Recht für Journalisten, S. 241; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstat-
tung, S. 109 f., Rdnr. 43; OLG Köln, AfP 1987, S. 696 (696); BGH, NJW 1992, 
S. 1314 (1316). 
210  Kaloudi, Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz, S. 171; Molle, ZUM 2010, S. 331 (332); 
BGH, NJW 1989, S. 2889 (2891); BVerfG, NJW 1996, S. 1529 (1529); BVerfG, 
NJW 1999, S. 1322 (1324); BVerfG, NJW RR 2000, S. 1209 (1210). 
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Ausdruck bringt oder Stellung bezieht.211 Davon abzugrenzen sind aller-
dings weiterhin die zulässige Sonderform der Satire und die unzulässige 
Schmähkritik. Bei einer satirischen Darstellung kommen klassische Stil-
mittel wie Ironie, Wortwitz, Übertreibungen oder Verzerrungen zum Ein-
satz.212 Die Grenzen der Satire liegen in einer enthaltenen unwahren Tat-
sachenbehauptung, der Antastung der Menschenwürde oder einer reinen 
Schmähkritik. Dabei ist stets eine differenzierte Betrachtung von Aussage-
kern und einer eventuell lediglich satirischen Einkleidung erforderlich.213 
Beim eng auszulegenden Begriff der unzulässigen Schmähkritik steht nicht 
die Befassung mit dem jeweiligen Sachverhalt, sondern die Diffamierung 
im Mittelpunkt. Sie bezweckt eine bloße persönliche Herabsetzung des 
Betroffenen.214 Besondere Abgrenzungsprobleme können sich bei mehrdeu-
tigen und gemischten Aussagen, Pauschalurteilen und substanzarmen Be-
griffen sowie bei zwischen den Zeilen und in Fragen versteckten Äußerun-
gen ergeben.215 Eine hinsichtlich der vorangegangen Unterscheidungen 
abschließende und zweifelsfreie Beurteilung von Aussagen der 
211  Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 65 f., Rdnr. 99 f.; Rehbock, 
Presse- und Medienfreiheit, S. 56, Rdnr. 139 f.; BVerfG, NJW 1983, S. 1415 (1415 f.); 
BVerfG, NJW 1992, S. 1439 (1440); BVerfG, NJW 1972, S. 811 (813); BGH, NJW 1992, 
S. 1314 (1315). 
212  Fricke, Recht für Journalisten, S. 248; Soehring, Presserecht, S. 326, Rdnr. 28; BGH, 
ZUM 2000, S. 397 (400 f.); BVerfG, NJW 1992, S. 2073 (2073 f.); BVerfG, NJW 1998, 
S. 1386 (1387); BGH, NJW 1983, S. 1194 (1196). 
213  Branahl, Medienrecht, S. 120; Soehring Presserecht, S. 326, Rdnr. 29; Löffler/Ricker, 
Handbuch Presserecht, S. 341 f., Rdnr. 35. BGH, ZUM 2000, S. 397 (400); BVerfG, 
NJW 1992, S. 2073 (2074); BVerfG, NJW 1987, S: 2661 (2661 f.). 
214  Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S 66 , Rdnr. 102 f.; Seelmann-
Eggebert, NJW 2008, S. 2551 (2555); BGH, ZUM 2000, S. 397 (400); BVerfG, NJW 1995, 
S. 3303 (3304); BVerfG, NJW 1991, S. 1475 (1477); BGH, NJW 2000, S. 3421 (3422). 
215  Fricke, Recht für Journalisten, S. 244 ff.; Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 171 f., 
Rdnr. 10; BVerfG, NJW 1993, S. 1845 (1845 f.); OLG München, NJW 1988, S. 349 (349); 
BGH, AfP 1988, S. 25 (26 f.); BGH, GRUR 1969, S. 555 (557 f.); BVerfG, NJW 1983, 
S. 1415 (1416); BVerfG, AfP 1992, S. 51 (52). 
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Wortberichterstattung ist selten möglich. Stets ist dabei entscheidend, wie 
der Durchschnittsleser die Äußerung verstehen würde.216  
2. Mögliche Verletzungen durch Täterbezeichnungen 
und Vorverurteilungen 
Besonders relevant ist in diesem Zusammenhang eine eventuelle Täterbe-
zeichnung und Vorverurteilung eines lediglich einer Straftat Verdächtigen. 
Die Äußerung eines Verdachts ist zunächst, in Abgrenzung von einer Ver-
mutung, als Tatsachenbehauptung zu beurteilen.217 Eine explizite Bezeich-
nung als Täter wird als Tatsachenbehauptung angesehen. Dafür werden die 
Argumente der theoretisch objektiven Nachprüfbarkeit der Aussage sowie 
der Empfindung als feststehende Tatsachen beim Durchschnittsleser ange-
führt.218 Andere eventuell vorverurteilende Aussagen über den Tatverdäch-
tigen werden teilweise als eine rechtliche Bewertung oder persönliche 
Rechtsauffassung der Presse und damit als Meinungsäußerung aufgefasst.219 
Auch diese rechtlichen Beurteilungen können jedoch als Tatsachenbehaup-
tung eingestuft werden, sofern sie dem Durchschnittsleser konkrete Vor-
gänge und Sachverhalte, wie das Begehen einer Straftat, vor Augen 
                                                          
 
216  Soehring, Presserecht, S. 306, Rdnr. 4; Ebenda, S. 309, Rdnr. 8; Seelmann-Eggebert, 
NJW 2008, S. 2551 (2552); BGH, ZUM 2000, S. 397 (398 ff.); BVerfG, NJW 2006, 
S. 207 (2008); BVerfG, NJW-RR 2006, S. 1130 (1131); LG Berlin, Urteil vom 22.10.2009, 
27 O 292/09. 
217  Fricke, Recht für Journalisten, S. 247; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstat-
tung, S. 115, Rdnr. 57; OLG Brandenburg, NJW-RR 2002, S. 1269 (1270). 
218  Grave, NJW 1981, S. 209 (210); OLG Frankfurt, NJW 1980, S. 597 (597); OLG Hamburg, 
AfP 1983, S. 466 (466 f.). 
219  Soehring, Presserecht, S. 321 f., Rdnr. 22; Ebenda, S. 436 f., Rdnr. 34 a; Burkhardt, in: 
Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 116, Rdnr. 61; BGH, NJW 1982, 
S. 2246 (2247); BGH, NJW 1965, S. 294 (295). 
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führen.220 Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung kann bei einer Verdachtsbe-
richterstattung allerdings nicht von einer nachweislich unwahren und damit 
unzulässigen Tatsachenbehauptung ausgegangen werden. Da es gerade zur 
Aufgabe der Presse zählt, auch über noch ungesicherte und unbewiesene 
Vorgänge zu berichten, kann auch eine solche Tatsachenbehauptung unter 
bestimmten Voraussetzungen zulässig sein.221 Grenzen setzen dabei die 
grundsätzlichen Anforderungen der Verdachtsberichterstattung222, insbe-
sondere das Zurückhaltungsgebot nach dem Grundsatz der Unschulds-
vermutung sowie die explizit gebotene Vermeidung von präjudizierenden 
Äußerungen. Neben einem überragenden Informationsinteresse der Allge-
meinheit ist auch eine umfassende und sorgfältige Recherche erforderlich. 
Zudem muss die Unsicherheit sowie das Bestehen eines bloßen Verdachts 
im Gesamtkontext ausdrücklich vermittelt werden.223 Die Berichterstattung 
soll dem Durchschnittsleser keinesfalls vermitteln, dass der Betroffene der 
ihm angelasteten Straftaten bereits überführt sei. Die Darstellung darf nicht 
einseitig und verfälschend erfolgen, sondern muss dem Leser vielmehr eine 
eigene Meinungsbildung erlauben anstatt ihm ein vorgefertigtes Urteil zu 
präsentieren.224 Auch Formulierungen mit dem Zusatz soll oder vorwiegend 
im Konjunktiv gehaltene Berichte sind dabei zumindest nicht generell und 
alleinig zur Vermeidung von Vorverurteilungen geeignet.225 Zusammenfas-
send wird demnach sowohl eine explizite Täterbezeichnung eines 
220  Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 116 f., Rdnr. 62; BGH, 
NJW RR 1999, S. 1251 (1252); OLG Celle, AfP 2002, S. 508 (508 f.); LG Berlin, Urteil 
vom 22.10.2009, 27 O 292/09. 
221  Boksanyi, in: Wandtke: Medienrecht Praxishandbuch, S. 62, Rdnr. 81; Burkhardt, in: 
Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 597 f., Rdnr. 154.; BVerfG, NJW 1999, 
S. 1322 (1324); BVerfG, NJW 1998, S. 1381 (1383); BGH, NJW 1977, S. 1288 (1289).  
222  Vgl. Kapitel C, I, 1. 
223  Boksanyi, in: Wandtke: Medienrecht Praxishandbuch, S. 62, Rdnr. 81; LG Berlin, Urteil 
vom 22.10.2009, 27 O 292/09; BGH, ZUM 2000, S. 397 (398 ff.). 
224  Molle, ZUM 2010, S. 331 (333); BGH, ZUM 2000, S. 397 (398); OLG Brandenburg, 
NJW 1995, S. 886 (888); OLG Frankfurt, NJW-RR 1990, S. 989 (990); OLG München, 
ZUM 2009, S. 777 (778 f.). 
225  Molle, ZUM 2010, S. 331 (333); BGH, NJW 1977, S. 1288 (1289). 
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Tatverdächtigen als auch jede vorverurteilende Darstellung, die dem Durch-
schnittsleser dazu Anlass geben könnte, der Betroffene sei der mutmaßlich 
begangenen Straftaten bereits überführt, grundsätzlich abgelehnt und als 
unzulässig erachtet.226 
 
Bei der abgegrenzten Presseberichterstattung über Beate Zschäpe war dies-
bezüglich ein Artikel der BILD vom 14.11.2011 besonders auffällig.227 
Dieser ist in Anhang 11, Abb. 21 abgebildet und beinhaltet folgende exemp-
larische Äußerungen: 
 
„[…] Sie schossen ihren Opfern direkt ins Gesicht (Titel) […] Drei junge 
Menschen […]. Mordend ziehen sie durch die Bundesrepublik, […] über-
fallen Banken und machen […] Jagd auf Ausländer. […] schießen sie ihren 
Opfern ins Gesicht. 10 Morde und 14 Banküberfälle begingen sie. […] 
Beate Zschäpe, die gefährliche Mitläuferin. […] Mindestens zehn Mal er-
schießen, exekutieren die drei Nazi-Terroristen scheinbar willkürlich Men-
schen. […]“.228  
 
Die genannten Wortpassagen können bezugnehmend auf die bisherigen 
Ausführungen klar als Tatsachenbehauptungen deklariert werden, die Beate 
Zschäpe sowohl im Kollektiv des Trios als auch einzeln betreffen. Hinsicht-
lich des Wahrheitsgehalts noch unsichere Behauptungen könnten dennoch 
zulässig sein, wenn die genannten Anforderungen und Grenzen der Ver-
dachtsberichterstattung229 eingehalten worden wären. Wie bereits mehrfach 
darlegt, gelten die grundlegenden Voraussetzungen Vorfall von erheblichem 
                                                          
 
226  Grave, NJW 1981, S. 209 (210 f.); Bornkamm, NStZ 1983, S. 102 (106 f.); Marxen, 
GA 1980, S. 365 (379); Molle, ZUM 2010, S. 331 (333); BGH, ZUM 2000, S. 397 (398); 
LG Berlin, Urteil vom 22.10.2009, 27 O 292/09; BGH, AfP 1994, S. 142 (143 f.); OLG 
München, AfP 1997, S. 636 (637). 
227  Kiewel, et al., in: BILD Thüringen, 14.11.2011, S. 10. 
228  Kiewel, et al., in: BILD Thüringen, 14.11.2011, S. 10. 
229  Vgl. Kapitel C, I, 1. 
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Gewicht und Mindestbestand an Beweistatsachen als erfüllt. Zudem besteht 
ein festgestelltes überragendes öffentliches Informationsinteresse am Fall 
des NSU im Allgemeinen und an der einzig überlebenden Haupttatverdäch-
tigen Beate Zschäpe im Speziellen. Auch eine umfassende Recherchebasis 
kann zu diesem Zeitpunkt am 14.11.2011 aufgrund der zahlreichen Mit-
teilungen aus privilegierten Quellen wie Behörden und anerkannten Nach-
richtenagenturen unterstellt werden. Ein Hinweis, dass es sich lediglich um 
einen Verdacht gegen Zschäpe handelt, findet sich allerdings ganz am Ende 
des Artikels: 
„[…]. Beate Zschäpe wurde gestern Abend dem Ermittlungsrichter des 
Bundesgerichtshofes in Karlsruhe vorgeführt.“230 
Dieser Satz und seine unauffällige Position am Ende des Artikels sprechen 
dafür, dass dieser Hinweis vom Durchschnittsleser kaum oder nur beiläufig 
wahrgenommen wird. Er vermag dem durchschnittlichen Leser in keiner 
Weise klar zu vermitteln, dass es sich bei den benannten Straftaten und 
Vorgängen lediglich um Verdächtigungen handelt. Die reißerische Aufma-
chung sowie die auffällige und hervorgehobene Betitelung tragen zusätzlich 
dazu bei, dass die Äußerungen als feststehende Taten verstanden werden 
können. Infolgedessen werden die Anforderungen an eine zulässige Ver-
dachtsberichterstattung bei diesem Artikel nicht erfüllt. Die exemplarischen 
und vorverurteilenden Tatsachenbehauptungen sind demnach unzulässig. 
Dieser grenzwertige Fall der Wortberichterstattung begründet folglich eine 
Persönlichkeitsrechtsverletzung von Beate Zschäpe. 
230  Kiewel, et al., in: BILD Thüringen, 14.11.2011, S. 10. 
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3. Mögliche Verletzungen des Rechts der persönlichen Ehre 
In besonderer Beziehung stehen auch die Verdachtsberichterstattung über 
Tatverdächtige und etwaige Verletzungen des als Ausprägung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts anerkannten, aber auch eigenständigen, Rechts 
der persönlichen Ehre. Die Beleidigungs- beziehungsweise Ehrschutzdelikte 
der §§ 185 ff. StGB setzen der Berichterstattung dabei sowohl strafrecht-
liche als auch über die §§ 823 ff. BGB zivilrechtliche Grenzen.231 Nach-
folgend werden die einzelnen Tatbestände der Beleidigung nach 
§ 185 StGB, der üblen Nachrede nach § 186 StGB und der Verleumdung 
nach § 187 StGB prägnant erläutert. Ebenso wird dabei auf die abgegrenzte 
Presseberichterstattung über Beate Zschäpe Bezug genommen. Abschlie-
ßend findet der für die Presse besondere Aspekt der Wahrnehmung berech-
tigter Interessen nach § 193 StGB Berücksichtigung. 
a) Beleidigung nach § 185 StGB 
Der Begriff der Beleidigung umfasst eine Ehrverletzung des Betroffenen 
durch die eigene zum Ausdruck gebrachte Nicht- oder Missachtung, die zur 
Abwertung der Person führt.232 Der Tatbestand der Beleidigung nach 
§ 185 StGB kann grundsätzlich durch Werturteile und Tatsachenbe-
hauptungen erfüllt werden. Da die Presseberichterstattung eine Äußerung 
gegenüber Dritten darstellt, kommen dafür speziell nur beleidigende 
Meinungsäußerungen in Betracht.233 Allerdings ist nicht jedes scharfe und 
                                                          
 
231  Fricke, Recht für Journalisten, S. 255, 262; Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 452 f., 
Rdnr. 1; Branahl, Medienrecht, S. 101. 
232  Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht S. 456 f., Rdnr. 8; Neben, Triviale Personenbericht-
erstattung, S. 149; BGH, NJW 1951, S. 929 (929 f.); OLG Celle, NJW 1953, 
S. 1764 (1764).  
233  Fricke, Recht für Journalisten, S. 255 f.; Soehring, Presserecht, S. 236, Rdnr. 9; Lenck-
ner/Eisele, in: Schönke/Schröder, § 185 StGB, Rdnr. 7. 
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negative Werturteil als Beleidigung einzustufen. Vielmehr werden nur sol-
che Äußerungen als Ehrverletzung aufgefasst, die den Betroffenen erheblich 
in seiner Entfaltung und Wirkung einschränken können.234 Dabei ist regel-
mäßig eine einzelfallbezogene Abwägung zwischen der Meinungsfreiheit 
und der Ehre des Betroffenen als Ausfluss des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts erforderlich. Lediglich bei der komplett auf die Diffamierung einer 
Person abzielenden Schmähkritik wird in der Rechtsprechung dem Recht 
der persönlichen Ehre des Betroffenen generell der Vorrang eingeräumt.235 
Hinsichtlich der Presseberichterstattung über Beate Zschäpe ist die von der 
BILD häufig getätigte Bezeichnung des Trios Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe 
als Killer-Nazis hervorzuheben. Beispiele dazu236 sind in Anhang 11, 
Abb. 22 dargestellt. Bei einer solchen Kollektivbeleidigung sind die Mit-
glieder einer abgrenzbaren und überschaubaren Personenmehrheit in ihrer 
individuellen Ehre betroffen.237 Die nicht nachweisliche und subjektiv vom 
Verfasser als Qualifizierung der Betroffenen getätigte Aussage Killer-Nazis 
stellt zunächst eine Meinungsäußerung dar. Dabei erscheint eine getrennte 
Begriffsbetrachtung als ratsam. Bezüglich der Bezeichnung als Nazi gibt es 
in der Rechtsprechung gegenteilige Auffassungen über eine eventuelle 
Zuordnung zum Beleidigungstatbestand. Einerseits wird die Äußerung 
aufgrund konkreter Anhaltspunkte wie Parteizugehörigkeit zur Charak-
terisierung des Betroffenen als zulässig angesehen beziehungsweise sogar 
234  Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 456 f., Rdnr. 8; Fricke, Recht für Journalisten, 
S. 257, Lenckner/Eisele, in: Schönke/Schröder, § 185 StGB, Rdnr. 2. 
235  BVerfG, NJW 2009, S. 749 (749); BVerfG, NJW 1992, S. 1439 (1441); BVerfG, 
NJW 1994, S. 1779 (1780); BVerfG, NJW 1990, S. 1980 (1981). 
236  o.V. – B 5, in: BILD, 15.11.2011, S. 1; Castell et al., in: BILD, 15.11.2011, S. 10 (Auszug); 
o.V. – B 11, in: BILD, 24.11.2011, S. 10; o.V. – B 14, in: BILD, 28.11.2011, S: 10 (Aus-
zug). 
237  Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 454 f., Rdnr. 4; Branahl, Medienrecht, S. 102; 
Lenckner/Eisele, in: Schönke/Schröder, Vorbemerkungen zu den §§ 185 ff. StGB, 
Rdnr. 5 ff.; BGH, NJW 1960, S. 779 (779); OLG Frankfurt, NJW 1989, S. 1367 (1367).  
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als Tatsachenbehauptung eingestuft.238 Andererseits besteht auch die Auf-
fassung, dass die Meinungsäußerung Nazi aufgrund einer kundgetanen 
Unzulänglichkeit der Person und diesbezüglicher Missachtung eine be-
leidigende Ehrverletzung oder sogar Schmähkritik darstellt.239 Da im No-
vember 2011 solche Anhaltspunkte für eine wahrscheinliche Zuordnung der 
politischen Einstellung von Beate Zschäpe bestanden, wird im vorliegenden 
Fall der Argumentation gefolgt, dass der Begriff Nazi allein zwar keine 
Ehrverletzung aus § 185 StGB begründet, aber wenigstens eine vom 
Äußerer bezweckte herabsetzende Wirkung zu entfalten vermag. Das zu-
sätzliche Attribut Killer, das hierbei die Art der Nazis näher bezeichnet, 
unterstellt seinerseits bereits eine Eigenschaft als Mörder beziehungsweise 
Täter. Killer stellt demnach nicht nur eine mögliche ehrverletzende 
Äußerung im Sinne vom Vorwurf strafbaren Verhaltens240 dar, sondern 
beinhaltet auch eine Vorverurteilung. Dadurch sind die Anforderungen an 
eine zulässige Verdachtsberichterstattung241 nicht erfüllt, was eine Persön-
lichkeitsrechtsverletzung von Beate Zschäpe begründet. Zudem bringt zu-
mindest die zusammengesetzte Kollektivbezeichnung Killer-Nazis eine 
solche Missachtung zum Ausdruck, dass sie den strafrechtlichen Tatbestand 
einer Beleidigung nach § 185 StGB zu erfüllen scheint. Dafür spricht auch 
die mehrfache Verwendung und somit Etablierung dieses Gesamtbegriffs, 
der vermutlich nur zur Befriedigung von Sensationsgier und zur Auflagen-
steigerung geschaffen wurde. 
                                                          
 
238  Soehring, Presserecht, S. 316, Rdnr. 16; Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichter-
stattung, S. 114, Rdnr. 55; BVerfG, NJW 1992, S. 2013 (2014); OLG Düsseldorf, 
NJW 1948, S. 386 (386); KG, NJW RR 1994, S. 926 (928); OLG Hamburg, NJW 1992, 
2035 (2035). 
239  OLG Düsseldorf, NJW 1970, S. 905 (905); OLG Frankfurt, NJW-RR 1996, 
S. 1050 (1051 f.); OLG Hamm, NJW 1982, S. 659 (660 f.); LG Göttingen NJW 1996, 
S. 1138 (1139); LG Berlin, NJW-RR 1998, S. 316 (316 f.).  
240  Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 456 f., Rdnr. 8; BGH, NJW 1963, S.665 (666). 
241  Vgl. Kapitel C, I, 1. 
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b) Üble Nachrede nach § 186 StGB
Der Tatbestand der üblen Nachrede nach § 186 StGB setzt das Behaupten 
oder Verbreiten einer nicht erweislich wahren und ehrenrührigen Tat-
sachenbehauptung voraus, die im Stande ist, den Ruf des Betroffenen zu 
schädigen und ihn herabzuwürdigen.242 Besondere Berührungspunkte erge-
ben sich dabei bei einer Verdachtsberichterstattung. So kann ein grundsätz-
lich zulässig mitgeteilter Verdacht bereits eine zur Rufschädigung geeignete 
Tatsachenbehauptung darstellen, die den Tatbestand der üblen Nachrede 
erfüllt, sofern sie sich später als nicht nachweislich wahr erweist.243 Weder 
die ledigliche Verbreitung einer fremden Tatsachenbehauptung noch die 
Kennzeichnung als bloßer Verdacht befreien den Äußerer von einer mögli-
chen, auch späteren, Strafbarkeit wegen übler Nachrede.244 Der eventuelle 
Verletzer hat dabei die Beweislast für die Wahrheit der jeweiligen Tat-
sachenbehauptung zu tragen. Dieser Umstand wird auch als berichter-
stattungsfeindlich angesehen und vermag eine uneingeschränkte Verbreiter-
haftung zu fördern.245 Eine spezielle Beweisregel für die Berichterstattung 
über Straftaten ergibt sich mithin aus dem § 190 StGB, nachdem der Wahr-
heitsbeweis einer behaupteten oder verbreiteten Tatsachenbehauptung durch 
eine rechtskräftige Verurteilung erfolgt sowie bei Freispruch nicht mehr 
erbringbar ist.246 
242  Soehring, Presserecht, S. 236, Rdnr. 10; Fricke, Recht für Journalisten S. 259 f.; Burkhardt, 
in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 232, Rdnr. 214 ff. 
243  Fricke, Recht für Journalisten S. 262; BGH ,NJW 1963, S. 665 (666). 
244  Soehring, Presserecht, S. 237, Rdnr. 11; Fricke, Recht für Journalisten S. 261; 
Damm/Rehbock, Widerruf, Rdnr. 414; BGH, NJW 1970, S. 187 (189); BGH, NJW 1977, 
S. 1288 (1289). 
245  Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht S. 460, Rdnr. 19; Soehring, Presserecht, S. 237, 
Rdnr. 12; Ebenda, S. 238, Rdnr. 12b.; Damm/Rehbock, Widerruf, Rdnr. 416. 
246  Soehring, Presserecht, S. 237 f., Rdnr. 12a; Lenckner/Eisele, in: Schönke/Schröder, 
§ 190 StGB, Rdnr. 2 ff. 
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Die Erfüllung des Tatbestands der üblen Nachrede nach § 186 StGB kommt 
im Fall der Verdachtsberichterstattungen über Beate Zschäpe in den be-
trachteten Presseerzeugnissen jedoch aktuell nicht in Betracht. Der laufende 
Prozess vor dem Oberlandesgericht München könnte diesbezüglich zur 
Klärung beitragen. Sofern die betroffenen Tatsachen sich dabei nicht aus-
drücklich als wahr erweisen, wäre der Tatbestand der üblen Nachrede er-
füllt. 
c) Verleumdung nach § 187 StGB 
Der Tatbestand der Verleumdung nach § 187 StGB setzt die Behauptung 
oder Verbreitung einer erweislich unwahren und ehrenrührigen Tatsachen-
behauptung wider besseren Wissens voraus. Der Verletzer ist sich dabei 
also der Unwahrheit der von ihm geäußerten Tatsachenbehauptung be-
wusst.247 Da die Pressevertreter in der Regel keine wissentlich falschen 
Tatsachen veröffentlichen, ist die Bedeutung dieser Vorschrift für die Praxis 
sehr gering.248 
 
Auch bei der betrachteten Presseberichterstattung über Beate Zschäpe kann 
dies generell nicht vermutet werden. 
d) Wahrnehmung berechtigter Interessen nach § 193 StGB 
Etwaige Ehrverletzungen wären jedoch nicht rechtswidrig, wenn der beson-
dere Rechtfertigungsgrund der Wahrnehmung berechtigter Interessen nach 
§ 193 StGB besteht. Für die Presse gilt der § 193 StGB als besondere 
                                                          
 
247  Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S. 460 f., Rdnr. 21; Lenckner/Eisele, in: Schön-
ke/Schröder, 187 StGB, Rdnr. 1 ff. 
248  Fricke, Recht für Journalisten, S. 263. 
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Ausprägung ihrer Meinungs- und Pressefreiheit nach Art. 5 I GG.249 Da-
nach können Beleidigung und üble Nachrede zulässig sein, sofern damit 
berechtigte eigene und Interessen der Öffentlichkeit verfolgt werden, die der 
Auseinandersetzung mit gesellschafts- und gemeinschaftsrelevanten The-
men dienen. Dies gilt allerdings nicht für beleidigende Äußerungen, die aus 
bloßer Sensationsgier erfolgen und bei der die bloße Diffamierung des Be-
troffenen bezweckender Schmähkritik.250 Der Rechtfertigungsgrund der 
Wahrnehmung berechtigter Interessen kann auch nur dann bestehen, sofern 
die journalistische Sorgfaltspflicht Beachtung gefunden hat.251 
Die bereits angesprochene und als Beleidigung nach § 185 StGB in Betracht 
kommende Bezeichnung Killer-Nazis252 der BILD253 ist ohne Zweifel stark 
auf Sensationsgier ausgerichtet. Da die Wortschöpfung mehrfach und über 
einen längeren Zeitraum für die Berichterstattung über den NSU-Fall ver-
wendet wurde, kann vermutet werden, dass dieser Begriff reinen Unterhal-
tungs- und Sensationszwecken diente und wahrscheinlich auch auf eine 
Auflagensteigerung abzielte. Schon deswegen kann der besondere Rechtfer-
tigungsgrund der Wahrnehmung berechtigter Interessen nach § 193 StGB 
dabei nicht greifen. 
249  Kaloudi, Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz, S. 84 f.; BVerfG, NJW 1976, 
S. 1677 (1678); BGH, NJW 1959, 636 (636); BVerfG, NJW 1961, S. 1156 (1157); BGH, 
NJW 1963, S. 665 (666 f.). 
250  Fricke, Recht für Journalisten S, 272; Lenckner/Eisele, in: Schönke/Schröder, 193 StGB, 
Rdnr. 9, 12; BGH, NJW 1963, S. 665 (666); BVerfG, NJW 1990, S. 1980 (1981). 
251  Fechner, Medienrecht, S. 251 f., Rdnr. 116; Soehring, S: 338, Rdnr. 21; BGH, NJW 1996, 
S. 1131 (1132) 
252  Vgl. Kapitel D, III, 3., a). 
253  o.V. – B 5, in: BILD, 15.11.2011, S. 1; Castell et al., in: BILD, 15.11.2011, S. 10 (Auszug); 
o.V. – B 11, in: BILD, 24.11.2011, S. 10; o.V. – B 14, in: BILD, 28.11.2011, S: 10 (Aus-
zug). 
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IV. Betrachtung des Sonderbeispiels DAS FOTO-ALBUM 
DER NAZI-BRAUT 
Der in Anhang 12, Abb. 23 aufgeführte Artikel in der BILD vom 
18.11.2011254 stellt bezüglich der bisher in diesem Kapitel gewonnenen 
Erkenntnisse einen relevanten Sonderfall dar. Der Beitrag trägt die Betite-
lung DAS FOTO-ALBUM DER NAZI-BRAUT und ist mit privaten Auf-
nahmen von Zschäpe bebildert, die nach eigenen Angaben vermutlich aus 
dem Jahr 1993 stammen und exklusiv der BILD vorgelegen haben sollen. 
 
Widmet man sich zunächst der Bildberichterstattung255, ist bereits fraglich, 
ob die Abbildungen Zschäpes im Kontext der zugehörigen Wortberichter-
stattung nach § 23 I KUG dem weitauszulegenden Bereich der Zeitge-
schichte zugeordnet werden können. Denn entgegen den bereits erläuterten 
Anforderungen und Abwägungsvorgängen für diese Zuordnung besteht kein 
zeitgeschichtliches Interesse aufgrund bloßer Neugier oder sofern die be-
gleitende Wortberichterstattung allein darauf abzielt, einen expliziten An-
lass für die Bebilderung zu schaffen.256 Diesbezüglich könnte der BILD 
zumindest eine gewisse Intention, die Wortberichterstattung nur zur Ver-
breitung der angeblich exklusiv vorliegenden privaten Fotos konzipiert zu 
haben, unterstellt werden. Zudem scheint die Bebilderung mit Bildnissen 
der jungen und unschuldig wirkenden Beate Zschäpe einen durchaus ge-
wünschten Gegensatz zur Qualifizierung als Nazi-Braut darzustellen. Des 
Weiteren betreffen die veröffentlichten Bildnisse offenbar die Privatsphäre 
von Zschäpe, da sie vermutlich im Jugendalter unter Freunden entstanden 
sind. Zunächst ist bei älteren Aufnahmen dennoch von einer Erkennbarkeit 
                                                          
 
254  o.V. – B 8, in: BILD, 18.11.2011, S. 13. 
255  Nachfolgend Vgl. Kapitel D, I. 
256  Seelmann-Eggebert, NJW 2008, S. 2551 (2556); Fricke, Recht für Journalisten, S. 210; 
Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhG, § 23 KUG, Rdnr. 3. 
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des Betroffenen auszugehen.257 Dabei ist die Zeitgeschichtlichkeit von 
Bildern aus der Privatsphäre zur bloßen Befriedigung von Unterhaltungsin-
teressen umstritten.258 Bei dem Artikel in der BILD ist zunächst einem vor-
dergründigen Unterhaltungszweck zuzustimmen, dennoch könnte der ganz 
am Ende folgende Hinweis 
„[…] Unterdessen wurde Beate Zschäpe von der Karlsruher Bundesstaats-
anwaltschaft in die JVA Köln überstellt. […]“259 
einen zwar kaum wahrnehmbaren, aber ausreichenden Bezug zum der Zeit-
geschichte zuzurechnenden NSU-Fall darstellen.260 Falls ein Bildnis aus 
dem Bereich der Zeitgeschichte nach § 23 I KUG angenommen würde, 
könnte auch eine Verletzung berechtigter Interessen nach § 23 II KUG in 
Betracht kommen. Die Betitelung als Nazi-Braut im Begleittext kann eine 
persönliche Herabsetzung sowie Diffamierung darstellen, durch die 
Zschäpes berechtigte Interessen verletzt werden.261 Es ist nicht ersichtlich, 
ob die rechts unten angefügte Quellenangabe Frank Rollitz/Schneider-
Press262 sich auf die Abbildungen dieses Artikels oder die des links unten 
stehenden Nachbarartikels bezieht. Falls ja, würde aber auch der Bezug des 
Bildmaterials von dieser Bildagentur263 die BILD nicht von einer eigenen 
expliziten Prüfung hinsichtlich Veröffentlichungsbefugnis und eventuellen 
Rechtsverletzungen entbinden.264  
257  Gass, in: Möhring/Nicolini, UrhG, § 22 KUG, Rdnr.15; LG Frankfurt, AfP 2008, 
S. 417 (418); OLG München, AfP 1983, S. 276 (276). 
258  EGMR, NJW 2004, S. 2647 (2647 ff).; BVerfG, NJW 2000, S. 1021 (1024); BVerfG, 
NJW 2000, S. 2194 (2195). 
259  o.V. – B 8, in: BILD, 18.11.2011, S. 13. 
260  Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhG, § 23 KUG, Rdnr. 3; BGH, NJW 2010 S. 3025 (3027). 
261  Branahl, Medienrecht, S. 181 f.; Gass, in: Möhring/Nicolini, UrhG, § 23 KUG, Rdnr. 39; 
OLG Celle, NJW 1979, S. 57 (58); OLG Koblenz,, NJW 1997, S. 1375 (1376). 
262  o.V. – B 8, in: BILD, 18.11.2011, S. 13. 
263  Agentur Schneider-Press GmbH, Home. 
264  Vgl. Kapitel D, I, 3, a). 
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Auch der zugehörigen Wortberichterstattung mangelt es an Objektivität und 
Sachlichkeit. Aufgrund der herabsetzenden Bezeichnung Nazi und des zu-
sätzlich abwertenden und sexualisierenden Begriffs Braut kann den voraus-
gegangenen Ausführungen zur Betitelung Killer-Nazis265 folgend, gleich-
falls eine Beleidigung nach § 185 StGB durch diesen zusammengesetzten 
Begriff in Betracht kommen. Auch die Wortschöpfung Nazi-Braut wurde 
von BILD mehrfach verwendet und in der Berichterstattung speziell über 
Zschäpe etabliert266, was in der Darstellung in Anhang 12, Abb. 24 deutlich 
wird. Auch hier ist daher von der Befriedigung reiner Sensationsgier, bloßer 
Unterhaltung und einer bezweckten Auflagensteigerung auszugehen. Zu-
dem vermittelt die Aussage 
 
„[…] Kaum etwas auf den Bildern lässt erahnen, dass die drei nur wenige 
Jahre später eine terroristische Vereinigung gründen, Sprengstoffanschläge 
verüben, Menschen hinrichten. […]“267 
 
den Anschein feststehender Tatsachen, was wiederum eine Vorverurteilung 
darstellt und gegen die Grundsätze einer zulässigen Verdachtsberichter-
stattung268 verstößt. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass es sich bei 
diesem Artikel im Vergleich zur offenbar mehrheitlich zulässigen Bericht-
erstattung über Beate Zschäpe in den betrachteten Presseerzeugnissen um 
einen äußerst grenzwertigen Sonderfall handelt. Aufgrund der beanstande-
ten Punkte bestehen in mehrfacher Hinsicht Persönlichkeitsrechtsverletzun-
gen von Beate Zschäpe, sodass der Artikel insgesamt als unzulässig er-
scheint.  
                                                          
 
265  Vgl. Kapitel D, III, 3, a). 
266  o.V. – B 1, in: BILD, 09.11.2011, S. 1; Völkerling et al.; in: BILD, 16.11.2011, 
S. 10 (Auszug); o.V. – B 13, in: BILD, 26.11.2011, S. 8. 
267  o.V. – B 8, in: BILD, 18.11.2011, S. 13. 
268  Vgl. Kapitel C, I, 1. und D, III, 2. 
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E. UNTERSCHIEDE UND BESONDERHEITEN BEI 
MÖGLICHEN VERLETZUNGEN DES PERSÖNLICH-
KEITSRECHTS VON MUTMAßLICHEN UNTER-
STÜTZERN DER NSU-TERRORZELLE 
Die vorangegangenen detaillierten Ausführungen zu den möglichen Ver-
letzungen des Persönlichkeitsrechts von Beate Zschäpe durch die abge-
grenzte Presseberichterstattung269 bilden eine grundlegende Basis für die 
Beurteilung weiterer betroffener Personen im Fall des NSU. Nachfolgend 
werden diesbezüglich für etwaige Persönlichkeitsrechtsbeeinträchtigungen 
der mutmaßlichen Unterstützer der NSU-Terrorzelle Unterschiede und 
Besonderheiten zum bisher Dargestellten herausgearbeitet. Dabei spielen 
zunächst die drei Personen Holger G., André E. und Ralf Wohlleben eine 
Rolle, die alle im November 2011, also im abgegrenzten Presseberichter-
stattungszeitraum, festgenommen wurden. Anschließend werden weitere 
mögliche Persönlichkeitsrechtsverletzungen durch Presseberichte berück-
sichtigt, in denen bereits andere Personen der Unterstützung und Hilfe für 
den NSU verdächtigt wurden. 
I. Betroffene Holger G. und Andre E. 
Der am 13.11.2011 festgenommene Holger G. wurde von den Ermittlungs-
behörden verdächtigt, den NSU bei der Beschaffung von Ausweisdokumen-
ten und der Anmietung von Wohnmobilen unterstützt zu haben.270 Am 
24.11.2011 wurde Andre E. gefasst, dem zum einen die Produktion des 
Propagandavideos und zum anderen die Überlassung von auf ihn und seine 
Ehefrau ausgestellte Bahncards unterstellt wurden.271 Aufgrund ihrer 
                                                          
 
269  Nachfolgend Vgl. Kapitel D gesamt. 
270  Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 38/2011 vom 14.11.2011. 
271  Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 39/2011 vom 24.11.2011. 
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ähnlichen Eigenschaften wie vorheriger geringer Bekanntheitsgrad und der 
ihnen vorgeworfenen Hilfsleistungen für den NSU können die beiden mut-
maßlichen Unterstützer hinsichtlich Persönlichkeitsrechtsverletzungen 
durch die betrachtete Presseberichterstattung gemeinsam untersucht werden. 
Eine Verdachtsberichterstattung erscheint zunächst grundsätzlich zulässig, 
da die grundlegenden Anforderungen wohl aus Sicht des Gesamtfalls des 
NSU auch hier erfüllt sind und auch vor den Festnahmen vermutlich schon 
hinreichende Verdachtsmomente bestanden haben. Bezüglich einer mögli-
chen Identifizierung ist fraglich, ob ein besonderes Interesse an der Identität 
der Betroffenen Holger G. und Andre E. vorliegt. Einerseits zählen die im 
Zuge der Festnahme von der Bundesanwaltschaft bekundeten Vorwürfe der 
Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung nach § 129a StGB bereits 
zu schweren Straftaten.272 Berücksichtigt man andererseits die Schwere der 
eigentlichen Unterstützungshandlungen sowie ihre Einordnung als nicht 
außergewöhnliche Straftaten, bleibt festzuhalten, dass das dadurch indizier-
te Interesse an der Identität von Holger G. und Andre E. im Vergleich zur 
Haupttatverdächtigen Zschäpe wesentlich geringer ausfällt. Daher kann das 
bestehende öffentliche Informationsinteresse offenbar auch ohne eine jed-
wede Identifizierung der Betroffenen befriedigt werden. Unter Berücksich-
tigung dieser Aspekte aber auch der Einbeziehung der durch die Unschulds-
vermutung begründeten Zurückhaltung sowie der besonderen Abwägungs-
vorgänge der §§ 22 ff. KUG erscheint eine Identifizierung der Betroffenen 
durch Abbildung oder vollständige Namensnennung im Rahmen der Ver-
dachtsberichterstattung bei Holger G. und Andre E. als unzulässig. Daher 
wäre bei der betrachteten Presseberichterstattung bei Berichten über die 
Festnahmen und insbesondere bei vorherigen Verdachtsäußerungen eine 
grundsätzliche Anonymisierung von Holger G. und Andre E. geboten, die 
gleichwohl auch in sämtlichen Pressemitteilungen der ermittelnden 
272  Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 38/2011 vom 14.11.2011; Generalbundesanwalt, 
Pressemitteilung 39/2011 vom 24.11.2011; Kaufmann MMR 2010, S. 520 (522), m.w.N. 
 79 
Bundesanwaltschaft273 gewahrt wurde. Daneben könnten sich weitere mög-
liche Persönlichkeitsrechtsverletzungen, wie bei Beate Zschäpe, hinsichtlich 
Täterbezeichnungen und Vorverurteilungen sowie durch die Ehrschutzde-
likte der §§ 185 ff. StGB ergeben. 
 
In den betrachteten Presseerzeugnissen wurde über Holger G. und Andre E. 
in unterschiedlich starker Ausprägung berichtet. Freies Wort und DER 
SPIEGEL hielten sich dabei durchgehend an die Grenzen einer zulässigen 
Verdachtsberichterstattung, was an den Beispielen274 in Anhang 13, Abb. 
25 und 26 deutlich wird. Die Namen von Holger G. und Andre E. wurden 
mit der zulässigen Verfremdung des abgekürzten Nachnamens erwähnt. 
Zudem wurden in zulässiger Weise Bildnisse veröffentlicht, welche die 
beiden jeweils bei ihrer Festnahme in nicht erkennbarer Weise abbilden und 
außerdem von als privilegierte Quelle geltenden Nachrichtenagenturen 
stammen. Bei weiteren Bildnisveröffentlichungen wurde die Erkennbarkeit 
durch eine das ganze Gesicht betreffende Verpixelung zulässig einge-
schränkt. In der Wortberichterstattung der betrachteten Beispiele waren 
gleichwohl weder Täterbezeichnungen und Vorverurteilungen noch ehrver-
letzende Äußerungen vorzufinden. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
kann wie bereits bei der Berichterstattung über Beate Zschäpe als sehr zu-
rückhaltend eingestuft werden. So veröffentlichte sie weder vollständige 
Namen noch Bildnisse bezüglich Holger G. und Andre E. Beispiele275 zu 
dieser sehr sachlich klaren und zulässigen Verdachtsberichterstattung sind 
in Anhang 13, Abb. 27 dargestellt. Die BILD hingegen fällt wie schon in 
                                                          
 
273  Beispielsweise: Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 38/2011 vom 14.11.2011; General-
bundesanwalt, Pressemitteilung 39/2011 vom 24.11.2011. 
274  Scharfschwerdt, in: Freies Wort, 14.11.2011 S. 1 (Auszug); Lanig, in: Freies Wort, 
16.11.2011, S. 3 (Auszug); o.V. – FW 2, in: Freies Wort, 25.11.2011, S. 3 (Auszug); Dahl-
kamp et al., in: DER SPIEGEL, 21.11.2011, S. 22 ff. (Auszug); Heise et al., in: DER 
SPIEGEL, 28.11.2011, S. 28 ff. (Auszug). 
275  Sattar/Bingener, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.11.2011, S.1; F.A.Z., in: Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, 15.11.2011, S. 4 (Auszug); Carstens, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, 25.11.2011, S. 6 (Auszug). 
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den vorangegangenen Kapiteln auch bei der Berichterstattung über Holger 
G. und Andre E. negativ auf. So finden sich in den in Anhang 13, Abb. 28 
und 29 abgebildeten Beispielen276 neben den zulässigen Festnahmefotos 
auch andere Bildnisse, die entweder gar nicht oder unzureichend durch 
Augenbalken anonymisiert sind. Bezüglich vereinzelter vorverurteilender 
Äußerungen wird zumeist im Text der bloße Verdacht klargestellt. Des 
Weiteren wurden zumindest herabsetzende Bezeichnungen wie Nazi oder 
Neo-Nazi verwendet. Eine Ehrverletzung gemäß § 185 StGB scheint dabei 
allerdings nicht in Betracht zu kommen, da auch bezüglich Holger G. und 
Andre E. zumindest wahrscheinliche Anhaltspunkte für eine diesbezüglich 
Zuordnung ihrer politischen Einstellung bestanden. 
II. Betroffener Ralf Wohlleben
Die Festnahme von Ralf Wohlleben, dem einerseits finanzielle Unter-
stützung und Fluchthilfe für den NSU sowie andererseits die Beschaffung 
und Übersendung einer Schusswaffe samt Munition unterstellt wird, erfolg-
te am 29.11.2011. Dabei wurde ihm von der Bundesanwaltschaft Beihilfe 
zum Mord beziehungsweise zum versuchten Mord nach §§ 211, 27 StGB 
vorgeworfen.277 Eine Verdachtsberichterstattung erscheint auch hier als 
grundsätzlich zulässig. Im Gegensatz zu Holger G. und Andre E. besteht bei 
Wohlleben die Besonderheit seiner ehemaligen Funktion als Vorsitzender 
des Kreisverbands Jena sowie stellvertretender Landesvorsitzender der NPD 
Thüringen.278 Aufgrund dieser öffentlichen Stellung in der Politik kann 
unterstellt werden, dass er auch schon vor dem NSU-Fall in den Medien 
präsent war. Hinsichtlich einer identifizierenden Verdachtsberichterstattung 
276  o.V. – B 4, in: BILD, 12.11.2011, S. 10; Castell et al., in: BILD, 15.11.2011, S. 10; Kiewel 
et al., in: BILD, 21.11.2011, S. 8 (Auszug); o.V. – B 12, in: BILD, 25.11.2011, S. 12 (Aus-
zug). 
277  Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 41/2011 vom 29.11.2011. 
278  Thüringer Innenministerium/TLfV, Verfassungsschutzbericht 2005, S. 37. 
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kann daher im Vergleich zu Zschäpe womöglich sogar ein noch höheres 
besonderes Interesse an seiner Identität bestehen. Eine behördliche Be-
kanntgabe des vollständigen Namens oder Weitergabe von Bildnissen durch 
die Bundesanwaltschaft fand zwar auch bei Wohlleben nicht statt279, den-
noch erscheint sowohl eine Bildnisveröffentlichung als auch eine Nennung 
des vollen Namens im Rahmen der Abwägungsvorgänge nach 
§§ 22 ff. KUG sowie der Verdachtsberichterstattung aufgrund seines vorhe-
rigen Bekanntheitsgrades als Politiker280 als zulässig. Weitere Persönlich-
keitsrechtsverletzungen könnten sich dennoch auch bei Ralf Wohlleben 
hinsichtlich Täterbezeichnungen und Vorverurteilungen sowie durch die 
Ehrschutzdelikte der §§ 185 ff. StGB ergeben. Dabei ist allerdings an-
zunehmen, dass aufgrund seiner, wenn auch ehemaligen, Parteizugehörig-
keit ein konkreter Anhaltspunkt für seine politische Gesinnung besteht und 
eine Bezeichnung als Nazi daher weniger herabsetzend erscheint. Er hat 
eine solche Betitelung zumindest eher hinzunehmen als die anderen 
Betroffenen. 281 
 
Hinsichtlich der abgegrenzten Presseberichterstattung kann festgestellt 
werden, dass die in Anhang 14, Abb. 30 abgedruckten Artikel von Frank-
furter Allgemeine Zeitung, Freies Wort und BILD282 über die Festnahme 
von Ralf Wohlleben Ende November aufgrund der vorherigen Ausführun-
gen allesamt als zulässig einzustufen sind. Dafür sprechen zusätzlich der 
jeweilige Bezug zu den Mitteilungen der Bundesanwaltschaft und das 
offenbar aus privilegierten Quellen stammende Bildmaterial. DER SPIE-
GEL konnte aufgrund seiner wöchentlichen Erscheinungsweise erst nach 
                                                          
 
279  Beispielsweise: Generalbundesanwalt, Pressemitteilung 41/2011 vom 29.11.2011. 
280  Rehbock, Medien- und Presserecht, S. 20, Rdnr. 43; Soehring, Presserecht, S. 389 f., 
Rdnr. 11; Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, S: 327, Rdnr. 9 f.; Boksanyi, in: Wandtke, 
Medienrecht Praxishandbuch, S. 79, Rdnr. 162.  
281  Soehring, Presserecht, S. 316, Rdnr. 16, m.w.N. 
282  Carstens, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 30.11.2011, S. 1 und 2 (Auszug); Hummel, 
in: Freies Wort, 30.11.2011., S. 3 (Auszug); o.V. – B 15, in: BILD, 30.11.2011., S. 6. 
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dem betrachteten Pressebericherstattungszeitraum November 2011 über die 
Festnahme berichten. Bei Wohlleben besteht weiterhin die Besonderheit, 
dass bereits vor seiner Festnahme massive Verdachtsäußerungen veröffent-
licht wurden. Zunächst ist auch bei ihm davon auszugehen, dass bereits vor 
der Festnahme hinreichende Verdachtsmomente bestanden haben. Unter-
stellt man der Presse diesbezüglich eine gewisse Zurückhaltung aus der 
Unschuldsvermutung und die Erfüllung der sonstigen Anforderungen einer 
zulässigen Verdachtsberichterstattung, könnte dabei auch eine frühere Iden-
tifizierung im Fall von Wohlleben gerechtfertigt sein. Dies folgt erneut aus 
dem Gesichtspunkt eines erhöhten öffentlichen Informationsinteresses, 
insbesondere an seiner Identität als ehemaliger Politiker, der bereits öffent-
lich in Erscheinung getreten war. Freies Wort und die Frankfurter Allge-
meine Zeitung verhielten sich diesbezüglich sehr vorsichtig und verdächtig-
ten Ralf Wohlleben vor seiner Festnahme nur unter Namensverfremdung, 
was anhand der in Anhang 14, Abb. 31 dargestellten Beispiele deutlich 
wird.283 DER SPIEGEL hingegen äußerte am 21.11.2011 einen durch Ab-
bildung und vollständige Namensnennung identifizierenden Verdacht gegen 
Wohlleben. Der in Anhang 14, Abb. 32 auszugsweise abgebildete Beitrag 
scheint jedoch die obigen Anforderungen beachtet zu haben.284 Die BILD 
verdächtigte Ralf Wohlleben bereits vor seiner Festnahme in den beiden in 
Anhang 14, Abb. 33 dargestellten Artikeln285, wobei nicht-anonymisierte 
Bildnisse, jedoch noch die Namensverfremdung Ralf W. veröffentlicht 
wurden. Während dem Beitrag vom 19.11.2011 ein klarer Verdacht zu 
entnehmen ist, könnte der andere vom 23.11.2011 durch Äußerungen wie 
„[…] Zudem ist der Ex-NPD-Funktionär einer der ältesten Freunde des 
Terror Trios […]“ 
283  o.V. – FW 2, in: Freies Wort, 25.11.2011, S. 3 (Auszug); Carstens, in: Frankfurter Allge-
meine Zeitung, 22.11.2011, S. 4 (Auszug). 
284  Dahlkamp et al., in: DER SPIEGEL, 21.11.2011, S. 22 ff. (Auszug). 




„[…] Er war ein Freund der Killer-Nazis, wird beim BKA als Beschuldigter 
geführt.“286 
 
trotz rechtlich korrekter Bezeichnung als Beschuldigter dem Durchschnitts-
leser als juristischen Laien zumindest teilweise den Anschein feststehender 
Tatsachen vermitteln. Danach ist eine zulässige Verdachtsberichterstattung 
nicht gegeben. Ebenso spricht das verwendete Bildnis, das Wohlleben ver-
mutlich vor seinem Haus am Gartenzaun zeigt287, für eine eventuell sogar 
rechtswidrig angefertigte Fotografie. 
III. Mögliche Verletzungen des Persönlichkeitsrechts von 
weiteren durch die Presse verdächtigten Personen 
Von den weiteren Personen, die im November 2011 bereits von einer Ver-
dachtsberichterstattung im Zusammenhang mit der NSU-Terrorzelle betrof-
fen waren, sind insbesondere die später festgenommenen Carsten S. und 
Matthias D. sowie außerdem Tino Brandt, Andre E.s Ehefrau Susann E. und 
Andre K. hervorzuheben. Tino Brandt war als ehemaliger stellvertretender 
NPD-Landesvorsitzender und durch Enttarnung seiner Verbindungen zum 
Thüringer Verfassungsschutz im Jahr 2001288 bereits öffentlich in Erschei-
nung getreten. Verdächtigungen gegen ihn durch die betrachteten Presseer-
zeugnisse sind daher ähnlich zu bewerten wie die gegen Ralf Wohlleben. 
Bezüglich der übrigen genannten Personen besteht für die Presse die grund-
sätzliche Zulässigkeit einer Verdachtsberichterstattung unter Berücksichti-
gung der üblichen Anforderungen. Allerdings erscheint eine Identifizierung 
                                                          
 
286  o.V. – B 10, in: BILD, 23.11.2011, S. 10 (Auszug). 
287  Ebenda. 
288  Thüringer Innenministerium/TLfV, Verfassungsschutzbericht 2001, S. 15. 
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der Betroffenen durch Bildnisveröffentlichung oder vollständige Namens-
nennung unter dem Gesichtspunkt der vermutlich überwiegend nur vagen 
Verdachtsmomente als unzulässig. Aufgrund der jeweiligen Einzelfallab-
hängigkeit von derartigen Berichten sind in Anhang 15, Abb. 34 und 35 
besonders grenzwertige Beispiele dargestellt, die in der Lage sind, insbe-
sondere wegen unzureichend anonymisierten Bildnissen Persönlichkeits-
rechtsverletzungen dieser erhöht schutzwürdigen und weiterer Personen zu 
begründen.289 




SCHUTZ VON TATVERDÄCHTIGEN UND OPFERN 
Beim Fall der NSU-Terrorzelle spielt insbesondere die Presseberichter-
stattung über bereits Verstorbene eine bedeutende Rolle. Zunächst folgen 
allgemeine Erläuterungen zum Bestehen eines postmortalen Persönlich-
keitsrechtsschutzes. Anschließend werden die beiden im NSU-Fall besonde-
ren Gruppen der Tatverdächtigen Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos sowie 
der vermeintlichen Opfer der NSU-Terrorzelle hinsichtlich eventueller 
Verletzungen postmortaler Rechte untersucht. 
I. Gibt es einen Postmortalen Persönlichkeitsrechtsschutz? 
Grundsätzlich kommt Verstorbenen kein rechtlicher Schutz durch das all-
gemeine Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 I i.V.m. Art. 1 I GG zu, da nur 
lebende Personen als aktiv handelnde Personen Träger dieses Grundrechts 
sein können.290 In der Rechtsprechung wird allerdings ein gewisser post-
mortaler Wert- und Achtungsanspruch bejaht, der sich aus der fortwirken-
den Menschenwürde eines Verstorbenen ableitet und dem das Bundesver-
fassungsgericht und der Bundesgerichtshof in ihren Mephisto-Ent-
scheidungen ausdrücklich zugestimmt haben.291 Der Verstorbene ist grund-
sätzlich vor besonders schweren Verletzungen seines Lebensbildes und 
seines sozialen Geltungswertes sowie vor anderen erheblichen Beeinträchti-
gungen geschützt, wobei teilweise darauf abgestellt wird, ob die möglichen 
Eingriffe auch zu Lebzeiten eine gravierende und schwerwiegende Persön-
lichkeitsrechts- beziehungsweise Menschenwürdeverletzung begründen 
                                                          
 
290  Di Fabio, in: Maunz/Dürig, Art. 2 I GG, Rdnr. 226; Löffler/Ricker, Handbuch Presserecht, 
S. 324 f., Rdnr. 5; Jarass, NJW 1989, S. 857 (859f.); BVerfG, NJW 1971, S. 1645 (1647); 
BVerfG, NJW 2001, S. 2957 (2959), BVerfG, AfP 2006, S. 452 (453). 
291  Di Fabio, in: Maunz/Dürig, Art. 1 I GG, Rdnr. 57; BVerfG, NJW 1971, S. 1645 (1647), 
BGH, NJW 1968, S. 1773 (1774). 
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würden.292 Sofern demnach eine Verletzung des postmortalen Achtungsan-
spruchs vorliegt, ist eine Abwägung mit eventuell kollidierenden Rechten 
wegen der grundsätzlichen Unzulässigkeit schlichtweg unmöglich.293 Dieser 
bestimmte über den Tod hinaus geltende Schutz wird heute trotz seiner 
Herleitung aus der Menschenwürde oftmals als postmortaler Persönlich-
keitsrechtsschutz deklariert.294 Der Schutz durch die über den Tod hinaus 
wirkende Menschenwürde ist allerdings zeitlich begrenzt, da die Erinnerung 
an den Verstorbenen im Zeitablauf abnimmt. Eine genaue Grenze lässt sich 
dabei nicht festlegen.295 Die nächsten Angehörigen des Verstorbenen, vor-
nehmlich Ehegatten und Kinder, aber auch Lebensgefährten und Eltern, 
sind zur Wahrnehmung etwaiger Rechte und Ansprüche des Verstorbenen 
berechtigt.296 Daneben existieren besondere spezialgesetzliche Regelungen 
bezüglich Bildnisveröffentlichungen von Toten nach § 22 S. 3 und 4 KUG 
und für die Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener nach 
§ 189 StGB.297
292  Burkhardt, in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 190 f., Rdnr. 114 f.; Soehring, 
Presserecht, S. 282 f. Rdnr. 8; Rehbock, Medien- und Presserecht, S. 43 f., Rdnr. 105; 
BGH, NJW 1990, S. 1986 (1987); BGH, NJW 1968, S. 1773 (1774).; OLG Düsseldorf, 
NJW-RR 2000, S. 321 (321 ff.). 
293  Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 302, Rdnr. 26; BVerfG, 
NJW 2001, S. 594 (594 f.); BVerfG, NJW 2006, S. 3409 (3409), BVerfG, NJW 2001, 
S. 2957 (2959). 
294  Beispielsweise: BVerfG, NJW 2001, S. 594; BVerfG, NJW 2001, S. 2957. 
295  Branahl, Medienrecht, S. 146 f.; Rehbock, Medien- und Presserecht, S. 44, Rdnr. 108; 
Petersen, Medienrecht, S. 94, Rdnr. 46; BGH, NJW 1968, S. 1773 (1777); BVerfG, 
NJW 1971, S. 1645 (1647). 
296  Boksanyi, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 304, Rdnr. 32; Löffler/Ricker, 
Handbuch Presserecht S. 324 f., Rdnr. 5; Soehring, Presserecht, S. 285 f., Rdnr. 11; BGH, 
NJW 1968, S. 1773 (1775); LG Hamburg, AfP 1993, S. 595 (596); OLG München, 
NJW-RR 1994, S. 925 (925 f.). 
297  Soehring, Presserecht, S. 282, Rdnr. 6 f.; Lenckner/Eisele, in: Schönke/Schröder, 
§ 189 StGB, Rdnr. 1 ff.; Engels, in: Ahlberg/Götting, UrhR, § 22 KUG, Rdnr. 59 ff. 
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II. Die Tatverdächtigen Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos 
Dem postmortalen Persönlichkeitsrecht von Tatverdächtigen und Straftätern 
wird in Literatur und Rechtsprechung wenig Beachtung geschenkt, obgleich 
sich dadurch spezielle rechtliche Problemfelder bezüglich möglicher 
Rechtsverletzungen durch ermittelnde Strafverfolgungsbehörden sowie 
durch Presseberichte ergeben können.298 
 
Erst nach dem Tod von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos im Zuge der 
primären Ereignisse am 04.11.2011 offenbarten sich das enorme Ausmaß 
des spektakulären Falls sowie die zahlreichen mutmaßlich begangenen 
Straftaten des NSU. Von diesen Besonderheiten ausgehend und unter Be-
rücksichtigung eines lediglich postmortalen Achtungsanspruchs aus der 
Menschenwürde kann angenommen werden, dass eine Identifizierung von 
Böhnhardt und Mundlos durch Bildnisveröffentlichung oder Namens-
nennung in der Presseberichterstattung grundsätzlich als zulässig erscheint. 
Für den postmortalen Bildnisschutz bestehen grundsätzlich dieselben An-
forderungen aus § 22 ff. KUG, die für den Verstorbenen vor seinem Tod 
maßgeblich waren.299 Stellt man auf einen Vergleich zu Lebzeiten ab, wä-
ren die beiden Verstorbenen der einzig überlebenden Haupttatverdächtigen 
Zschäpe und den diesbezüglichen Ausführungen300 gleichzusetzen. Außer-
dem spricht auch das hohe Aufklärungsinteresse des Gesamtfalls des NSU 
für eine zulässige Identifizierung. Schwerwiegende Beeinträchtigungen 
hinsichtlich der den Tod überdauernden Menschenwürde oder Verzerrungen 
des Lebensbildes der Verstorbenen sind bei einer Berichterstattung mit 
unterstelltem sachlichen Kontext zumindest nicht zu erwarten. Zusätzliche 
Orientierung bietet der Standpunkt des deutschen Presserates zur Berichter-
stattung über verstorbene Tatverdächtige und Täter. Der Presserat hat in 
                                                          
 
298  Mitsch, NJW 2010, S. 3479 (3479 ff.) ; Kühl, NJW 1978, S. 977 (977 ff.). 
299  Renner, in: Wandtke, Medienrecht Praxishandbuch, S. 349, Rdnr. 52.  
300  Vgl. Kapitel D. 
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seinen Entscheidungen teilweise eine identifizierende Berichterstattung 
unter Berücksichtigung der standesrechtlichen Richtlinien des Pressekodex 
bejaht, bei denen es sich um ähnlich außergewöhnliche Fälle und schwere 
Straftaten handelte oder besondere Begleitumstände bestanden und insbe-
sondere tote Amokläufer betroffen waren.301  
Hinsichtlich der betrachteten Presseberichterstattung über Uwe Böhnhardt 
und Uwe Mundlos fällt auf, dass wie bei Zschäpe für die Bebilderung vor-
nehmlich kontextneutrale Portraitaufnahmen verwendet wurden. Die Mehr-
heit der Bildnisse scheint gleichfalls aus privilegierten Quellen zu stammen. 
Neben den damaligen Fahndungsfotos wurden auch häufig von anerkannten 
Nachrichtenagenturen bezogene Abbildungen veröffentlicht. Bezüglich der 
öffentlichen Fahndungsmaßnahmen aus den Jahren 1998 bis 2000 ist eben-
falls eine Speicherung in Archiven oder eine aktuelle Weitergabe von Ab-
bildungen und auch Namensnennung seitens der Ermittlungsbehörden als 
wahrscheinlich anzusehen. Auch eine behördliche Weitergabe von Stand-
bildern der Überwachungskameraaufnahmen bezüglich des Banküberfalls 
am 04.11.2011 zu Aufklärungszwecken kann unterstellt werden. Beispiele 
zur als zulässig angenommenen Bildberichterstattung und Namensnen-
nung302 sind in Anhang 16, Abb. 36 bis 39 dargestellt. Bezüglich Täterbe-
zeichnungen und Vorverurteilungen von verstorbenen Tatverdächtigen 
können die auf dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht beruhenden Ausfüh-
rungen zur Verdachtsberichterstattung offenbar nicht berücksichtigt werden. 
Für die bereits angesprochene und in Anhang 11, Abb. 22 dargestellte Ver-
wendung der Kollektivbezeichnung des Trios als Killer-Nazis durch die 
301  Deutscher Presserat, Praxis-Leitfaden, S. 3, 9f. 
302  Wenzel, in: Freies Wort, 09.11.2011, S. 3 (Auszug); Wegener, in: Freies Wort, 18.11.2011, 
S. 4 (Auszug); Dahlkamp et al., in: DER SPIEGEL, 21.11.2011, S. 22 ff. (Auszug); 
o.V. – B 3, in: BILD, 12.11.2011, S. 1 (Auszug); Castell et al., in: BILD, 15.11.2011, 
S. 10 (Auszug); o.V. – B 7, in: BILD, 16.11.2011, S. 11 (Auszug); Sattar/Bingener, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14. 11.2011, S. 1; Müller, in: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, 26.11.2011, S. 4 (Auszug); Sundeymeyer, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
16.11.2011, S. 32 (Auszug). 
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BILD könnte zwar der Beleidigungstatbestand nach § 185 StGB in Betracht 
kommen.303 Dieser ist allerdings nicht auf Tote anwendbar. Der dafür spe-
zielle § 189 StGB schützt den Verstorbenen allerdings nicht vor solchen 
generellen Beleidigungen, sondern gilt nur für besonders erhebliche post-
mortale Rufschädigungen.304 Das Oberlandesgericht Hamburg erachtet 
zumindest eine Bezeichnung eines Verstorbenen als Täter als zulässig, 
sofern eine an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit für die Täterschaft 
spricht.305 Andererseits muss wohl auch für den Toten das strafprozessuale 
Prinzip der Unschuldsvermutung gelten, da es nie zu einer Verurteilung 
kommen wird.306 Ob diese unwiderlegbar gewordene und postmortale Un-
schuldsvermutung jedoch auch die Presseberichterstattung über verstorbene 
Tatverdächtige binden und Vorverurteilungen wie in dem in Kapitel D, III 2 
angesprochenen und in Anhang 11, Abb. 21 bereits dargestellten Beispiel 
demnach unzulässig sind, ist fraglich. 
III. Die vermeintlichen Opfer der NSU-Terrorzelle 
In Literatur und Rechtsprechung wird einem besonderen Schutzerfordernis 
zumindest für überlebende Opfer von Straftaten zugestimmt. Das Überwie-
gen dieser persönlichen Belange der Betroffenen gegenüber dem öffent-
lichen Informationsinteresse wird insbesondere damit begründet, dass die 
Opfer unverschuldet ins Licht der Öffentlichkeit geraten sind und hinsicht-
lich einer Verarbeitung des Geschehenen eine besondere Rücksichtnahme 
                                                          
 
303  Vgl. Kapitel D, III, 3, a). 
304  Fricke, Recht für Journalisten, S. 259, 265; Soehring, Presserecht, S. 282, Rdnr. 7; Branahl, 
Medienrecht S. 119; Lenckner/Eisele, in: Schönke/Schröder, § 189 StGB, Rdnr. 2; BGH, 
NJW 1959, S. 635 (635). 
305  OLG Hamburg, AfP 1983, S. 466 (467). 
306  Mitsch, NJW 2010, S. 3479 (3481) Laubenthal/Mitsch, NstZ 1988, S. 108 (112 f.); Kühl, 
NJW 1978, S. 977 (979).  
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erforderlich ist.307 Während eine Identifizierung mehrheitlich generell abge-
lehnt wird308, besteht vereinzelt die Auffassung einer Ausnahme bei beson-
ders spektakulären Straftaten.309 Für bei Straftaten getötete Opfer ist zumin-
dest ebenfalls vom bestehenden postmortalen Achtungsanspruch auszuge-
hen. Durch eine die Opfer postmortal identifizierende Bildberichterstattung 
sind bei unterstellter Sachlichkeit und Pietät zumindest keine Verfälschung 
der Lebensleistung oder Herabwürdigung zu erwarten. Sie kann sogar be-
sonderes Mitgefühl sowie einen eigenständigen Informationswert über das 
Ausmaß einer aufsehenerregenden Straftat bewirken.310 Auch im Fall der 
Opferberichterstattung können standesrechtliche Richtlinien zusätzliche 
Orientierung bieten. Der deutsche Presserat sieht eine Veröffentlichung von 
Portraitfotos getöteter Opfer eines Amoklaufs im sachlichen Kontext der 
Berichterstattung als zulässig an. Jedoch verneint er sowohl die Zulässigkeit 
von Bildnisveröffentlichungen bei reinem Illustrationszweck oder Hervor-
hebung eines Einzelschicksals als auch die vollständige Namensnennung.311 
Hinsichtlich der betrachteten Presseberichterstattung über die Opfer des 
NSU fällt auf, dass die Identitäten der Opfer überwiegend mit unzureichend 
anonymisierten Bildnissen und vollständiger oder verfremdeter Namens-
nennung aufgedeckt wurden. Während die Bildnisveröffentlichung kontext-
neutraler Portraitfotos zulässig erscheint, könnte zumindest eine voll-
ständige Namensnennung unzulässig sein. Diesbezügliche Beispiele der 
307  Gronau, Persönlichkeitsrecht und Medienfreiheit, S. 223; Löffler/Ricker, Handbuch Presse-
recht, S. 329, Rdnr. 14; Fechner, Medienrecht, S. 90 f., Rdnr. 79; OLG Hamburg, 
NJW 1975, S. 649 (651). 
308  Branahl, Medienrecht, S. 189; Beater, Medienrecht, S. 538, Rdnr. 1338; von Strobl-Albeg, 
in: Wenzel, Wort- und Bildberichterstattung, S. 505, Rdnr. 87; Ernst, ZUM 1996, 
S. 187 (189). 
309  Rehbock, Medien- und Presserecht, S. 33 , Rdnr. 85. 
310  OLG Hamburg, AfP 2005, S. 76 (77 f.); Branahl, Medienrecht, S. 316.  
311  Deutscher Presserat, Praxis-Leitfaden, S. 3, 12 ff. 
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jeweiligen Presseerzeugnisse312 sind in Anhang 17, Abb. 40 bis 43 darge-
stellt. Im Fall der Opfer der NSU-Terrorzelle ist dabei jedoch explizit zu 
berücksichtigen, dass sowohl die Ceska-Morde in den Jahren 2000 bis 2006 
als auch der Polizistenmordanschlag von Heilbronn vom 25.04.2007 als 
ungeklärte und mysteriöse Fälle schon vorher ein erhebliches mediales und 
öffentliches Aufsehen erregt hatten. Über die getöteten Mitbürger auslän-
discher Herkunft und über die junge Polizistin war wahrscheinlich jeweils 
schon früher identifizierend berichtet worden. Die BILD zeigt beispielswei-
se selbst ihren eigenen zurückliegenden Artikel über die Mordserie313, was 
in Anhang 17, Abb. 44 ersichtlich ist. Es kann nur vermutet werden, woher 
die Bildnisse damals bezogen wurden. Auch hier erscheinen ein Rückgriff 
auf eigene Bildarchive sowie der damalige und aktuelle Bezug von Nach-
richtenagenturen oder den Behörden selbst als wahrscheinlich, was auch 
überwiegend den Quellenangaben der betrachteten Presseerzeugnisse ent-
nommen werden kann. Zudem können die meist kontextneutralen Portrait-
aufnahmen wohl generell keine gravierenden Verletzungen im Sinne des 
postmortalen Achtungsanspruchs bewirken. Insbesondere für den Fall, dass 
Angehörige sich selbst zum Verlust ihrer Verwandten gegenüber der Presse 
äußern, kann eine Verletzung weitgehend ausgeschlossen werden.314 Ein 
solches Beispiel315 ist in Anhang 17, Abb. 45 abgebildet.  
                                                          
 
312  Moritz/Esch, in: Freies Wort, 12.11.2011, S. 3 (Auszug); Ermert/Grachtrup, in: Freies 
Wort, 25.11.2011, S. 3 (Auszug); o.V. – FW 1, in: Freies Wort, 17.11.2011, S. 3 (Auszug); 
Baumgärtner et al., in: DER SPIEGEL, 14.11.2011, S. 66 ff. (Auszug); Löhr et al., in: 
BILD, 12.11.2011, S. 6 (Auszug); o.V. – B10, in: BILD, 23.11.2011, S: 10 (Auszug); 
Klaubert, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.11.2011, S. 3 (Auszug). 
313  Harbusch et al., in: BILD, 16.11.2011, S. 10. 
314  Deutscher Presserat, Praxis-Leitfaden, S. 10, 48. 
315  o.V. – B6, in: BILD, 15.11.2011, S. 11. 
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G. KRITISCHE WÜRDIGUNG UND FAZIT 
Das Ziel der Arbeit bestand in einer ausführlichen Untersuchung hinsicht-
lich möglicher Persönlichkeitsrechtsverletzungen betroffener Personen 
durch eine sachlich und zeitlich abgegrenzte Presseberichterstattung über 
die NSU-Terrorzelle unter Einbeziehung der besonderen Fallkon-
stellationen. Zusammenfassend wird festgestellt, dass sich sowohl Beate 
Zschäpe als einzig überlebende Haupttatverdächtige sowie auch Ralf Wohl-
leben und Tino Brandt aufgrund ihrer früheren politischen Aktivitäten aus 
dem Feld der übrigen Personen hervorheben. Bei Ihnen wird aufgrund der 
erläuterten Besonderheiten und unter Beachtung der allgemeinen Grundsät-
ze eine überwiegende Zulässigkeit einer identifizierenden Verdachtsbericht-
erstattung konstatiert. Die Unterstützer Holger G. und Andre E. sowie wei-
tere von der betrachteten Presseberichterstattung bereits Verdächtigte sind 
im direkten Vergleich zumindest im Hinblick auf die Aufdeckung ihrer 
Identität durch Bildnisveröffentlichung oder vollständige Namensnennung 
weitaus schutzbedürftiger. Eine Verdachtsberichterstattung unter Einhaltung 
der gebotenen Anonymisierung und der übrigen Anforderungen erscheint 
allerdings auch bei dieser Personengruppe wegen der Besonderheiten des 
NSU-Falls zulässig. Persönlichkeitsrechtsverletzungen können sich für alle 
bisher genannten Betroffenen aber dennoch durch Täterbezeichnungen und 
Vorverurteilungen ergeben, welche die Nichterfüllung der allgemeinen 
Grundsätze einer Verdachtsberichterstattung bewirken. Diesbezüglich kön-
nen dann auch negative Auswirkungen auf eine ansonsten zulässige Identi-
fizierung durch Abbildung oder Namensnennung bestehen. Zusätzlich 
kommt die eventuelle Erfüllung der strafrechtlichen Ehrverletzungstatbe-
stände der §§ 185 ff. StGB in Betracht. Für die durch exemplarische Bei-
spiele verdeutlichten und angenommenen Persönlichkeitsrechtsverletzungen 
wären mithin die entsprechenden, zumeist zivilrechtlichen, Gegenansprüche 
und Rechtsfolgen unter Berücksichtigung der jeweiligen Einzelvorausset-
zungen maßgeblich.  
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Hinsichtlich der betrachteten Presseerzeugnisse und ihrer Berichterstattung 
über die NSU-Terrorzelle im Zeitraum November 2011 ist auffallend, dass 
die kleine Lokalzeitung Freies Wort durchweg sehr vorsichtig und bedacht 
agierte. Die Berichterstattung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vermit-
telte einen seriösen und zurückhaltenden Eindruck. Bei diesen beiden Zei-
tungen konnten keine unzulässig wirkenden Auffälligkeiten festgestellt 
werden. Ähnlich war es zwar auch beim Magazin DER SPIEGEL, jedoch 
schienen die Beiträge und Artikel eine Nuance Unterhaltung zu beinhalten. 
Am auffälligsten präsentierte sich die Berichterstattung der BILD, die insge-
samt wohl mit den Schlagworten Sensationsgier, Schlagzeilen, Unterhal-
tung sowie Boulevard- und Regenbogenpresse zu charakterisieren ist. Nicht 
zuletzt die explizite Betrachtung des Beate Zschäpe betreffenden Sonder-
beispiels DAS FOTO-ALBUM DER NAZI-BRAUT verdeutlicht dabei sehr 
anschaulich die häufig grenzwertige Presseberichterstattung der BILD, die 
das höchste Potenzial für Persönlichkeitsrechtsverletzungen besitzt. 
Hervorzuheben sind beim NSU-Fall außerdem die Besonderheiten der 
mehrfachen früheren Öffentlichkeitsfahndungen sowie der staatlichen In-
formationspolitik im Zeitraum November 2011. Dabei spielen die öffent-
liche Fahndung nach Beate Zschäpe am 08.11.2011 sowie die dabei vermut-
lich weitergegebenen Abbildungen und die Namensnennung eine explizite 
Rolle. Nach der Verjährung der früher angelasteten Straftaten im Jahre 2003 
wurde ein Wiederaufleben des bis dahin durch die damaligen Fahndungs-
maßnahmen eingeschränkten Persönlichkeitsrechtsschutzes angenommen. 
Jedoch hat wohl gerade die Fahndung vom November 2011 diese Erstar-
kung unterlaufen. Dies zeigt deutlich die besondere Gefahr der Aushöhlung 
des Persönlichkeitsrechtsschutzes von Tatverdächtigen durch öffentliche 
Fahndungsmaßnahmen und die Informationspolitik staatlicher Behörden. 
Ebenso können anerkannte Nachrichtenagenturen durch ihre Mitteilungen 
das Schutzniveau schmälern. Diese besonderen Aspekte des NSU-Falls 
sprechen nachdrücklich für eine erhöhte Gefährdung von Tatverdächtigen 
bezüglich Persönlichkeitsrechtsverletzungen durch die Presse. Diesbezüg-
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lich kann ergänzend angemerkt werden, dass weder die von der Rechtspre-
chung geschaffenen Grundsätze der Verdachtsberichterstattung und die 
damit verbundene gebotene Zurückhaltung aus der Unschuldsvermutung 
noch die presserechtlichen und standesrechtlichen Pflichten diesen Umstand 
abschließend und umfassend zu beseitigen vermögen. 
 
Auch verstorbene Tatverdächtige und Straftäter sowie Opfer, die durch 
Straftaten ums Leben gekommen sind, erscheinen hinsichtlich des lediglich 
für gravierende Beeinträchtigungen und Entstellungen geltenden postmorta-
len Achtungsanspruchs als nicht ausreichend geschützt. Insbesondere für 
die Angehörigen und Hinterbliebenen beider Personengruppen stellt die 
identifizierende Berichterstattung eine immer neue Konfrontation mit dem 
Verlust der Person des Toten sowie mit dessen mutmaßlichen Taten oder 
mit den Umständen des Ablebens dar. 
 
Vielmehr wären weitere Maßnahmen und mitunter auch die Schaffung 
neuer gesetzlicher Regelungen erforderlich, um diesbezüglich einen effek-
tiveren Persönlichkeitsrechtsschutz zu gewährleisten. Dabei kann bei-
spielsweise die explizite Verankerung des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts im BGB oder ein eigenes Persönlichkeitsrechtsgesetz in Betracht 
kommen. Bei der Entwicklung sollte auf die ausführlichen standesrechtli-
chen Richtlinien des Pressekodex zurückgegriffen werden. Dabei könnte 
eine Zusammenarbeit von staatlicher Legislative und Presserat förderlich 
sein, um einerseits den Persönlichkeitsrechtsschutz zu stärken und anderer-
seits eine zu starke Beschränkung der Pressefreiheit zu vermeiden. Außer-
dem erscheint eine ausdrückliche Regelung zur Bindung der Presse an die 
europarechtliche Unschuldsvermutung nach Art. 6 II EMRK erstrebenswert. 
Nicht nur im Hinblick auf eine mögliche Vereinheitlichung des Persönlich-
keitsrechtsschutzes in Europa könnten auch ausländische Rechtssysteme 
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317  Eigene Darstellung, basierend auf:  
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    Deutscher Presserat, Publizistische Grundsätze (Pressekodex). 
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vom 08.11.2011323 
323  Polizeidirektion Südwestsachsen/Staatsanwaltschaft Zwickau, Gemeinsame Medien-
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Abb. 10: Beispiel zur Herkunft des Bildmaterials aus privilegierter Quelle (Polizei-
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325  Baumgärtner et al., in: DER SPIEGEL, 14.11.2011, S. 66 ff. (Auszug). 
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Abb. 11: Beispiel zur Herkunft des Bildmaterials aus privilegierter Quelle (dpa) in 
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326  Münch, in: Freies Wort, 19.11.2011, S. 3 (Auszug). 
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Abb. 13: Beispiel zur Herkunft des Bildmaterials aus privilegierter Quelle (Polizei) 
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dungsfoto vermutlich dennoch aus privilegierter Quelle (Polizei/dapd)330  
                                                          
 
330  Löhr et al., in: BILD, 10.11.2011, S. 3. 
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Abb. 17:Beispiele für Namensnennungen von Beate Zschäpe in Freies Wort332  
                                                          
 
332  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.n.r.:  
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Abb. 18: Beispiele für Namensnennungen von Beate Zschäpe in DER SPIEGEL333  
                                                          
 
333  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.n.r.: 
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334  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.n.r.: 
    o.V. – B 3, in: BILD, 12.11.2011, S. 1; 
    Kiewel et al., in: BILD, 14.11.2011, S. 10.  
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Abb. 20: Beispiele für Namensnennungen von Beate Zschäpe in Frankfurter Allge-
meine Zeitung335  
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Abb. 21: Beispiel zu Täterbezeichnungen und Vorverurteilungen von Beate Zschäpe 
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336  Kiewel et al., in: BILD Thüringen, 14.11.2011, S. 10. 
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Abb. 22: Beispiele zur mehrfachen Bezeichnung des Trios Böhnhardt, Mundlos, 
Zschäpe als Killer-Nazis in BILD337 
337  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.o.n.r.u.: 
o.V. – B 5, in: BILD, 15.11.2011, S. 1;
Castell et al., in: BILD, 15.11.2011, S. 10 (Auszug); 
o.V. – B 11, in: BILD, 24.11.2011, S. 10; 




Anhang 12: Betrachtung des Sonderbeispiels DAS FOTO-
ALBUM DER NAZI-BRAUT 
 
Abb. 23: Sonderbeispiel DAS FOTO-ALBUM DER NAZI-BRAUT in BILD338  
                                                          
 
338  o.V. – B 8, in: BILD, 18.11.2011, S. 13. 
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Abb. 24: Beispiele zur mehrfachen Bezeichnung von Beate Zschäpe als Nazi-Braut 
in BILD339  
                                                          
 
339  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.o.n.r.u.: 
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Abb. 25: Beispiele zur Berichterstattung über Holger G. und Andre E. in Freies 
Wort340  
                                                          
 
340  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.o.n.r.u.: 
    Scharfschwerdt, in: Freies Wort, 14.11.2011 S. 1 (Auszug); 
    Lanig, in: Freies Wort, 16.11.2011, S. 3 (Auszug); 





Abb. 26: Beispiele zur Berichterstattung über Holger G. und Andre E. in DER 
SPIEGEL341  
                                                          
 
341  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.o.n.r.u.:  
    Heise et al., in: DER SPIEGEL, 28.11.2011, S. 28 ff. (Auszug); 
    Dahlkamp et al., in: DER SPIEGEL, 21.11.2011, S. 22 ff. (Auszug); 




Abb. 27: Beispiele zur Berichterstattung über Holger G. und Andre E. in Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung342  
                                                          
 
342  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.o.n.r.u.:  
    Sattar/Bingener, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.11.2011, S. 1; 
    F.A.Z., in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.11.2011, S. 4 (Auszug); 





Abb. 28: Beispiele zur Berichterstattung über Holger G. in BILD343  
                                                          
 
343  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.n.r.:  
    o.V. – B 4, in: BILD, 12.11.2011, S. 10; 
    Castell et al., in: BILD, 15.11.2011, S. 10. 
 LXXIII 
 
Abb. 29: Beispiele zur Berichterstattung über Holger G. und Andre E. in BILD344  
                                                          
 
344  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.o.n.u.: 
    Kiewel et al., in: BILD, 21.11.2011, S. 8 (Auszug); 
    o.V. – B 12, in: BILD, 25.11.2011, S. 12. 
(…) 
LXXIV 
Anhang 14: Beispiele aus der Presseberichterstattung 
über Ralf Wohlleben 
Abb. 30: Beispiele zur Berichterstattung über die Festnahme von Ralf Wohlleben in 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, Freies Wort und BILD345 
345  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.o.n.u.: 
Carstens, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 30.11.2011, S. 1 und 2 (Auszug); 
Hummel, in: Freies Wort, 30.11.2011, S. 3 (Auszug); 





Abb. 31: Beispiele zur Berichterstattung vor der Festnahme von Ralf Wohlleben in 
Freies Wort und Frankfurter Allgemeine Zeitung346  
                                                          
 
346  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.o.n.u.: 
    o.V. – FW 2, in: Freies Wort, 25.11.2011, S. 3 (Auszug); 





Abb. 32: Beispiel zur Berichterstattung vor der Festnahme von Ralf Wohlleben in 
DER SPIEGEL347  
                                                          
 





Abb. 33: Beispiele zur Berichterstattung vor der Festnahme von Ralf Wohlleben in 
BILD348  
                                                          
 
348  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.o.n.u.: 
    o.V. – B 9, in: BILD, 19.11.2011, S. 6 (Auszug); 




Anhang 15: Beispiele zu möglichen Verletzungen des 
Persönlichkeitsrechts von weiteren durch 
die Presse verdächtigten Personen 
 
Abb. 34: Beispiel mit unzureichender Anonymisierung von Carsten S. in BILD349  
                                                          
 




Abb. 35: Beispiel mit unzureichender Anonymisierung weiterer Personen in BILD350  
                                                          
 
350  Kiewel et al., in: BILD, 21.11.2011, S. 8. 
 LXXX 
Anhang 16: Beispiele aus der Presseberichterstattung über 
Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos 
 
Abb. 36: Beispiele zur Berichterstattung über Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos in 
Freies Wort351  
                                                          
 
351  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.o.n.u.: 
    Wenzel, in: Freies Wort, 09.11.2011, S. 3 (Auszug); 





Abb. 37: Beispiel zur Berichterstattung über Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos in 
DER SPIEGEL352  
                                                          
 





Abb. 38: Beispiele zur Berichterstattung über Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos in 
BILD353  
                                                          
 
353  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.o.n.u.: 
    o.V. – B 3, in: BILD, 12.11.2011, S. 1 (Auszug);   
    Castell et al., in: BILD, 15.11.2011, S. 10 (Auszüge);  





Abb. 39: Beispiele zur Berichterstattung über Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos in 
Frankfurter Allgemeine Zeitung354  
                                                          
 
354  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.o.n.r.u.: 
    Sattar/Bingener, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.11.2011, S. 1; 
    Müller, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26.11.2011, S. 4 (Auszug); 
    Sundermeyer, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 16.11.2011, S. 32 (Auszug). 
(…) (…) 
 LXXXIV 
Anhang 17: Beispiele aus der Presseberichterstattung über 
die vermeintlichen Opfer der NSU-Terrorzelle 
 
Abb. 40: Beispiele zur Berichterstattung über die vermeintlichen Opfer des NSU in 
Freies Wort355  
                                                          
 
355  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.o.n.r.u.: 
    Ermert/Grachtrup, in: Freies Wort, 25.11.2011, S. 3; 
    Moritz/Esch, in: Freies Wort, 12.11.2011, S. 3 (Auszug); 




Abb. 41: Beispiel zur Berichterstattung über die vermeintlichen Opfer des NSU in 
DER SPIEGEL356  
                                                          
 




Abb. 42: Beispiele zur Berichterstattung über die vermeintlichen Opfer des NSU in 
BILD357 
357  Eigene Darstellung, Einzelnachweise v.l.n.r.: 
Löhr et al., in: BILD, 12.11.2011, S. 6 (Auszug); 
o.V. – B 10, in: BILD, 23.11.2011, S. 10. 
 LXXXVII 
 
Abb. 43: Beispiel zur Berichterstattung über die vermeintlichen Opfer des NSU in 
Frankfurter Allgemeine Zeitung358  
                                                          
 
358  Klaubert, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.11.2011, S. 3 (Auszug). 
 LXXXVIII 
 
Abb. 44: Beispiel zur früheren Berichterstattung über die vermeintlichen Opfer der 
NSU-Terrorzelle in BILD359  
                                                          
 
359  Harbusch et al., in: BILD, 16.11.2011, S. 10. 
LXXXIX 
Abb. 45: Beispiel zur Äußerung von Angehörigen gegenüber der Presse in BILD360 
360  o.V. – B 6, in: BILD 15.11.2011, S. 11. 
